| KU

Universitat fir Bodenkultur Wien

P
Erndahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit m
in Osterreich - Rechtliche Strategien zur
Erhaltung von landwirtschaftlichen Nutzflachen und
deren Bewirtschaftung

Masterarbeit

zur Erlangung des akademischen Grades Diplom-Ingenieur

im Rahmen des Studiums Agrar- und Erndhrungswirtschaft

Eingereicht von: Reinhard Streimelweger LL.M (WU), LL.B (WU), BSc

Matrikelnummer: 0751706

E-Mail: reinhard.streimelweger@gmx.at

Betreuer: Univ.-Prof. Dr. Gottfried Holzer
Institut fir Rechtswissenschaften

Department fur Wirtschafts- und Sozialwissenschaften

Wien, Oktober 2016



Vorwort

Die vorliegende Arbeit, welche als Masterarbeit fir das Studium Agrar- und
Ernahrungswirtschaft im Oktober 2016 an der Universitat fur Bodenkultur Wien
eingereicht wurde, beinhaltet das Thema “Erndhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit in Osterreich - Rechtliche Strategien zur Erhaltung von

landwirtschaftlichen Nutzflachen und deren Bewirtschaftung®.

Herzlichst bedanken mochte ich mich bei meinem Betreuer, Herrn Univ.-Prof.
Dr. Gottfried Holzer vom Institut fir Rechtswissenschaften, der mir diese
Masterarbeit ermoglicht hat, fir die fachliche Unterstitzung und geduldige

Betreuung.

Ebenfalls bedanken méchte ich mich bei Herrn Ass.-Prof. Dr. Walter Seher und
Herrn DI Franz Grossauer vom Institut fiur Raumplanung und landliche
Neuordnung fur die in ihrer Vorlesung Bodenmanagement gewonnenen

Anregungen.

Grol3er Dank gebuhrt Burgermeister Mag. Gunther Leichtfried (Gemeinde
Wieselburg-Stadt), Birgermeister Karl Gerstl (Gemeinde Wieselburg-Land)
sowie Herrn DI Friedrich Puhringer von der Abteilung fir Raumordnung und
Regionalpolitik der NO Landesregierung und Raumplaner DI Herfried
Schedlmayer fur die freundliche Unterstitzung.

Weiterer Dank gilt der Osterreichischen Hagelversicherung, hier insbesondere
Herrn Dr. Mario Winkler, fur die fachlichen Anregungen und der BBK Scheibbs,

hier vor allem BBK-Obmann Anton Krenn und Kammersekretér DI Johann Hell.

Insbesondere mochte ich mich bei meinen Eltern dafiir bedanken, dass sie mir
diese Ausbildung ermdglicht haben. Doch nicht nur bei meinen Eltern, auch bei
meiner Schwester und meinen beiden Bridern, die mich ebenfalls immer

unterstitzt haben.

Dank an all jene, mit denen ich wahrend des Studiums gemeinsam denken,

arbeiten und lachen durfte.



Zusammenfassung

Landwirtschaftlich nutzbarer Boden ist ein knappes und nicht vermehrbares
Gut, an dem starke Nutzungskonflikte bestehen. Aufgrund fortschreitender
Inanspruchnahme von landwirtschaftlich nutzbarer Flache, welche primar der
Erzeugung von Lebensmitteln dient, und der Zunahme von konkurrierenden
Nutzungsansprichen an landwirtschaftlichen Flachen kommt der Sicherung der
Ressource und Lebensgrundlage Boden verstarkte Bedeutung zu. Durch die
tagliche Verringerung der landwirtschaftlich nutzbaren Flache ist die
Erndhrungssouveranitdt und  Versorgungssicherheit ~mit  heimischen

Lebensmitteln in Osterreich nicht mehr in ausreichendem MaRe gewahrleistet.

Ziel der Arbeit ist, die wesentlichen rechtlichen Instrumente zur Erhaltung von
landwirtschaftlichen Nutzflachen und deren Bewirtschaftung aufzuzeigen, die
fur den Erhalt der Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit in
Osterreich bendétigt werden. Hierfir wurden alle einschldgigen Rechtsnormen
auf nationaler und EU Ebene untersucht. Ein Praxisteil erganzt die

theoretischen Ausfiihrungen.

Zum Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen kann im Ergebnis im Wesentlichen
zwischen agrarpolitischen Instrumenten und Instrumenten des qualitativen und
qguantitativen Bodenschutzes unterschieden werden. Ein Ergebnis dieser
Analyse ist, dass agrar- und forderungspolitische Instrumente, die einer
nachhaltigen Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflachen dienen,
langfristig auch im Dienst der Erndhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit stehen. Die Untersuchung zeigt ferner auf, dass das
derzeitig vorhandene Instrumentarium der Raumplanung nicht ausreichend
(wirksam) ist um das Problem des Bodenverbrauches nachhaltig zu l6sen. Es
gibt auch nicht ein ,Universal“-Instrument, welches das komplexe Problem des
Bodenverbrauches alleine zu losen vermag. Es braucht vielmehr das
Zusammenwirken mehrerer Instrumente, wobei jene auf Uberdrtlicher Ebene
wie landwirtschaftliche Vorrangflachen oder (berértliche Siedlungsgrenzen
eine verstéarkte Bericksichtigung finden mussen. Der zielgerichtetere Einsatz
monetarer  Instrumente  stellt eine  notwendige  Erganzung des

raumordnungspolitischen Instrumentariums dar.



Abstract

Agricultural soil, a absolutely scarce and not reproducible property, is often the
subject of heavy conflicts of use. Due to its progressive use, primarily serving
for the production of food, and the increase in competing usage claims,
agricultural land becomes increasingly important as a resource and livelihood.
Based on the daily reduction of agricultural usable land, food sovereignty and
security of supply with domestic food in Austria are not guaranteed any longer
to a sufficient degree.

The aim of the work is illustration of the main legal instruments for the
conservation and management of agricultural useable areas in Austria, which
are necessary for the maintenance of food sovereignty and security of supply.
Therefore all relevant legal norms at national as well as at EU level were
examined and complemented with a practical part in addition to the theoretical

explanations.

Regarding the protection of agricultural useful areas, it can be distinguished
between agricultural policy instruments and instruments of qualitative and
guantitative soil protection, respectively. One result is that agricultural- and
support policy instruments are not only serving the sustainable management of
agricultural useable land, but also food sovereignty and security of supply in the
long term. It is shown that the existing tools for spatial planning are not sufficient
(effective) to sustainably solve the problem of land consumption. However,
there is also no "universal" instrument, which can solve this complex problem. It
would rather need the cooperation of several instruments, whereat these need
to be more taken into account at a supra-local level, such as agricultural priority
areas or supra-local settlement boundaries. In this respect the more targeted

use of monetary instruments is also necessary.
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1 Einleitung

Der zentrale Fokus dieser Arbeit liegt auf der Ernédhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit in Osterreich. Landwirtschaftlich nutzbarer Boden ist ein
absolut knappes und nicht vermehrbares Gut, an dem starke Nutzungskonflikte
bestehen. Aufgrund fortschreitender Inanspruchnahme von landwirtschaftlich
nutzbarer Flache, welche priméar der Erzeugung von Lebensmitteln dient, und
der Zunahme von konkurrierenden Nutzungsansprichen an
landwirtschaftlichen Flachen kommt der Ressource und Lebensgrundlage
Boden verstarkte Bedeutung zu. Der steigende Verbrauch der Ressource
Boden hat 6konomische, 6kologische und soziale Folgen. Durch die tagliche
Verringerung der landwirtschaftlich nutzbaren Flache ist die
Erndhrungssouveranitdt und  Versorgungssicherheit mit  heimischen
Lebensmitteln in Osterreich nicht mehr in ausreichendem MaRe gewéhrleistet.
Kapitel 2.1 dieser Arbeit befasst sich daher zunachst mit dem Bodenverbrauch

allgemein und seinen Auswirkungen.

Danach folgen Ausfliihrungen zum BVG-Nachhaltigkeit im Kapitel 3.1. Durch
diese Staatszielbestimmung bekennt sich die Republik Osterreich neben einem
umfassenden Umweltschutz unter anderem zur Sicherung der Versorgung der
Bevolkerung mit hochqualitativen Lebensmitteln auch aus heimischer
Produktion sowie zur nachhaltigen Gewinnung natirlicher Rohstoffe zur
Sicherstellung der Versorgungssicherheit. Die Verankerung des Staatszieles
der Sicherstellung der Versorgungssicherheit mit heimischen Lebensmitteln und
naturlichen Rohstoffen durch das BVG-Nachhaltigkeit ist ein erster Schritt in

Richtung ,Erndhrungssouveranitat” als rechtliches Schutzgut.

Im Zusammenhang mit der Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit
in Osterreich sollen in dieser Arbeit alle einschlagigen Rechtsnormen des
nationalen wie auch des Unionsrechts untersucht werden. Fir eine nachhaltige
Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflachen gilt es zunéchst, die
agrarpolitischen Rahmenbedingungen auf nationaler und unionsrechtlicher
Ebene im Sinne der Ern&hrungssouveranitdt und Versorgungssicherheit zu

analysieren. Denn neben dem Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen vor einer
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Umnutzung fur nicht-landwirtschaftliche Zwecke ist es unter dem Blickwinkel
der Versorgungssicherheit von zentraler Bedeutung, dass die agrarpolitischen
Rahmenbedingungen eine nachhaltige landwirtschaftliche Bewirtschaftung

sicherstellen. Diesem Themenkomplex widmet sich Kapitel 3.2.

Neben den agrarpolitischen Rahmenbedingungen kommt dem qualitativen und
guantitativen Bodenschutz eine zentrale Rolle hinsichtlich
Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit zu. Die Raumordnung und
deren rechtliche Instrumente haben dabei eine wesentliche Bedeutung. Als
Grundlage der Betrachtung wird das NO ROG herangezogen. Hauptziel dieser
Arbeit ist es daher, die rechtlichen Instrumente der Raumordnung zum Schutz
wertvoller landwirtschaftlicher Flachen aufzuzeigen und auch dariber
hinausgehende Instrumente und Lésungsansatze zu prasentieren. Das Kapitel

3.5 ist diesem Themengebiet gewidmet.

Die theoretische Aufarbeitung des Themas erganzt ein praktischer Teil im
Kapitel 4, welcher die Gemeinden Wieselburg-Stadt und Wieselburg-Land in
NO im Fokus hat. Durch eine raumplanerische wie auch agrarstrukturelle
Grundlagenforschung soll anhand dieser beiden Gemeinden dargestellt
werden, ob und inwieweit in der Planungspraxis ein nachhaltiger Umgang mit
der Ressource Boden im Sinne der Erndhrungssouveranitat und

Versorgungssicherheit stattfindet.



2 Allgemeiner Teil

2.1 Daten und Fakten

2.1.1 Entwicklung der Agrarstruktur und des
Selbstversorgungsgrades

Die Anzahl land- und forstwirtschaftlicher Betriebe in Osterreich verringert sich
nach wie vor, auch wenn sich dieser Trend in den letzten Jahren verlangsamt
hat. So kam die letzte Agrarstrukturerhebung im Jahr 2013 fiir Osterreich noch
auf eine Anzahl von 166.317 land- und forstwirtschaftlichen Betrieben. Im
Vergleich zur Agrarstrukturerhebung aus dem Jahr 2010 reduzierte sich die
Betriebszahl um 4 %. Seit dem EU Beitritt im Jahr 1995 verringerte sich die
Anzahl der Betriebe von 239.099 um 72.782 (ein Minus von 30 %). In den
letzten zehn Jahren betrug der Betriebszahlriickgang 24.065 (ein Minus von 13
%). Die oOsterreichische Landwirtschaft ist grds eher kleinstrukturiert, jedoch
steigt die durchschnittliche Betriebsgro3e seit Jahren kontinuierlich an. Die
durchschnittliche GesamtbetriebsgrofRe hat sich von 17,8 ha im Jahr 1951 auf
44,2 ha im Jahr 2013 gesteigert. Zwischen dem Jahr 1995 und 2013 gab es
eine starke Zunahme der Betriebsgréf3en vorwiegend in den GréfRRenklassen
zwischen 50 - 100 ha (ein Plus von 94,8%) und 100 - 200 ha (ein Plus von
223,7 %).t

Der Anteil der verpachteten Flachen stieg von 351.660 ha im Jahr 1960 auf
1.041.030 ha im Jahr 2010.2 In Osterreich sind etwa 40 % des Ackerlandes und
31 % des Grinlandes ge- bzw verpachtet. Die Pachtquote beim Ackerland pro
Betrieb ist jedoch in den einzelnen Bundeslandern unterschiedlich hoch
ausgepragt (NO: 45 %, Burgenland, Wien und Vorarlberg: 60 %).3

Die landwirtschaftlich genutzte Flache (LF) betrug im Jahr 2013 2.728.588 ha
und die forstwirtschaftlich genutzte Flache (FF) 3.427.510 ha. Die LF umfasst
dabei 1.297.110 ha Dauergriinland und 1.364.057 ha Ackerland.* Im Vergleich

! BMLFUW, Gruner Bericht, 2015, 64, Online:
https://gruenerbericht.at/cm4/jdownload/download/2-gr-bericht-terreich/1523-gb2015-pdf.
2 Holzer/Jilch/Wilfinger, Pachten und Verpachten in Osterreich* (2013) 13.

3 Holzer/Jilch/Wilfinger, Pachten und Verpachten in Osterreich4, 16.

4 BMLFUW, Griiner Bericht, 2015, 65.



zum Jahr 2013 belief sich im Jahr 1951 die LF noch auf 4.080.266 ha bzw die
FF auf 2.988.596 ha in Osterreich.>

Die Versorgung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln in Osterreich basiert
auf einem hohen Produktions- und Versorgungsniveau - sowohl bei
Erzeugnissen tierischer als auch pflanzlicher Herkunft.®

In der Saison 2014/15 gab es in Osterreich einen Anstieg der Produktion, des
Verbrauches und des Exportes pflanzlicher Nahrungs- und Futtermittel. 7 Aus
der heimischen Landwirtschaft konnte so der Bedarf an Getreide zu 95%, an
Kartoffeln zu 88%, an Wein zu 83%, an Gemise zu 63% und an Obst zu 55%
abgedeckt werden.® Zur Deckung des Inlandsbedarfes wurden in der Saison
2014/15 daher insgesamt 2,54 Mio.t Getreide (+1%), 1,36 Mio.t Obst und
Gemuse (-1%), 247.100 t Kartoffeln (+11%) importiert.®

Das AgrarauRenhandelsvolumen (pflanzliche und tierische Produkte) stieg 2015
von 20,5 Mrd. auf 21,5 Mrd. Euro im Vergleich zum Kalenderjahr 2014. Die
Agrarimporte stiegen von 10,7 Mrd. auf 11,1 Mrd. Euro und die Exporte von
9,8 Mrd. auf 10,1 Mrd. Euro. Dabei stellen die Mitgliedstaaten der Européischen
Union mit einem Anteil von 83 % bei den Importen und 76 % bei den Exporten
die wesentlichen Handelspartner dar. Der Selbstversorgungsgrad im Jahr 2015
betrug fur Trinkmilch (inkl Joghurt) 162 %, Rind- und Kalbsfleisch 146 %, Kase
115 %, Schweinefleisch 103 %, Eier 84 %, Butter 75 %, Gefllgelfleisch 67 %
und Fisch 6 %.10

5 BMLFUW, Gruner Bericht, 2015, 183 (Tabelle 3.1.1).

6§ BMLFUW, Gruner Bericht, 2015, 31.

7 Statistik Austria, Pressemitteilung: 11.267-078/16, Online:
http://www.statistik.at/web_de/presse/107671.html, Stand: 29.04.2016.
8 Statistik Austria, Versorgungsbilanzen. Online:
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/land_und_forstwirtschaft/preise_bilanzen/ver
sorgungsbilanzen/index.html. Stand: 9.9.2016.

9 Statistik Austria, Pressemitteilung: 11.267-078/16, Online:
http://www.statistik.at/web_de/presse/107671.html, Stand: 29.04.2016.
10 Statistik Austria, Pressemitteilung: 11.352-163/16 Online:
http://www.statistik.at/web_de/presse/109368.html.Stand: 9.9.2016.

4



2.1.2 Entwicklung der Flacheninanspruchnahme

Das Jahr 2015 wurde von der Generalversammlung der Vereinten Nationen
(FAO) zum Jahr des Bodens erklart. Der Weltbodentag!! am 5. Dezember 2014
war dabei ein Grundstein. 2 Im Jahr 2002 beschloss die Osterreichische
Bundesregierung eine ,Osterreichische Strategie zur nachhaltigen Entwicklung*
bei welcher das Ziel festgelegt wurde, bis zum Jahr 2010 eine Verringerung des
Zuwachses dauerhaft versiegelter Flachen auf maximal ein Zehntel des Wertes
aus 2002, dies entspricht einer Flacheninanspruchnahme von etwa 2 ha pro
Tag®3, zu erreichen. Dieses Ziel wurde klar verfehlt, wie folgende Grafik (Abb 1)

verdeutlicht4:
Abbildung 1: Entwicklung der Flacheninanspruchnahme

Entwicklung der téglichen Flacheninanspruchnahmein ha/Tag
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35 7 35

20 b 20

-
wn

durchschnittliche Zunahme in [ha/Tag]
e
[~}

2001 2002 002 2004 1005 2006 2007 1008 2005 2010 2011 2012 013 014 2015

I By und Verkerrsfischen Betriebs Erholungs- und Abbaufidchen Ziehvert Nachhaitigheitsstrategie = == ZTizkvert Straegie Nachhahige Entwickiung

Quelle: UBA, 2016, Online: http://www.umweltbundesamt.at/

11 Der Weltbodentag, welcher auf den 17. Weltkongress im Jahr 2002 in Bangkok zuriickgeht,
ist ein internationaler Aktionstag am 5. Dezember. Er geht von der Internationalen
Bodenkundlichen Union (IUSS) aus.

12 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht: Landwirtschaft-Umwelt-Recht (2015) 283.

13 Osterreichische Bundesregierung, Osterreichs Zukunft Nachhaltig gestalten. Die
Osterreichische Strategie zur Nachhaltigen Entwicklung. Eine Initiative der Bundesregierung.
Zukunft bauen, beschlossen von der Bundesregierung im April 2002, 48. Online:
http://www.umweltbildung.at/cms/download/124.pdf, Stand 26.11.2015.

14 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 282 f.
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Die rote Linie in der Abbildung symbolisiert den Zielwert von 2 ha/Tag. Die
eingezeichneten Balken setzen sich einerseits zusammen aus den Bau- und
Verkehrsflachen (dunkelblau bzw unterer Bereich) und andererseits den

Betriebs-, Erholungs- und Abbauflachen (hellblau bzw oberer Bereich).

Fur die Jahre 2012 bis 2014 liegt der Durchschnitt der taglichen
Flacheninanspruchnahme bei 19,1 ha.’® So lag 2014 der Verbrauch fir Bau-
und Verkehrsflachen bei 7,4 ha/Tag und fir Betriebs-, Erholungs- und
Abbauflachen bei 10,5 ha/Tag.'® Ein weiterer wesentlicher negativer Umstand
betrifft ~die Tatsache, dass fur Bau- und Verkehrsflichen in
Stadtumlandbereichen wie auch in Tal- und Beckenlagen grof3tenteils
landwirtschaftliche Nutzflachen mit bester Bodenqualitat herangezogen
werden.’ Diese negative Entwicklung ist trotz der schon im Jahr 2002 von der
Bundesregierung festgelegten Zielvorgaben eingetreten: ,Ein nachhaltigerer
Umgang mit der Ressource Raum, die Umsetzung des Prinzips der kurzen
Wege, eine Durchmischung der Funktionen, der Schutz wertvoller Freiflachen,
eine Starkung der Regionalitat, eine verbesserte Abstimmung der
raumrelevanten Politiken, eine Steigerung der Lebensqualitat, der Erhalt
wertvoller Strukturen sowie ein Ausbau der partizipativen Elemente sind daher

erforderlich.“18

Fruchtbarer Boden ist global gesehen eine sehr begrenzte Ressource. Die
landwirtschaftliche  Flache ist die Basis fir eine nachhaltige
Nahrungsmittelproduktion, die wirtschaftliche Existenzgrundlage von Landwirten
wie auch Lebensgrundlage der Menschheit im Allgemeinen. Die
landwirtschaftliche Flache ist eine endliche Ressource, welche bereits
heutzutage den teuersten und begrenzenden Produktionsfaktor fur die

Pflanzen- und Tierproduktion darstellt. Die Ursachen der weltweiten

15 Holzer, Bodenverbrauch — Raumplanungsrechtliche Aspekte, in: Norer/Holzer (Hrsg),
Jahrbuch Agrarrecht 16, 2016, 132.

16 Umweltbundesamt, Flacheninanspruchnahme, 2016. Online:
http://www.umweltbundesamt.at/'umweltsituation/raumordnung/rp_flaecheninanspruchnahme/,
Stand: 2.5.2016.

17 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung — Herausforderungen und Moglichkeiten, in: Holzer
(Hrsg), Land- und Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, Schriftenreihe der Osterr.
Gesellschaft fur Agrar- und Umweltrecht, Bd 9, 2008, 4; Holzer, Bodenverbrauch,132.

18 Osterreichische Bundesregierung: Osterreichs Zukunft Nachhaltig gestalten. Die
Osterreichische Strategie zur Nachhaltigen Entwicklung. Eine Initiative der Bundesregierung.
Zukunft bauen, beschlossen von der Bundesregierung im April 2002, 48.
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Verringerung der landwirtschaftlichen Agrarflachen sind vielféltig, insbes der
Bau von Wohnh&usern, Gewerbe- und Industrieanlagen sowie die Entwicklung
von Infrastrukturprojekten sind hierbei zu nennen. Es kann festgehalten werden,
dass sich weltweit die stadtebaulichen als auch industriellen Gebiete fast
ausschliel3lich auf den besten landwirtschaftlichen Flachen befinden. Betrachtet
man diese Entwicklung iZm dem Bevdlkerungswachstum, so fuhrt dies zu einer
Verringerung der verfligbaren Ackerflache pro Kopf der Weltbevolkerung und in
letzter Konsequenz zu einer Lebensmittelverknappung mit allen daraus
folgenden negativen Konsequenzen. Die verfugbare Ackerflache pro Kopf
weltweit gesehen lag im Jahr 2014 bei 2000 m2. Im Jahr 2050 wird sich diese
Flache, bei einer prognostizierten Bevolkerungsanzahl von 9,5 Milliarden, auf
etwa 1500 m? pro Person belaufen. In Osterreich wird sich bei einem
gleichbleibenden Bodenverbrauch von 8.000 ha pro Jahr die verfugbare
Ackerflache pro Osterreicher/in im Jahr 2050 auf nur noch 1000 m?2 belaufen?®.
Die EU verfugt durch ihre 28 MS derzeit Uber einen groRen Ackerflachenanteil
und weltweit gesehen Uber hervorragende Agrarflachen. Jedoch bezogen auf
die Agrarflache pro Person, verbleiben jedem EU Einwohner etwa 2000m?. Die
Verringerung landwirtschaftlicher Flachen spiegelt sich auch in der neueren
Entwicklung wider, dass auf lokaler Ebene relativ hohe Pacht- bzw Kaufpreise
fur landwirtschaftliche Flachen zu bezahlen sind. Eine weitere Entwicklung ist
auf internationaler Ebene durch das sog ,Land Grabbing®, also den Aufkauf von
Agrarflachen durch finanzstarke Staaten zu beobachten. Die FAO prognostiziert
fur das Jahr 2050 eine Steigerung der Lebensmittelnachfrage von 70%.
Ursache dafir ist einerseits die steigende Weltbevdlkerung und andererseits die
starkere Nachfrage nach hoherwertigen Lebensmitteln wie etwa Fleisch- und
Milchprodukten. Um diesen Anforderungen gerecht werden zu kénnen, werden
von der FAO drei wesentliche Mal3nahmen aufgez&hlt: erstens die Verringerung

der Nahrungsmittelverluste, zweitens eine nachhaltige Intensivierung der

19 Weinberger, Bodenverbrauch geféhrdet Lebensmittelversorgungssicherheit, Klimaschutz und
Schoénheit Osterreichs, in: Norer/Holzer (Hrsg), Jahrbuch Agrarrecht 16, 2016, 106.
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Produktion und drittens der Schutz der Agrarflachen. Dem Schutz der
Agrarflachen kommt laut FAO dabei eine Schlisselstellung zu.?°

2.1.3 Daten zum quantitativen Bodenverbrauch

Die europaische Kommission hat in einer Mitteilung bereits im Jahr 2002 auf
folgende Hauptgefahren fur den Boden hingewiesen:?! Erosion, Riickgang der
organischen Substanz, Bodenkontamination, Bodenversiegelung,
Bodenverdichtung, Riuckgang der biologischen Vielfalt im Boden, Versalzung,
Uberschwemmungen und Erdrutsche. Dabei ist zwischen gquantitativem und
qualitativem  Bodenverbrauch zu unterscheiden. Zum  quantitativen
Bodenverbrauch ist etwa die Flacheninanspruchnahme durch
Bodenversiegelung zu z&hlen. Qualitativer Bodenverbrauch umfasst zB

Schadstoffverunreinigungen oder Strukturprobleme.??

Die bewirtschaftete Ackerflache in Osterreich nahm von 2003 bis 2012 um 1,8
% ab. Dies entspricht einer Flache von 25.000 ha.??® Wesentliche Ursache
dieser Entwicklung ist die Umwidmung in Bau-, Gewerbe- und
Verkehrsflachen. 24 Die Verfugbarkeit von Flachen fur die nicht-
landwirtschaftliche Nutzung hat ua auch den Grund, weil durch eine
landwirtschaftliche Uberschussproduktion der Boden als Produktionsgrundlage

stark an Bedeutung verloren hat.?®

Am Weltbodentag 2013 wurde fir Osterreich ein Bodenverbrauchsindex (BVI)
erstellt, welcher die verfugbare Ackerflache Osterreichs pro Kopf im Vergleich
zum Jahr 1961 angibt. Wahrend im Jahr 1961 jedem Osterreicher statistisch

noch 2.385 m2 Ackerflache (= 100 %) zur Produktion von Lebensmitteln zur

20 LiBmann, Unendlicher Ressourcenverbrauch auf endlicher Erde, Teil 1: Schutz der
Agrarflachen ist eine Uberlebensfrage, 2014, 1 ff., Online:
<http://www.lissmann.eu/flaechenverbrauch_59118780.htmI>, Stand: 14.12.2015.

21 Kom: Hin zu einer spezifischen Bodenschutzstrategie (2002) 179, 9.

22 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 129.

23 BMLFUW, Griiner Bericht, 2013, 37, Online:
http://gruenerbericht.at/cm4/jdownload/download/2-gr-bericht-terreich/649-gb2013.
24 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 130.

25 Seher, Von flachendeckender zu gestapelter Landwirtschaft? Raumnutzung und
landwirtschaftlicher Strukturwandel, Wissenschaft und Umwelt - Interdisziplindr Nr 8:
Bodenmarkierungen,12/2004, 115. Online:
http://www.fwu.at/assets/userFiles/Wissenschaft_ Umwelt/8 2004/2004 08 boden.pdf, Stand:
11.04.16.



Verfigung standen, waren es im Jahr 2012 nur noch 1.608 m? pro Kopf (=
67,4 %)2¢. Eine Studie?’ Uber Ernahrung und Flachennutzung hat erhoben,
dass eine Eigenversorgung mit Nahrungsmitteln in Osterreich bei jetziger
Ernahrungsweise und Intensitdt der landwirtschaftlichen Produktion nicht
gegeben ist, weil die verfigbare Ackerflache dafir unter den jetzt gegebenen
Umstanden nicht ausreicht. Jeder Osterreicher benétigt allein fir seine
Nahrungsmittelproduktion ca. 3600 m?, welche sich auf ca. 1.860 m?

Ackerflache und 1.740 m?2 Grunlandflache aufteilen.28

Eine Anderung der Ernahrungsgewohnheiten 2° ergabe die Chance, die
erforderliche Flacheninanspruchnahme um etwa 30% zu senken. Eine
Eigenversorgung ware laut der zuvor genannten Studie mit den vorhandenen
Flachen unter diesen geanderten Verhéltnissen mittels konventioneller
Landwirtschaft mdglich. Dabei wirden ca. 83% der Ackerflache und ca. 60%

der Grunlandflache beansprucht.®°

Aus den dargestellten Fakten zum quantitativen Bodenverbrauch und der damit
einhergehenden kontinuierlichen Verschlechterung des
Eigenversorgungsgrades mit heimischen Lebensmitteln ergibt sich, dass ein
quantitativer Bodenschutz notwendig ist, welcher die Flacheninanspruchnahme

dauerhaft effektiv verringert.

2.1.4 Flachenkonkurrenz durch biogene Rohstoffe

Aufgrund einer steigenden Nachfrage nach nachwachsenden Rohstoffen und
Energietragern (NAWAROYS) ist davon auszugehen, dass Flachenkonkurrenzen
innerhalb der Landwirtschaft wie auch zwischen der Landwirtschaft und

sonstigen Raumnutzungen verstarkt werden.3!

26 Osterreichische Hagelversicherung, Pressemeldung 4.Dezember 2013, Neuer
Bodenverbrauchsindex der Hagelversicherung, Online: http//www.hagel.at, Stand: 6.12.2015.
21 Zessner/Helmich/Thaler/Weigl/Wagner/Haider/Mayer/Heigl, Erndhrung und Flachennutzung
in Osterreich, in: Schimon/Vogel/Hohenauer (Hrsg), Osterreichische Wasser- und
Abfallwirtschaft, 5-6/2011, 95 ff.

28 Holzer, Bodenverbrauch,134.

29 Lebensmittelbasierte Erndhrungsempfehlungen der Deutschen Gesellschaft fir Ernahrung.
30 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 130.

31 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 47 f.
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Seit dem Jahr 2005 mussen in Osterreich Agrartreibstoffe gesetzlich
verpflichtend beigemischt werden. Wichtigste Rohstoffe sind Raps (Agrodiesel)
sowie Weizen und Mais (Agroethanol). Die nationalen Ziele in der
Agrartreibstoffpolitik kénnen als vorbildlich bezeichnet werden. So Ubertraf
Osterreich mit 7,0 % im Jahr 2009 das vorgeschriebene Beimischungsziel von
5,75 % deutlich.3? Der Zielwert fur erneuerbare Energie aus erneuerbaren
Energietragern am Bruttoendenergieverbrauch soll bis zum Jahr 2020 in
Osterreich 34 % betragen (EU-weit 20 %). Der Einsatz erneuerbarer
Energietrager im Verkehrssektor (zB Biokraftstoffe, Okostrom) soll sich bis zum
Jahr 2020 auf mindestens 10 % belaufen.3?

Welchen Anteil biogene Rohstoffe an der landwirtschaftlichen Nutzflache in
Osterreich im Jahr 2013 hatten, wird in der folgenden Grafik (Abb 2) ersichtlich.

Abbildung 2: biogene Rohstoffe

Verwendung der dsterreichischen Ackerflache 2013
S 48,1 o M Futtermittel (651.200 ha)

32,3 0o M Lebensmittel (437.600 ha)

8,8 0 M Olfriichte (119.300 ha)

2,8 %% [ Brachefldchen (38.600 ha)

0,9 %  Sonstiges (12.500 ha)

Besamt . 7,0% [ Bioenergie Gesamtflache (94.800 ha)
1,35 Mio. ha g 1,8 % M Sonstige Bioenergie:

' ; Biogas, Miscanthus, Kurzumtrieb (24.700 ha)
0,4 % M Nettoflache Biotreibstoffe (5.100 ha)
4.8 0o [ Substitutionseffekte durch EiweiBfuttermittel
Biotreibstoffproduktion (65.000 ha)

Quelle: Griiner Bericht 2014, BMLFUW, Landwirtschaftskammer Osterreich

Quelle: Osterreichischer Biomasse-Verband, Basisdaten Bioenergie 2015, 33. Online:
http://www.biomasseverband.at/publikationen/broschueren/. Stand 26.8.2016

In Osterreich wurden im Jahr 2013 48,1 % der Ackerflache fur die
Futtermittelproduktion, 32,3 % flr die Lebensmittelproduktion und 7,0 % fir die
Bioenergieproduktion verwendet. Fir die Bioenergieproduktion wurden somit
insgesamt 94.800 ha Ackerflache benétigt. Fur die Erzeugung von

82 Funk/Pichler, Agrartreibstoffe im Fokus: Politikkoharenz aus der Perspektive des Rechts auf
Nahrung. Dossier entstanden im Rahmen des Projekts: ,Das Menschenrecht auf Nahrung als
Grundlage fur Politikkoharenz, 2011, 8. Online:
http://www.oekosozial.at/uploads/tx_osfopage/Agrartreibstoffe_im_Fokus.pdf. Stand: 18.8.2016.
33 Umweltbundesamt, Biokraftstoffe als Alternative, 2016. Online:
http://www.umweltbundesamt.at/'umweltsituation/verkehr/kraftstoffe/biokraftstoff1/, Stand:
27.8.2016.
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Biokraftstoffen wurden davon 5,2 % oder ca. 70.000 ha verwendet. Dabei gilt es
zu bericksichtigen, dass bei der Produktion von Bioethanol und Biodiesel
Eiwei3futtermittel erzeugt werden, welche im Inland 6.000 ha Futtergetreide
und in Studamerika 59.000 ha zum Teil genveradnderten Soja ersetzen und
damit die Importabhéngigkeit auf diesem Sektor verringern. Unter
Berucksichtigung der Substitutionseffekte durch Eiwei3futtermittel wurden 2013
lediglich 0,4 % der Ackerflache fir Biotreibstoffe verwendet.34

Bis zum Jahr 2020 kénnte der Anbau von Energiepflanzen als Hauptfrucht auf
122.000 ha ausgebaut werden, wovon 80 % Ackerland und 20 % Grunland
betroffen wéaren. Damit wirden im Jahr 2020 etwa 7,2 % des Ackerlandes und
1,4 % des Dauergriinlandes zur Energieproduktion genutzt.3°

Die Ressourcenkonkurrenz betrifft jedoch nicht nur biogene Rohstoffe fir die
Bioenergieproduktion, sondern grds alle Nicht-Nahrungsguter, die potentielle
Lebensmittelproduktionsflachen in Anspruch nehmen. Dies betrifft auf dem
globalen Agrarmarkt vor allem Baumwolle und Kautschuk, aber auch Blumen,
Zierpflanzen oder Nutzpflanzen fiir die Hobbytierhaltung.®® Agrartreibstoff- und
Nahrungsmittelproduktion sind nicht so problemlos vereinbar, wie es gerne
dargestellt wird. Neben fruchtbaren Landflachen konkurriert der
Energiepflanzenanbau auch hinsichtlich anderer natirlicher Ressourcen, wie
etwa Wasser. Die Beimischungsverpflichtungen auf EU- und nationaler Ebene
haben wesentlich zum Entstehen der Nachfrage nach Agroenergierohstoffen
beigetragen.®’

2.1.5 Auswirkungen des stetigen Bodenverbrauches

Fruchtbarer Boden ist ein knappes Gut und wird einerseits durch laufende
Bodenversiegelung und andererseits durch Bodendegradation immer

knapper. 38 Osterreich ist europaweit gesehen Spitzenreiter bei der

34 Osterreichischer Biomasse-Verband, Basisdaten Bioenergie 2015, 33. Online:
http://www.biomasseverband.at/publikationen/broschueren/. Stand 26.8.2016.

35 Osterreichischer Biomasse-Verband, Bioenergie 2020, 16. Online:
http://www.biomasseverband.at/publikationen/broschueren/. Stand 26.8.2016.

36 Osterreichischer Biomasse-Verband, Biotreibstoffe auf dem Prifstand, 13. Online:
http://www.biomasseverband.at/publikationen/broschueren/. Stand 26.8.2016.

37 Funk/Pichler, Agrartreibstoffe im Fokus, 20.

38 Reischauer, Bodenschutzrecht, in Norer, Handbuch des Agrarrechts? (2012) 669.
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Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflachen.3® Ein Vergleich mit
Deutschland etwa zeigt, dass dort der Flachenverbrauch von 120 ha/Tag im
Jahr 1996 auf 69 ha/Tag im Jahr 2012 reduziert werden konnte°. Zwar hat sich
in Deutschland der Bodenverbrauch verlangsamt, jedoch wird dessen
nationales Nachhaltigkeitsziel, fur das Jahr 2020 den Flachenverbrauch auf

max. 30 ha/Tag zu verringern, nicht leicht erreicht werden?*!.42

Wenn der derzeitige Flachenverbrauch in Osterreich in diesem AusmaR weiter
voranschreitet, so ware in 20 Jahren beispielsweise die gesamte Ackerflache
des Burgenlandes im Ausmal von etwa 150.000 ha der landwirtschaftlichen
Nutzung entzogen.*® Die 0Osterreichische Hagelversicherung“* prognostiziert
bei diesen gleichbleibenden Flachenverbrauchswerten, dass bis zum Jahr 2064
etwa 400.000 ha landwirtschaftlicher Flache durch Verbauung verloren gehen
konnten und rein rechnerisch in etwa 200 Jahren keine Ackerflachen in
Osterreich mehr zur Verfligung stehen wiirden.*> Bei einem durchschnittlichen
Verbrauch von etwa 19 ha/Tag waren dies in 200 Jahren somit 1.387.000 ha*®
und entspricht etwa der Ackerlandflache*” Osterreichs im Jahr 2015. Zugleich
wird bis zum Jahr 2050 eine Verdoppelung der landwirtschaftlichen Produktion
notwendig sein, um die prognostizierte Weltbevélkerung von 9,6 Milliarden
ernahren zu konnen.*8

Der Boden spielt auch fur den Klimaschutz eine grof3e Rolle. Denn der Gehalt
an gebundenem Kohlenstoff ist etwa doppelt so gro3 wie jener in der

Atmosphare und dreimal so grol3 wie in der Vegetation. Die dreidimensionalen

39 Holzer, Bodenverbrauch,133; ebenso Interview mit Dr. Mario Winkler, Osterreichische
Hagelversicherung am 22.3.2015.

40 Nies, Agrarumweltrecht — Aktuelle Herausforderungen an Politik, Rechtsetzung und
landwirtschaftliche Praxis, AUR 11/2014, 435.

41 | iRmann, Unendlicher Ressourcenverbrauch auf endlicher Erde, Teil 2: Kénnen wir
Agrarflachen in Deutschland schitzen? , 2014. 3, Online:
http://www.lissmann.eu/flaechenverbrauch_59118780.html, Stand: 14.12.2015.

42 Holzer, Bodenverbrauch, 133.

43 Landwirtschaftskammer Osterreich, Agrarflachenentwicklung in Osterreich, in: OROK (Hrsg),
14. Raumordnungsbericht: Analysen und Berichte zur raumlichen Entwicklung Osterreichs
2012-2014, Schriftenreihe Nr. 195, 2015, 241.

44 www.hagel.at.

45 Interview mit Dr. Mario Winkler, Osterreichische Hagelversicherung am 22.3.2015; Holzer,
Bodenverbrauch, 134.

46 Eigene Berechnung: 19 ha/Tag*365 Tage*200 Jahre

47 1.350.000 ha, Quelle: Statistik Austria, Online:
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/land_und_forstwirtschaft/agrarstruktur_flaec
hen_ertraege/bodennutzung/index.html, Stand 3.5.2016.

48 Reischauer, Bodenschutzrecht, 649.
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Funktionen des Bodens (Produktions-, Filter- und Lebensraumfunktion) werden
in der Praxis der Raumplanung immer noch zu wenig beachtet, obwohl die
Grundsatze der Raumordnungsgesetze zu einem sparsamen Bodenverbrauch
verpflichten.4°

Die negativen Konsequenzen des anhaltenden Bodenverbrauches sind
vielfaltig:>°

e Verringerung des Selbstversorgungsgrades und der
Ernahrungssicherheit, was eine steigende Abhangigkeit von
Lebensmittel-Importen zur Folge hat;

e Gefahrdung von bis zu 530.000 Arbeitsplatzen in vor- und
nachgelagerten Bereichen der Agrarbranche;

e Negative Konsequenzen fir den Klimaschutz (CO2-Speicherfunktion
geht verloren) sowie die Naturgefahrenvorsorge (Gefahr von
Uberschwemmungen steigt, da Speichermedium fiir Wasser fehlt);

e Beeintrachtigung des Tourismus und der Kulturlandschaft.

Eine Reduktion des Bodenverbrauchs ist als unerlasslicher Beitrag zum
Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel zu sehen und dient der
Erhaltung der 6sterreichischen Ernahrungssicherheit.®! Jedoch werden Boden
nicht ausreichend vor Verbauung geschitzt, weil es dafur innerhalb der
bundesstaatlichen Struktur Osterreichs keine einheitlichen Regelungen und

Kriterien gibt.>?

49 Reischauer, Bodenschutzrecht, 669 f.

50 |nterview mit Dr. Mario Winkler, Osterreichische Hagelversicherung am 22.3.2015.
51 Prokop, Niederosterreich verliert taglich an Boden, 2013, 5. Online: http://www.noe-
naturschutzbund.at/PDF/GProkop_Versiegelung_Umwelt_bunt_Dez2013.pdf, Stand:
26.11.2015.

52 Prokop, Niederosterreich verliert téglich an Boden, 6.
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2.2Begriffsdefinitionen

2.2.1 Raumordnung und Raumplanung

Der Begriff Raumplanung ist nicht klar definiert. Die in der Literatur
vorhandenen Definitionen der Raumplanung sind so zahlreich wie die Forscher,
welche sich dieser Thematik verschrieben haben.®® Auch die einschlagigen
gesetzlichen Definitionen der Raumplanung sind nicht ident.>

In der Literatur hat sich der Begriff Raumordnung als der umfassendere Begriff,
welcher die Raumplanung mit einschliel3t, durchgesetzt. Die Gesetzgeber von
Bund und Lander neigen dazu diese Begriffe synonym zu verwenden.
Raumordnung umfasst alle hoheitlichen Akte, welche den Staatsraum oder
Teile davon nach den politischen Zielen ausformen. Unter Raumplanung
dagegen wird jener Teil der Raumordnung verstanden, welcher die hoheitliche
planméaRige Festlegung von Bodennutzungen zum Inhalt hat.>®

Im niederdsterreichischen ROG, findet sich folgende Definition der

Raumordnung:®

-Raumordnung ist die vorausschauende Gestaltung eines Gebietes zur Gewahrleistung der
bestmdglichen Nutzung und Sicherung des Lebensraumes unter Bedachtnahme auf die
natirlichen Gegebenheiten, auf die Erfordernisse des Umweltschutzes sowie die
abschéatzbaren wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bedirfnisse seiner Bewohner und der
freien Entfaltung der Personlichkeit in der Gemeinschaft, die Sicherung der lebensbedingten
Erfordernisse, insbesondere zur Erhaltung der physischen und psychischen Gesundheit der
Bevolkerung, vor allem Schutz vor Larm, Erschitterungen, Verunreinigungen der Luft, des

Wassers und des Bodens, sowie vor Verkehrsunfallsgefahren®.

Den Begriff Raumordnung hat der VfGH % als ,die planmaRige und
vorausschauende Gesamtgestaltung eines bestimmten Gebietes in Bezug auf

seine Verbauung, insbesondere fur Wohn- und Industriezwecke einerseits und

53 Wytrzens, Agrarplanung: Grundziige der landwirtschaftlichen Raumplanung in Osterreich
(1994) 29.

54 Wytrzens, Agrarplanung, 30 f.

55 Holzer, Land- und Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, in: Holzer (Hrsg), Land- und
Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, Schriftenreihe der Osterr. Gesellschaft fiir Agrar- und
Umweltrecht, Bd 9, 2008, 9.

5681 Abs 1 Z 1 NO ROG 2014.

57 BGBI 1954/162, V{Slg 2674/1954.
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fur die Erhaltung von im wesentlichen unbebauten Flachen andererseits”

definiert.>8

2.2.2 Flachenverbrauch - Flacheninanspruchnahme -
Bodenverbrauch

Die Flacheninanspruchnahme, umgangssprachlich Flachenverbrauch genannt,
entspricht dem unmittelbaren und dauerhaften Verlust biologisch produktiven
Bodens durch Verbauung und Versiegelung fur Siedlungs- und Verkehrszwecke
bzw auch fur andere Intensivhutzungen wie etwa Deponien, Abbauflachen oder
Kraftwerksanlagen. Flacheninanspruchnahme  betrifft die land- und
forstwirtschaftlich nutzbare Flache.®® Der Flachenverbrauch umfasst bebaute
Flachen und unbebaute Flachen. Unter bebauten Flachen sind versiegelte und
bebaute Flachen zu verstehen, wie Gebaude-, Stral3en-, und Industrieanlagen
wie auch unversiegelte Flachen wie Hausgarten. Die zweite Kategorie des
Flachenverbrauches umfasst die unbebauten Flachen, welche fir Siedlungs-,
oder industriell-gewerbliche Zwecke verwendet werden. Hierzu zéhlen etwa
offentliche Garten, Erholungseinrichtungen, Sportstatten, Friedhdfe oder
Abbaugebiete.®° Der Begriff Flachenverbrauch wird in der Fachwelt zunehmend
durch den Begriff der Flacheninanspruchnahme ersetzt. Dies mit der
Begrindung, dass Flache nicht verbraucht werden kann, sondern nur fur eine

andere, nicht-produktive Nutzung beansprucht wird.5!

Im Vergleich dazu kann jedoch von Bodenverbrauch gesprochen werden. Denn
fur die Ressource Boden gilt, dass diese sehr wohl durch die Inanspruchnahme
fur eine andere als landwirtschaftliche Nutzung als verbraucht angesehen

werden kann. Denn mit der Nutzungsanderung des Bodens durch Verbauung

58 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 287.

59 BMLFUW, Grund Genug? Flachenmanagement in Osterreich — Fortschritte und Perspektiven,
2011, 11. Online: Online:
https://www.bmlfuw.gv.at/service/publikationen/umwelt/grund_genug.html, Stand: 2.3.2016.

60 | exer/Linser, Nicht- nachhaltige Trends in Osterreich: Qualitative Lebensraumveranderung
durch Flachenverbrauch, in: UBA (Hrsg), Umweltbundesamt Workshop zu nicht-nachhaltigen
Trends in Osterreich im Bereich qualitativer Lebensraumveranderung, 2005, 8 f. Online:
http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/presse/news2006/NNT _Flaechenverbrauch.pdf,
Stand: 6.3.2016

61 Wolkart, Ernahrungssicherung fur Industrienationen — Analyse bestehender raumplanerischer
Instrumente zum Schutz landwirtschaftlicher Flachen in Osterreich und der Schweiz in Hinblick
auf die Ernahrungssicherung, Masterarbeit an der Universitat fur Bodenkultur Wien, 2015, 31.
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bzw Versiegelung werden seine natirlichen Bodenfunktionen wesentlich

verandert bzw vollstandig unterdriickt.®?

2.2.3 Versiegelte Flache

Unter versiegelter Flache versteht man Boden, die durch harte
Oberflachenbelage mit praktisch undurchlassigen Materialien (Asphalt, Beton,
etc.) oder durch unmittelbare Uberbauung mit Gebauden von der Atmosphére
getrennt sind. 3 Der Boden wird dadurch allein auf seine Tragerfunktion
reduziert und verliert seine wertvollen nattrlichen Funktionen. % Der
Versiegelungsgrad betrug in Osterreich im Jahr 2015 anhand von Daten fiir die
Flacheninanspruchnahme (Basis ist die Grundstucksdatenbank) etwa 41 % der
Flachen fur Siedlungs- und Verkehrszwecke. ¢ Im Jahr 2014 lag der

Versiegelungsgrad etwa bei 56 %.%6

2.2.4 Dauersiedlungsraum

Bedingt durch die natlrlichen Gegebenheiten eignen sich im Gebirgsland
Osterreich nur etwa 40 % der Landesflache zur dauerhaften Nutzung fir
Siedlungstatigkeiten. Daher erhalt der Indikator ,Flachenverbrauch® erst eine
klare Aussagekraft fiir ein nachhaltiges Flachenmanagement, wenn man diesen
auf den Dauersiedlungsraum bezieht. Als Dauersiedlungsraum wird der

potenziell fir dauerhafte Siedlungsnutzung geeignete Raum bezeichnet.®’

62 Wolkart, Ernahrungssicherung fur Industrienationen, 31 ff.

63 BMLFUW, Grund Genug? Flachenmanagement in Osterreich — Fortschritte und Perspektiven,
2011, 11.

64 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 132.

65 Umweltbundesamt, Flacheninanspruchnahme, 2016. Online:
http://www.umweltbundesamt.at/'umweltsituation/raumordnung/rp_flaecheninanspruchnahme/,
Stand: 27.6.2016.

66 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 132.

67 Lexer/Linser, Nicht- nachhaltige Trends in Osterreich, 17.
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Der Dauersiedlungsraum umfasst den fur die Landwirtschaft, Siedlung und
Verkehrsanlagen verfugbaren Raum oder umgekehrt betrachtet, ua eben nicht

Wald, Odland oder Gewéasser.68

Abbildung 3: Dauersiedlungsraum

Bau- und Verkehrsflachen in % des Dauersiedlungsraums nach Gemeinden (2012)

"Bebaiite Fldche"km2 (Quantile)
2.7% - BE%
I a7 11,3%
19, 4% - 1 5%
18.1% - 22:2%
I 22 3% - 80,1%
Hauptfizsse
Seen (Auswahl)
Wald, Alman, Odlang

Roumainhailan Gemeinden (Gabletsstand 2012)

Bau- und Verkshrsfldche:
= Benitzungsar Baufldche™ mit ailen Nutzungen ( Gebdude”, befastigh®, begrint’ und nicht naher unterschieden”)
- Benlitzungsart ,Sonstiga” mit den Nutzungen  Strallenanlagen” und Bshnaniagen® It

o 25 50 100 km
Quelle: Regonalinfoemation der Goundsibeksdatanbank (BEV), Stand der Daten: 1.1, 2012
Berachnungen; Umwelitbundesaml ]
Kartengrundiagen: Statstik Austia, Arc Austra
Karenereteliung; Mag. Lukas Loschner, bakk. lachn =

Quelle: Seher/Grossauer, Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, Boku Wien, SS
2015, Stand: 13.3.2015.

In Abb 3 kann man anhand der rot gekennzeichneten Bereiche ablesen, dass in
diesen Gemeinden 22,3 % bis 80,1 % des in der Gemeinde verfugbaren
Dauersiedlungsraumes fur Bau- und Verkehrsflachen bereits verbraucht sind.
Die grinen Flachen dagegen lassen auf eine starke Zunahme an Verkehrs- und

Bauflachen schlieRen.5°

68 Statistik Austria: Online:
http://www.statistik.at/web_de/klassifikationen/regionale_gliederungen/dauersiedlungsraum/inde
x.html, Stand: 3.3.2016.

69 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 13.3.2015.
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2.2.5 Quantitativer und qualitativer Bodenschutz

Es kann zwischen quantitativen Bodenverlusten wie ,Flachenverbrauch® und
Erosion und qualitativen Bodenbeeintrachtigungen wie Schadstoffeintrdgen und
Strukturschaden unterschieden werden.’® Diesen beiden Kategorien widmet
sich entsprechend der quantitative und qualitative Bodenschutz. Das fur den
qualitativen Bodenschutz, insbes den Schutz landwirtschaftlicher Boden
relevante Landesrecht umfasst Bodenschutzgesetze sowie Regelungen
betreffend die Ausbringung von Klarschlamm und Kompost. Wesentliche
Instrumente des quantitativen Bodenschutzes sind die RaumordnungsG der
Lander und insbes die ortlichen Raumordnungsprogramme der Gemeinden

(Flachenwidmungsplane).’

70 Holzer, Agrarrecht® (2014) 255.
"1 Holzer, Agrarrecht?, 254.
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3 Rechtliche Instrumente

3.1BVG-Nachhaltigkeit

Der Umweltschutz wurde im Jahr 1984 als Staatszielbestimmung im BVG-
Umweltschutz ’? festgeschrieben. Diese Staatszielbestimmung wurde im Jahr
2013, aufgrund eines parlamentarischen Initiativantrages ’®, zum sog BVG-
Nachhaltigkeit’ ausgebaut. Damit bekennt sich die Republik Osterreich (Bund,
Lander und Gemeinden) nicht mehr nur zum umfassenden Umweltschutz?®,
sondern Uberdies auch zu den Zielen der Nachhaltigkeit bei der Nutzung von
naturlichen Ressourcen, dem Tierschutz, der Wasserversorgung, der Sicherung
der Versorgung der Bevolkerung mit hochqualitativen Lebensmitteln tierischen
und pflanzlichen Ursprungs auch aus heimischer Produktion, wie auch der
nachhaltigen Gewinnung natirlicher Rohstoffe in Osterreich zur Gewéhrleistung
der Versorgungssicherheit.”® Ein Behandeln von landwirtschaftlichen Flachen iS
der sog Restflachenideologie ist seit Inkraftreten des BVG-Nachhaltigkeit nicht
mehr mit dessen zuvor genannten Zielen vereinbar.’” Eine Berlicksichtigung
des Umweltschutzes sowie der Forderung der nachhaltigen Entwicklung fordert
auch bereits das Primarrecht der EU in Art 11 AEUV."8

Die Verankerung des Staatszieles der Versorgungssicherheit mit heimischen
Lebensmitteln sowie naturlichen Rohstoffen stellt einen ersten Schritt in
Richtung ,Ernahrungssouveranitat® als ein verfassungsrechtlich geschutztes
Gut dar. ® Diese Versorgungssicherheit ist auch iZm Art 9a B-VG, dem
Bekenntnis zur umfassenden Landesverteidigung, zu sehen. Denn unter einer

umfassenden Landesverteidigung ist neben der militdrischen, geistigen und

72 BGBI 491/1984.

73 |A 2316/A BIgNR 24.GP vom 23.05.2013.

74 BGBI 1 111/2013.

5 § 3 Abs 2 BVG-Nachhaltigkeit lautet: Umfassender Umweltschutz ist die Bewahrung der
natirlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen vor schadlichen Einwirkungen. Der
umfassende Umweltschutz besteht insbes in MalRnahmen zur Reinhaltung der Luft, des
Wassers und des Bodens sowie zur Vermeidung von Stérungen durch Larm.

76 Holzer, Agrarrecht?, 82.

7 Holzer, Bodenverbrauch,139.

78 Holzer, Bodenverbrauch, 139 (FN 40).

79 Holzer, Agrarrecht?, 82.
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zivilen Landesverteidigung auch die wirtschaftliche Landesverteidigung zu

verstehen.80

Es qilt, fir die wirtschaftliche Landesverteidigung zur Vermeidung von
wirtschaftlichen Stdérungen und zur Sicherung der Leistungsfahigkeit der
Osterreichischen Wirtschaft in Krisensituationen geeignete Vorsorgen zu treffen.
In einer Krisensituation ist daher sicherzustellen, dass die Osterreichische
Bevolkerung ausreichend mit lebensnotwendigen Gutern versorgt werden kann.
Ende der siebziger Jahre etwa betrug der Selbstversorgungsgrad mit
heimischen Lebensmitteln unter Einbeziehung von Agrarexporten und der
Fleischproduktion aus importierten  Futtermitteln  nur 89 % des
Ernahrungsverbrauches. Die Sicherung eines hohen Selbstversorgungsgrades
auch in Krisenzeiten st ein wichtiges Ziel der wirtschaftlichen
Landesverteidigung, welches aber sicher nicht erreicht werden kann, wenn die
raumlichen Voraussetzungen fur eine leistungsfahige Landwirtschaft nicht

gesichert sind.?!

Das BVG-Nachhaltigkeit statuiert weder ein verfassungsrechtliches
Grundprinzip IS von Art 44 Abs 3 B-VG noch eine Kompetenzbestimmung. Es
begrindet auch kein verfassungsgesetzlich gewahrleistetes subjektives Recht
und schafft kein unmittelbar anwendbares Recht. Es steht als ,einfaches®
VerfassungsG auf gleicher Ebene mit anderen Verfassungsbestimmungen,
insbes den verfassungsmanig gewahrleisteten Grundrechten. Im Konfliktfall ist
daher eine Abwagung zwischen den genannten Staatszielen und anderen
Verfassungsbestimmungen vorzunehmen. 82 Mit anderen
Verfassungsbestimmungen ist hier vor allem der Schutz des Eigentums®3 und

der Erwerbsfreiheit®* gemeint.85

Das BVG-Nachhaltigkeit ist als Auftrag an den Gesetzgeber zu verstehen, das
Prinzip der Nachhaltigkeit iS der Versorgungssicherheit mit Lebensmitteln und

naturlichen Rohstoffen aus heimischer Produktion auf bundes- und

80 Holzer, Agrarrecht?, 82 (FN 256).

81 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht: Eine agrarrechtliche Untersuchung der 6sterreichischen
Raumordnungs- und Raumplanungsgesetze (1981) 167.

82 Holzer, Agrarrecht?, 82 f.

83 Art 5 StGG.

84 Art 6 StGG.

85 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 119.
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landesgesetzlicher Ebene zu beachten. Durch das BVG-Nachhaltigkeit erfahrt
auch das einfachgesetzlich festgeschriebene Ziel des Landwirtschaftsgesetzes
1992 8 (LWG 1992), namlich das Ziel der Erhaltung einer wirtschaftlich
gesunden, leistungsfahigen bauerlichen Land- und Forstwirtschaft, einen
erhohten Schutz. Denn die Versorgungssicherungsziele des BVG-
Nachhaltigkeit kbnnen ohne eine solche heimische Landwirtschaft nicht erreicht
werden.®’ Die Staatsziele des BVG-Nachhaltigkeit haben auch Einfluss auf den
Ermessensspielraum in der Vollziehung der ortlichen und (berértlichen
Raumplanung. Eine Beurteilung der Gesetzmaliigkeit von
Widmungsanderungen umfasst nicht mehr nur die Berucksichtigung des
Kriteriums des ,umfassenden Umweltschutzes®, sondern nunmehr auch die
anderen Staatszielbestimmungen des BVG-Nachhaltigkeit, insbes

Nachhaltigkeit und Versorgungssicherheit.8

Der Schutz landwirtschaftlicher Produktionsflachen ist im Lichte der Ziele des
BVG Nachhaltigkeit mehr als nur eines von mehreren konkurrierenden
Raumordnungszielen. Die in Ortlichen Planungsprozessen verbreitete
Behandlung landwirtschaftlich genutzter Flachen als Restgrofie (,ruhende
Baulandreserve®), die verbleibt, wenn die Raumanspriche anderer Nutzer
befriedigt sind, verst6f3t nunmehr auch gegen verfassungsrechtlich gefestigte
Staatsziele, insbes gegen jenes der Versorgungssicherheit mit Lebensmitteln

und natirlichen Rohstoffen.8®

86 BGBI 375/1992.

87 Holzer, Agrarrecht?, 83.

88 Holzer, Bodenverbrauch, 139.
89 Holzer, Bodenverbrauch, 140.
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3.2Agrarpolitische Instrumente

3.2.1 Landwirtschaftsgesetz 1992

Der Bund und die Lander sind nach Maf3gabe der
bundesverfassungsgesetzlichen Kompetenzverteilung berufen, agrarrelevante
Gesetze zu erlassen und zu vollziehen. Der Anteil agrarrelevanter
Rechtsvorschriften in der Landesgesetzgebung ist relativ hoch, als Bsp seien
die Naturschutzgesetze, BodenschutzG, GrundverkehrsG und RaumordnungsG
angefihrt.®®

Nicht berlhrt von dieser Kompetenzverteilung ist das Recht des Bundes und
der Lander, auch auf Gebieten, die nicht in ihre Zustandigkeit fallen, durch
Maflinahmen der Privatwirtschaftsverwaltung, insbes der Foérderung, tatig zu
werden. Dies ist vor allem fur Férderungsmalinahmen des Bundes auf dem
Gebiet der Landwirtschaft von Bedeutung.®! Zentrale Rechtsgrundlage dafir
sind das im Folgenden néher betrachtete LWG 1992 und die Landwirtschafts(-
foérderungs)G der Lander.

Die Ziele und das Leitbild der ¢sterreichischen Agrarpolitik wurden - abgesehen
vom BVG-Nachhaltigkeit®? - nicht auf Verfassungsebene wie etwa in der
Schweiz® festgehalten, sondern die zentralen Ziele finden sich in Osterreich
auf einfachgesetzlicher Ebene und hier insbes im LWG 1992 sowie den
Landwirtschafts(-forderungs)G der Lander.®* Das Leitbild des LWG 1992, der
Erhalt einer flachendeckenden, wirtschaftlich gesunden, leistungsfahigen,
bauerlichen Land- und Forstwirtschaft, hat, wie bereits unter Kapitel 3.1 ,BVG-
Nachhaltigkeit” ausgefiuhrt, durch das BVG-Nachhaltigkeit und dessen
verfassungsméalRig festgeschriebenes Ziel der Versorgungssicherheit mit

Lebensmitteln und natiirlichen Rohstoffen einen hoheren Stellenwert erfahren.®®

9 Holzer, Agrarrecht?, 83.

91 Holzer, Agrarrecht?, 77.

92 BGBI 1 111/2013.

93 Art 104 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999
(Stand am 14. Juni 2015).

94 BGBI 375/1992 idF | 2/2008; vgl NORER, Forderungsrecht, in: NORER (Hrsg) Handbuch des
Agrarrechts? (2012) 212 ff.

9 Holzer, Agrarrecht?, 85.
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Das Leitbild der Osterreichischen Agrarpolitik ist bereits im Titel des LWG
ersichtlich: “Bundesgesetz, mit dem MalRnahmen zur Sicherung der Erndhrung
sowie zur Erhaltung einer flachendeckenden, leistungsfahigen, bauerlichen
Landwirtschaft getroffen werden.” Dieses Leitbild wird gem § 1 LWG®° 1992,
unter Bedachtnahme auf die GAP durch sieben naher festgelegte Ziele

konkretisiert:

1. Der Erhalt einer wirtschaftlich gesunden, leistungsfahigen, bauerlichen
Land- und Forstwirtschaft in einem funktionsfahigen landlichen Raum,
wobei auf

— die soziale Orientierung

— die 6kologische Vertraglichkeit und

— die regionale Ausgewogenheit unter besonderer Beriicksichtigung
der Berggebiete und sonstigen benachteiligten Gebiete Rucksicht
zu nehmen ist;

2. Die vielfaltigen Erwerbs- und Beschéaftigungskombinationen zwischen
der Landwirtschaft und anderen Wirtschaftsbereichen auszubauen;

3. Eine marktorientierte  Ausrichtung der agrarischen Produktion,
Verarbeitung und Vermarktung;

4. Die Produktivitat und Wettbewerbsfahigkeit der Landwirtschaft, insbes
durch strukturelle Mal3nahmen zu erhdhen, dabei ist auf eine

leistungsfahige,

umweltschonende,

sozialorientierte,

— bauerliche Landwirtschaft besonders Rucksicht zu nehmen;

5. Den in der Land- und Forstwirtschaft tatigen Personen eine Teilnahme
am sozialen und wirtschaftlichen Wohlstand zu ermdglichen;

6. Die Forderung der Landwirtschaft unter Bedachtnahme auf die
Gesamtwirtschaft und die Interessen der Verbraucher, damit diese
imstande ist,

a) naturbedingte Nachteile gegenuber anderen

Wirtschaftszweigen auszugleichen,

9% LWG 1992, BGBI 375/1992. Online: www.ris.bka.gv.at.
23



b) der Bevolkerung die bestmogliche Versorgung mit
gualitativ hochwertigen Lebensmitteln und Rohstoffen zu
sichern,

c) sich den Anderungen der volkswirtschaftlichen Verhéltnisse
anzupassen und

d) die naturlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft
nachhaltig zu sichern, die Kultur- und Erholungslandschaft zu
erhalten und zu gestalten sowie den Schutz vor Naturgefahren
zu unterstitzen und

7. fur die Land- und Forstwirtschaft EU-Kofinanzierungsmoglichkeiten

umfassend auszuschopfen.

Im Sinne der Erndhrungssouveranitat und Versorgungssicherheit besteht eine
Zielrelevanz vor allem in den Zielen 6.b) und 6.d) des LWG 1992. Die
Landwirtschaft ist so zu fordern, dass eine bestmdgliche Versorgung der
Bevolkerung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln und Rohstoffen

gesichert ist und dabei die Ressource Boden nachhaltig zur Verfigung steht.

,Die nicht zu unterschatzende Bedeutung des LWG liegt im grundsatzlichen
gesetzlichen Auftrag an den Bund, die Landwirtschaft zur Erreichung der
vorgenannten agrarpolitischen Ziele zu foérdern. Diese Verpflichtung ist
allerdings daran gebunden, dass (vorbehaltlich abweichender Vereinbarungen)
das jeweilige Land fir einzelne FdrderungsmalBnahmen Landesmittel im

Ausmaf von zwei Drittel der Bundesmittel bereitstellt.“9”

3.2.2 Landwirtschafts(-férderungs)gesetze der Bundeslander

Die (meisten) Bundeslander haben ein eigenes Landwirtschafts(-forderungs)G
erlassen. Darin wurden agrarische Foérderungsmafnahmen im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung gesetzlich festgelegt und jeweils Ziele und
Grundsatze formuliert. Die formulierten Ziele der Lander sind grof3tenteils ident
mit den Zielen des LWG 1992 des Bundes. Jedoch haben sich einige

97 Holzer, Agrarrecht?, 86.
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Bundeslander eine erweiterte  Verpflichtung auferlegt, durch ihre

ForderungsmafRnahmen die Land- und Forstwirtschaft zu unterstiitzen.®®

Im Folgenden werden, mit Fokus auf die Ernahrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit, die LWG der Lander von NO, OO und Karnten naher

betrachtet.

Das Land NO legt als Forderungstrager in 8 1 NO LWG®° fest, durch seine
Forderungsmal3nahmen, ,den Bestand und eine zeitgeméalle Entwicklung der
Land- und Forstwirtschaft in Niederdsterreich, insbesondere in ihren Formen
der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, zum Wohle der Allgemeinheit zu
sichern.” Als allgemeine Ziele der FérderungsmalRnahmengem §2Z26und Z 7
NO LWG werden ,die Sicherung einer ausreichenden Versorgung der
Bevolkerung mit land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen guter Qualitat®
sowie ,die Sicherung land- und forstwirtschaftlich nutzbarer Flachen unter
Bedachtnahme auf die Erreichung einer mdglichst hohen land- und
forstwirtschaftlichen Arbeitsproduktivitat® festgehalten.

Das Land OO legt in § 2 Abs 1 OO LWG!® jvm den Zielen des § 1 Z 4 und 7
OO LWG fest, dass die Land- und Forstwirtschaft durch (Férderungs)Mittel gem
den Zielen zu fordern ist. Diese Ziele sind uagem § 1 Z 4 und 7 OO LWG ,eine
bestmdgliche Versorgung der Bevdlkerung mit qualitativ. hochwertigen
landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu sichern®, sowie ,die bauerliche
Agrarstruktur  durch  eine  flachendeckende, @ bodengebundene und
umweltschonende Landwirtschaft aufrecht zu erhalten und zu sichern, damit sie
imstande ist, die natirlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft

nachhaltig zu sichern®.

Das Landwirtschafts(-férderungs)G°! des Landes Kartnen ist teilweise ahnlich
formuliert wie das NO LWG. Gem § 2 Abs 1la soll durch die
Foérderungsmal3hahmen erreicht werden, ,den Bestand und die Entwicklung
der Land- und Forstwirtschaft in Karnten, insbesondere in ihrer Form als Voll-,

Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, zu sichern®. Die relevanten Ziele sind gem § 1

98 Holzer, Agrarrecht?, 87.

9 NO LWG, LGBI 6100-4. Online: www.ris.bka.gv.at.

100 0O LWG 1994, LGBI 1/1994. Online: www.ris.bka.gv.at.

101 Krtn LWG, LGBI 6/1997 idF 106/2012. Online: Online: www.ris.bka.gv.at.
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litaund litb Z 1 Krtn LWG wieder die Sicherung der Ressource Boden sowie
die Versorgung der Bevolkerung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln.

3.2.3 Unionsrechtliche Grundlagen der GAP

3.2.3.1 Primarrechtliche Grundlagen (Art 11 AEUV, Art 39
AEUV)

Gem Art 3 Abs 3 EUV!? wurde der Umweltschutz als eines von mehreren
zentralen Zielen der Union festgelegt. Der Umweltschutz fallt gem Art 4 Abs 2 lit
e AEUV in die geteilte Zustandigkeit zwischen Union und den MS. Wesentlich
fur die Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit ist dabei der
Zusammenhang mit Art 11 AEUV. Denn Art 11 AEUV legt als Auftrag fest, dass
der Umweltschutz bei der Festlegung und Durchfihrung von
UnionsmalBhahmen, vor allem bei der Foérderung einer nachhaltigen
Entwicklung, stets bericksichtigt werden muss. Der EuGH % hat dazu
festgestellt, dass der Umweltschutz ein Ziel der GAP ist. Umweltschutzziele
konnen daher auf Basis der Art 38 und 39 AEUV durch den Gesetzgeber im
Rahmen der GAP umgesetzt werden. IdZ sind vor allem Cross Compliance und

Greening zu nennen.1%4

Der Nachhaltigkeitsgrundsatz des Art 11 AEUV beinhaltet einen
zukunftsgerichteten ~ und  vorsorgenden Umweltschutz, damit die
Lebensgrundlagen der heutigen als auch der zuklnftigen Generation(en)

gewahrt werden. 105

Das Umweltschutzziel gem Art 3 Abs 3 EUV ist aber auch iVm Art 191 AEUV10
zu sehen. 7 Durch Art 191 Abs 1 AEUV werden vier konkrete
Umweltpolitikziele formuliert, wobei das erste und dritte Ziel davon iZm der
Erndhrungssouveranitat und Versorgungsicherheit hervorzuheben ist. Die Ziele
des Umweltschutzes gem Art 191 Abs 1 AEUV lauten:

102 Online: www.eur-lex.europa.eu.

103 EuGH, Rs C-428/07 (Horvath); Rs C-61/09 (Niedermaier-Schiemann).
104 Holzer, Agrarrecht3, 144,

105 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 78.

106 Titel XX, Umwelt.

107 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 79.
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— FErhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer
Qualitat,

— Schutz der menschlichen Gesundheit,

— umsichtige und rationelle Verwendung der natlrlichen Ressourcen,
sowie

— Foérderung von Malinahmen auf internationaler Ebene zur Bewaltigung
regionaler oder globaler Umweltprobleme und insbes zur Bek&dmpfung
des Klimawandels.

Das Primarrecht sieht fur die GAP in Art 39 AEUV einen Zielkatalog vor,
welcher eine Ahnlichkeit mit jenen des dsterreichischen LWG 1992 besitzt.108

Der Zielkatalog des Art 39 AEUV beinhaltet insgesamt fiinf agrarpolitische
Ziele, wovon die Ziele drei, vier und funf iZm der Erndhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit von zentraler Bedeutung sind. 1% Die funf
agrarpolitischen Ziele der GAP gem Art 39 AEUV lauten20:

— Erhdhung der Produktivitat der Landwirtschatft,

— Erhohung des Pro-Kopf- Einkommens der in der Landwirtschaft tatigen
Personen um eine angemessene Lebenshaltung zu sichern,

— Stabilisierung der Markte,

— Sicherstellung der Versorgung sowie

— angemessene Verbraucherpreise.

Die relevanten drei Ziele lauten daher ,Stabilisierung der Markte“, die
,Sicherstellung der Versorgung“ sowie ,angemessene Verbraucherpreise“ und
sind, abgesehen vom Ziel ,Stabilisierung der Markte®, rein

verbraucherorientiert.111

Im Bezug auf den zuvor genannten Zielkatalog des Art 39 AEUV ist laut Holzer
kritisch anzumerken, dass einige heute bedeutsame Ziele darin nicht enthalten

sind. Dies betrifft ua die agrarrelevanten Aspekte des Umweltschutzes gem Art

108 Holzer, Agrarrecht3, 136.
109 Holzer, Agrarrecht3, 143.
110 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 79.
111 Holzer, Agrarrechts, 143.
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11 AEUV.''? Dies ist deshalb der Fall, weil der Zielkatalog inhaltlich nie einer

Anpassung unterzogen wurde.13

Der Zielkatalog der GAP ist daher nach wie vor rein 6konomisch ausgelegt und
es herrscht ein gewisses Spannungsverhéltnis zwischen den Zielen der GAP,
etwa der ,Erhdhung der Produktivitat®, und jenen des Umweltschutzes. Hierbei
hat ein Interessenausgleich stattzufinden, welcher eine ,umweltvertragliche

Landwirtschaft* zum Ergebnis haben soll.114

Weitere Bestimmungen iZm der Erndhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit finden sich im Sekundarrecht, insbes in der ersten und

zweiten Saule der GAP.

3.2.3.2 »Erste Saule“: Greening, Coss Compliance (insbes
GLOZ) und gemeinsame Marktorganisation

Ohne eine umweltgerechte nachhaltige Bewirtschaftung kann es keine
Versorgungssicherheit geben. > Denn Versorgungssicherheit bedeutet, dass
die Versorgung nicht nur jetzt oder in zehn Jahren sichergestellt werden soll,
sondern langfristig gewahrleistet wird und damit den zuklnftigen Aspekt der
,Enkeltauglichkeit berlcksichtigt. Daher stehen alle Bestimmungen bezgl
umweltgerechter Landbewirtschaftungsmethoden im Interesse der
Versorgungssicherheit. Denn wenn nicht umweltfreundlich, sprich nachhaltig,
bewirtschaftet wird, ist eine langfristige Sicherung der Produktion nicht

gewahrleistet.

Um die folgenden wesentlichen Instrumente des Sekundarrechtes besser
verstehen und einordnen zu kénnen, wird in der folgenden Grafik (Abb 4) die
sog Okopyramide nach Holzer vorgestellt. Die Okopyramide zeigt die

Okologisierung auf mehreren Ebenen des agrarrelevanten Agrarrechtes durch

112 Holzer, Agrarrecht3, 143.

113 Holzer, Agrarrecht3, 136.

114 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 79.

115 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 118 und 123.
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die GAP-Reform 2014-2020. Die Okologisierung entsteht dabei durch drei

zentrale Entwicklungen, namlich durch:16

e Rechtsharmonisierung im Fachrecht,

e zunehmende 6kologische Bindung der Direktzahlungen (CC, Greening)
und

e zunehmende umwelt- und klimapolitische Ausrichtung der Mal3nahmen

der landlichen Entwicklung.

Abbildung 4: Okopyramide

Die neue ,,Okoarchitektur” der GAP

Léndliche
Entwicklung:
Abgeltung freiwillig
eingegangener mehrjahriger
Umweltverpflichtungen, die
liber die Anforderungen der CC,
des nationalen Fachrechts
und des Greening hinausgehen.

Greening: verpflichtende Anspruchsvoraus-
setzung fiir den Erhalt der Okologisierungspramie
(,,Greening-Prédmie“), geht iiber CC hinaus.

Cross Compliance (CC): normative (durch Sanktionen bewirkte)
Verkniipfung von Zahlungen im Rahmen der GMO und der LE mit
der Einhaltung von GAB und GLOZ.

Umweltrelevantes Fachrecht: allgemein verbindliche Normen des Gemeinschafts-
und des nationalen Rechts, die von jedem Landwirt einzuhalten sind.

Quelle: Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 37.

Basis der Okopyramide ist das Fachrecht. Dariiber liegen die Ebenen der Cross
Compliance (CC), des Greening und der landlichen Entwicklung (LE), wobei die

rechtlichen bzw vertraglichen Anforderungen nach oben hin ansteigen.

3.2.3.2.1 ,,Greening“ (VO (EU) 1307/2013)

Die Forderung von umweltfreundlichen Landbewirtschaftungsmethoden ist
Gegenstand des ,Greening“ und ist das aktuellste Beispiel fur die Einbindung
von Umweltzielen in die GAP. " Durch die Einfllhrung dieser unionsweiten
obligatorischen Okologisierungskomponente in das Direktzahlungssystem soll

116 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 37.
117 Holzer, Agrarrechts, 144.
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erreicht werden, dass die moderne Landwirtschaft eine nachhaltige
Bewirtschaftung der natirlichen Ressourcen sicherstellt und damit ua zum
Schutz des Bodens beitragt.''® Das alte System der Direktzahlung mit der
einheitlichen Betriebspramie (EBP) wurde mit dem Jahr 2015 durch die VO-
(EU) 1307/2013° neu geregelt und die Direktzahlung in zwei Teile aufgeteilt.
Erstens in die sog ,Basispramie“ 2 und zweitens in die sog
,Greeningpramie“12, auch Okologisierungspramie oder Okopramie genannt.
Die Okopramie dient der Einhaltung von Landbewirtschaftungsmethoden,
welche den Klima- und Umweltschutz fordern.122 Die Okopramie ist rechtlich so
ausgestaltet, dass der Antragsteller bei Beantragung der Basispramie
gleichzeitig auch die (verpflichtende) Okopramie beantragt. Darauf kann der
Antragsteller nicht freiwillig verzichten. Im Gegensatz zur CC muss der
Antragsteller bereits bei Antragstellung der Betriebspramie vorweisen, dass er
die Voraussetzungen fur den Erhalt der Okopramie erfillt. Dazu muss der
Antragsteller fir jede einzelne landwirtschaftliche Parzelle Informationen zu

deren Nutzung bereitstellen.123

Die Einhaltung der umweltschutzférdernden Landbewirtschaftungsmethoden
geht Uber die Voraussetzungen des Cross Compliance (CC) hinaus und
umfasst drei Bereiche, namlich erstens eine Diversifizierung der Anbaukulturen,
zweitens eine Ausweisung von Okologischen Vorrangflachen (OVF) oder
Okologisch gleichwertigen Mallnahmen und drittens die Erhaltung des
Dauergriinlandes. 4 Die erste Greening-Auflage der Anbaudiversifizierung
verpflichtet Betriebe, welche Uber eine Ackerflache zwischen 10 und 30 ha
verfiugen, mindestens zwei Kulturpflanzenarten anzubauen, wobei die
Hauptkultur maximal 75 % ausmachen darf. Bei Betrieben mit Gber 30 ha sind
mindestens drei Hauptkulturen verpflichtend. Die zweite Greening-Auflage der
OVF (auch als ,im Umweltinteresse genutzte Flachen“ bezeichnet) verfolgt eine

Steigerung der Biodiversitat sowie der Bodenqualitat. Landwirtschaftliche

118 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 90.

119 VO (EU) 1307/2013 mit Vorschriften tiber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe im Rahmen von Stitzungsregelungen der GAP.

120 Art 21 ff VO (EU) 1307/2013.

121 Art 43 ff VO (EU) 1307/2013.

122 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 38 f.

123 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 92.

124 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 92 ff.
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Betriebe mit einer Ackerflache von Uber 15 ha mussen mindestens 5 % ihrer
Ackerflache als OVF ausweisen. Hiervon sind jedoch Betriebe mit einem Anteil
von Uber 75 % Dauergrinland, Wechselwiese, Kleegras oder Stilllegung
ausgenommen, wenn die restliche Ackerflache unter 30 ha liegt oder es sich
Uberhaupt um einen Bio-Betrieb handelt. 1*> Im Bezug auf ,gleichwertige
MaRnahmen“ sieht die nationale Direktzahlungs-VO 20156 vor, dass die im
Rahmen der Malnahme ,umweltgerechte und biodiversitatsférdernde
Bewirtschaftung“ (UBB) vorgesehenen Malknahmen der Einhaltung der
Fruchtfolgeauflagen oder der Anlage von Biodiversitatsflachen (DIV) die
,Greening“-Auflagen  erfullen. 1% Die dritte  Greening-Auflage der
Dauergrinlanderhaltung verpflichtet MS dazu, den Dauergrinlandanteil an der
gesamten landwirtschaftlichen Flache nicht um mehr als 5% absinken zu
lassen. Als Vergleichsmalistab dient das im Jahr 2012 angemeldete
Dauergrunland, wobei Kleinerzeuger und biologisch wirtschaftende Betriebe
nicht miteinbezogen sind. Der Grundgedanke dieser ,Greening“-MalRnahme
liegt darin, dass aufgrund steigender Flachenkonkurrenz durch den Anbau von
Energiepflanzen ein verstarkter ©6konomischer Anreiz besteht Grinland
umzubrechen, wodurch jedoch der Humusgehalt und somit die CO2-

Speicherkapazitat des Bodens verringert wird.?2

Die Wirksamkeit des ,Greening“ aus umweltpolitischer Sicht ist aber aufgrund
der Ausnahme von Kleinbetrieben und Betrieben mit hohem Griinlandanteil
stark eingeschrankt. In Osterreich liegt der Anteil der Betriebe, welche alle
Greening-Auflagen erflillen mussen, bei 24 %. Dies entspricht nur 46 % der
landwirtschaftlich genutzten Flache. In der restlichen EU ist der Anteil der

ausgenommenen Betriebe noch groRer.12°

3.2.3.2.2 Cross Compliance (VO (EU) 1306/2013)

Durch die CC ,werden grundlegende Anforderungen in Bezug auf den

Umweltschutz, Klimawandel, Erhaltung des landwirtschaftlichen und

125 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 93.

126 § 11 Direktzahlungs-VO 2015, BGBI Il 2014/368.
127 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 94.

128 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 94 f.

129 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 100 f.
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Okologischen Zustandes der Flachen, offentliche Gesundheit, Tier- und
Pflanzengesundheit sowie Tierschutz in die GAP einbezogen.“'30 Die CC geht
Uber das umweltrelevante Fachrecht hinaus, indem diese Regelung im Bezug
auf die Direktzahlungen sowie Beihilfen der ersten und zweiten Saule der GAP
die Einhaltung der relevanten Bestimmungen des Fachrechts aber auch die
Erhaltung des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand (GLOZ)

durch umweltgerechte Bodenbewirtschaftung fordert.13!

Im Rahmen der Agrarreform 2014-2020 wurde die Cross-Compliance-Regelung
in die VO (EU) 1306/2013'%?, die sog ,Horizontale VO* Gbernommen.*33 Dabei
wurden die Grundanforderungen an die Betriebsfihrung (GAB) sowie an den
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand (GLOZ) im Anhang Il der
Horizontalen VO in drei Bereiche gegliedert, namlich 1) ,Umweltschutz,
Klimaschutz und guter landwirtschaftlicher Zustand der Flachen; 2) Gesundheit

von Mensch, Tier und Pflanze sowie 3) Tierschutz.134

IZm der Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit sind im ersten
Bereich der Horizontalen VO insbes die GLOZ 4 bis 6 mit dem Schwerpunkt
,Boden und Kohlenstoffspeicherung® von zentraler Bedeutung. Die
Anforderungen 4 bis 6 an den GLOZ betreffen:13°

e GLOZ 4: Mindestanforderungen an die Bodenbedeckung;
e GLOZ 5: Mindestpraktiken der Bodenbearbeitung, angepasst an das
jeweilige Standortverhaltnis, um Bodenerosion zu vermeiden;

e GLOZ 6: Erhalt des Anteils der organischen Substanz im Boden.

In Osterreich wurde die EU-Vorgabe fuir den GLOZ in Anlage 2 der nationalen
,Horizontalen GAP-VO“13¢ umgesetzt.13” Fir den GLOZ 4 wurde festgehalten,
dass fur Ackerland, welches nicht fur die landwirtschaftliche Produktion genutzt

wird, eine Begrinung fur den Zeitraum der Vegetationsperiode verpflichtend ist.

130 Holzer, Agrarrechts, 144.

131 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 38.

132 vyO (EU) 1306/2013 Uber die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der GAP.
133 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 41.

134 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 43 ff; Holzer, Agrarrecht3, 189.

135 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 43.

136 VO des BMLFUW mit horizontalen Regeln fiir den Bereich der GAP (Horizontale GAP-VO),
Fassung: 20.02.2015.

137 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 45.
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Die Regelung des GLOZ 5 sieht vor, dass eine Bodenbearbeitung mit
landwirtschaftlichen Maschinen auf durchgefrorenen, wassergesattigten oder
mit einer geschlossenen Schneedecke bedeckten Nutzflachen nicht erlaubt ist.
Zuletzt sieht die GLOZ 6 Regelung vor, dass ein Abbrennen von Stroh auf
Stoppelfeldern verboten ist. In speziellen Ausnahmeféllen (Witterung,
Pflanzenschutz) kann jedoch eine behordliche Genehmigung beantragt

werden.138

3.2.3.2.3 Gemeinsame Marktorganisation (VO (EU) 1308/2013)

Die ,Gemeinsame Marktorganisation® (GMO) bildet zusammen mit den Regeln
fur Direktzahlungen die 1.Saule der GAP.!3° Die Agrarmarktordnung ist ein
notwendiges Instrument fir die Regulierung von Angebot und Nachfrage

landwirtschaftlicher Produkte.140

Die Vorschriften des Kapitels | Marktintervention, insbes die Bestimmungen
Uber die offentliche Intervention und die Beihilfe zur privaten Lagerhaltung
tragen indirekt ebenfalls zur Versorgungssicherheit bei, indem sie darauf
abzielen, die Agrarmarkte zu stabilisieren, Marktstérungen zu vermeiden und

den Kéaufern gleichen Zugang zu den Waren zu gewahrleisten.4!

Das marktpolitische Instrument der Intervention dient zur Regulierung des
Preisniveaus durch Einflussnahme auf Angebot und Nachfrage, und zwar durch
verpflichtenden Ankauf bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse seitens der
zustandigen mitgliedsstaatlichen Interventionsstellen. Bei der Beihilfe zur
privaten Lagerhaltung handelt es sich um eine Beihilfe fir den Produzenten fur
angefallene Lagerkosten. Das landwirtschaftliche Erzeugnis wird dabei nicht

von der oOffentlichen Hand gekauft, sondern verbleibt solange im Eigentum und

138 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 46 f.

139 Holzer, Agrarrecht3, 152.

140 Holzer, Agrarrecht3, 155.

141 VO (EU) 1308/2013 Uiber eine gemeinsame Marktorganisation fir landwirtschaftliche
Erzeugnisse, Erwagungsgrinde 10 und 15.
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somit im Lager des Produzenten, bis sich die Marktsituation wieder beruhigt
hat.14?

3.2.3.3 »Zweite Saule“: Landliche Entwicklung (LE)

Die Entwicklung des landlichen Raumes (LE) ist die zweite Saule der GAP und
hat nach der Reform der GAP 2014-2020 die VO (EU) 1305/2013'43 als
Rechtsgrundlage.'#4 Landwirte erbringen aufgrund der freiwilligen Teilnahme an
mehrjahrigen  Umweltprogrammen  Okosystemleistungen,  wobei  die
vertraglichen Verpflichtungen Uber die einschlagigen Bestimmungen des
Fachrechts (nationales und EU-Recht), die Anforderungen der CC sowie die
Greening-Voraussetzungen gehen. Aufgrund stetig steigender ©kologischer
Anforderungen im Fachrecht wird der Spielraum flr abgeltbare freiwillige
Leistungen der LE immer geringer bzw im Umkehrschluss steigt das Niveau der

zu erbringenden Umweltleistungen.4°
Die LE beinhaltet gem Art 4 VO (EU) 1305/2013 drei Hauptziele:146

e Starkung der Wettbewerbsfahigkeit der Landwirtschaft (lit a);

e Gewahrleistung der nachhaltigen Bewirtschaftung der nattrlichen
Ressourcen und Klimaschutz (lit b);

e Erreichung einer ausgewogenen raumlichen Entwicklung der landlichen
Wirtschaft und der landlichen Gemeinschaften, einschlie3lich der

Schaffung und des Erhaltes von Arbeitsplatzen (lit c).

Um diese Hauptziele zu erreichen, wurden gem Art 5 VO (EU) 1305/2013 sechs
Prioritaten fir die Entwicklung des landlichen Raumes festgelegt. Davon sind
insbes die Prioritdten 4 und 5 fir die Erndhrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit von Relevanz. Prioritdit 4 legt fest, dass eine
Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung der mit der Land- und

Forstwirtschaft verbundenen Okosysteme verfolgt wird, um etwa ua

142 Holzer, Agrarrecht3, 157.

143 VO (EU) 1305/2013 Uber die Forderung der landlichen Entwicklung durch den Europaischen
Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raumes (ELER) und zur Aufhebung
der VO (EG) 1698/2005.

144 Holzer, Agrarrecht3, 172.

145 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 39.

146 Holzer, Agrarrechts, 173 f.
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Bodenerosion zu verhindern und eine Verbesserung der Bodenbewirtschaftung
zu gewabhrleisten. Prioritat 5 sieht vor, dass eine FoOrderung der
Ressourceneffizienz beim Ubergang zu einer kohlenstoffarmen und
klimaresistenten Wirtschaft erfolgen soll, dies ua im Bereich der Forderung der
Kohlenstoffspeicherung und -bindung in der Land-und Forstwirtschaft.}4” Dazu
zéhlt mE auch der Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen als COz2-
Speichermedium, was indirekt Zu einer Sicherstellung der

Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit beitragt.

Gem Art 4 lit b VO (EU) 1305/2013 soll die Forderung des landlichen Raumes
das zweite Hauptziel ,Gewahrleistung der nachhaltigen Bewirtschaftung der
naturlichen Ressourcen und Klimaschutz® unterstitzen und steht damit im
direkten Zusammenhang mit der Ernahrungssouveranitat und

Versorgungssicherheit.

Das ,Programm fiir die LE in Osterreich 2015-2020148 sieht zur Umsetzung des
zweiten  Hauptzieles zwei wesentliche MaRnahmen vor, namlich
Agrarumweltprogramme (OPUL) und Ausgleichszulagen fiir benachteiligte
Gebiete (AZ), welche im Folgenden kurz erortert werden.149

3.2.3.3.1 Agrarumweltprogramme (OPUL)

Das ,Osterreichische Programm zur Forderung einer umweltgerechten,
extensiven und den natdrlichen Lebensraum schitzenden Landwirtschaft®
(OPUL) soll zu einer nachhaltigen Entwicklung des landlichen Raumes fiihren.
Das OPUL verfolgt einen integralen, horizontalen Ansatz, der eine moglichst
flachendeckende Teilnahme der landwirtschaftlichen Betriebe zum Ziel hat.
Dadurch soll auch in Zukunft durch breite, flachendeckende MalRnhahmen eine
angepasste Nutzung der landwirtschaftlichen Flachen gewéhrleistet und damit
eine maximale umweltschitzende und -verbessernde Gesamtwirkung erreicht

werden.1%0

147 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 436 f.
148 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 439 ff.
149 Holzer, Agrarrechts, 441 ff.

150 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 443 f.
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Das OPUL 2015 bis 2020 sieht neben der MalRnahme ,Biologische
Wirtschaftsweise® weitere 19 EinzelmalRnahmen vor. Eine Kernmaflinahme
dabei ist die ,Umweltgerechte und biodiversitatsfordernde Bewirtschaftung
(UBB). Die OPUL Verpflichtungen gehen uber jene des Fachrechts, CC, GLOZ

sowie der Greening-Voraussetzungen hinaus.*>!

Im Vergleich mit anderen MaRnahmen der LE hat OPUL einen mehrjahrigen
Verpflichtungszeitraum. Dies deshalb, weil sich positive Umweltauswirkungen
auf landwirtschaftlichen Nutzflachen erst nach einer gewissen Dauer

ergeben.t?

3.2.3.3.2 Ausgleichszulage fur benachteiligte Gebiete (AZ)

Die Ausgleichszulage fir benachteiligte Gebiete (AZ) ist gem Art 31 VO (EU)
1305/2013 eine Zahlung an Landwirte in Berggebieten, oder aus anderen
spezifischen Grinden benachteiligten Gebieten, zum Ausgleich der
entstehenden Kosten oder Einkommensverluste. Durch die AZ soll erreicht
werden, dass Landwirte weiterhin diese benachteiligten und arbeitsintensiveren
Flachen nachhaltig bewirtschaften und eine Pflege der Kulturlandschatft erfolgt.
Im Gegensatz zu den Agrarumweltmallnahmen ist die AZ nicht mit
vertraglichen Verpflichtungen, welche Uber das gesetzliche Mindestmafd von
Umweltanforderungen hinausgehen, verbunden. Vielmehr genlgt die Ausiibung
der landwirtschaftlichen Tatigkeit im benachteiligten Gebiet. Die AZ soll fur eine
Aufrechterhaltung der Bewirtschaftung dieser nachteiligen Gebiete sorgen und
somit eine Verwaldung oder Bodenerosion vermeiden. Um die AZ zu erhalten
muss der Landwirt zudem die gesamtbetrieblichen CC- Bestimmungen

einhalten.1%3

In Osterreich erhalten etwa zwei Drittel aller landwirtschaftlichen Betriebe die
Az_154

151 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 444,
152 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 446.
153 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 441.
154 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 442.
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3.3Agrarstrukturrecht

Das  Agrarstrukturrecht hat durch das  Grundverkehrsrecht, das
Landpachtgesetz und das Bodenreformrecht einen indirekten Bezug auf die

Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit.

3.3.1 Grundverkehrsrecht

Der land- und forstwirtschaftliche Grundverkehr, dh die rechtliche Ubertragung
von land- und forstwirtschaftlichen Grundstiicken, ist nach der Generalklausel
der Landes-Grundverkehrsgesetze nur zulassig und behérdlich zu genehmigen,
wenn die Ubertragung entweder im allgemeinen Interesse der Erhaltung,
Starkung oder Schaffung eines leistungsfahigen Bauernstandes steht oder
subsidiar der Erhaltung, Starkung oder Schaffung eines wirtschaftlich gesunden
land- und forstwirtschaftlichen  Grundbesitzes dient. Unter einem
Jleistungsfahigen Bauernstand® ist zu verstehen, dass der landwirtschaftliche
Betrieb nicht nur zur Selbstversorgung, sondern dartuber hinaus auch
marktorientiert produziert. > Von der Generalklausel gibt es auch einige
Ausnahmen. So braucht es etwa keine grundverkehrsbehordliche
Genehmigung bei der Ubergabe eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes
oder bei Rechtsgeschaften zwischen Ehegatten oder nahen Verwandten.5¢

Die behordliche Genehmigung einer Ubertragung ist bei Vorliegen besonderer
Versagungsgrinde zu versagen, weil dadurch das Rechtsgeschaft nicht im
offentlichen Interesse ware. Diese Versagungsgriinde sind in den einzelnen
GrundverkehrsG (GVG) der Lander demonstrativ aufgezahlt. Wichtige
besondere Versagungsgrinde sind etwa die “spekulative Kapitalanlage“ oder
eine  “mangelnde  ordnungsgeméfe land- und  forstwirtschaftliche
Bewirtschaftung®. In Bezug auf den ersten Versagungsgrund heif3t das, dass
Ackerland nicht in Hande fallen soll, welche dieses nur spekulativ horten. Im
Bezug auf den zweiten besonderen Versagungsgrund “mangelnde

ordnungsgemafe land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung® wurde nach

155 Holzer, Agrarrecht®, 327 und 334.
156 Holzer, Agrarrecht3, 336 f.
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einer Entscheidung des EuGH der friilher vorhandene Versagungstatbestand
der mangelnden Selbstbewirtschaftung wegen Gemeinschaftswidrigkeit
(VerstoB gegen die Kapitalverkehrsfreiheit 8 ) aus einzelnen
Grundverkehrsgesetzen entfernt und durch die ,ordnungsgemale
Bewirtschaftung” ersetzt.’>® ,Die ordnungsgemafe Bewirtschaftung muss nicht
auf jeden Fall durch den Erwerber selbst, sondern kann auch durch einen
Pachter erfolgen.“1° Dadurch soll die Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen
Flachen sichergestellt werden. %1 Dh, auch der Erwerb eines
landwirtschaftlichen Grundstiickes durch einen Nicht-Landwirt ist zulassig,
wenn dieser mit einem langjahrigen Pachtvertrag sicherstellt, dass der Pachter

das Grundstuick weiter bewirtschaften kann.162

Durch das Grundverkehrsrecht wird nicht nur der Erhalt eines leistungsfahigen
Bauernstandes gewabhrleistet, sondern auch die Bewirtschaftung der Flachen.
Damit hat das Grundverkehrsrecht auch eine indirekte Wirkung auf die

Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit.

3.3.2 Landpachtgesetz

,Das LandpachtG (LPG) ist im Wesentlichen ein Schutzgesetz zugunsten der
Pachter landwirtschaftlicher Grundstiicke” 83 und hat auch einen indirekte
Wirkung auf die Erndhrungssouveranitat und Versorgungssicherheit. Das
Landpachtrecht soll ua zu einer ausgewogenen Berucksichtigung der
Interessen von Pachtern und Verpachtern sowie zu einer Mobilisierung der
Pachtflachen beitragen.'% Dh, Flachen, die nicht mehr selbst bewirtschaftet
werden, sollen nicht brach liegen bleiben, sondern der Verpachtung zugefihrt
werden. Dies wird jedoch nur dann der Fall sein, wenn das Landpachtrecht die
Interessen des Verpachters und des Pachters ausgewogen bericksichtigt.

Insofern tragt das Landpachtrecht auch zur Bodenmobilitat und

157 Rs C-452/01, Slg 2003, 1-9743 (Ospelt/Schldssle-Weissenberg-Familienstiftung).
158 Holzer, Agrarrecht3, 338.

159 Holzer, Agrarrecht3, 335 f und 337.

160 Holzer, Agrarrecht3, 338.

161 Holzer, Agrarrecht3, 338.

162 Holzer, Agrarrecht3, 339 f.

163 Holzer, Agrarrecht3, 359.

164 Holzer, Agrarrecht3, 363.
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Bodenbewirtschaftung bei. So konnen flachenschwachere Betriebe ihre
Flachen aufstocken und mussen diese Flachen nicht zwingend zukaufen. Der
Kauf von Flachen ist ohnehin aufgrund der Entwicklung des Bodens als
Wertanlage im Vergleich zur Verpachtung rucklaufig. 1% Somit hat das
Landpachtrecht indirekt auch positive Effekte auf die Agrarproduktion bzw auf
eine rationelle Betriebs- und Flachenstruktur.

3.3.3 Bodenreformrecht

Das Bodenreformrecht zielt darauf ab, mittels Grundstiickszusammenlegung
(Synonym: Kommassierung) oder Flurbereinigung, rationell bewirtschaftbare
(groBe) Flachen zu schaffen. % Diese beiden MaBnahmen des
Bodenreformrechts tragen somit durch ihre indirekte Wirkung zu einer
rationellen  Produktion und damit zur Erndhrungssouveranitat und

Versorgungsicherheit bei.

3.4Qualitativer Bodenschutz

Nicht nur der quantitative Bodenschutz sondern auch der qualitative
Bodenschutz steht im Dienst der Ernahrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit. 7 Denn schadstoffbelastete Boden stehen bei
Uberschreiten einer bestimmten Schadschwelle fiir eine Nahrungs- und

Futtermittelproduktion nicht zur Verfigung.

Der Verlust von qualitativen Eigenschaften des Bodens durch negative
Umwelteinflisse kann als qualitativer Bodenverbrauch bezeichnet werden.
Dabei spielen Schadstoffeintrdge, Bodenverdichtung und der Verlust von
Bodenfruchtbarkeit durch Verringerung des Humusgehaltes eine wichtige
Rolle. 168 Qualitativer Bodenschutz ist daher der nachhaltige Schutz der

Fruchtbarkeit landwirtschaftlicher Boden.169

165 Holzer, Agrarrecht3, 359 f.

166 Holzer, Agrarrecht3, 242 ff.

167 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 285.
168 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 132 ff.
169 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 146.
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Zentraler Aspekt des qualitativen Bodenschutzes ist die Vermeidung von
anorganischen und organischen Schadstoffeintrdgen in den Boden. Bei
Verdachtsflachen erhartet sich eine Uberschreitung von Richtwerten nicht
einmal in 3 % der Falle. DarUber liegen nur die Werte von alpinen Regionen bei
anorganischen Schadstoffen wie Arsen, Blei und Cadmium. Alpine Bdden sind
vor allem durch Luftschadstoffe gefahrdet. Grds sind erhohte anorganische
Werte aber hauptsachlich auf geologische Grinde zurickzufuhren. Zu den

organischen Schadstoffen gibt es keine ausreichende Datengrundlage.'’®

3.4.1 Rechtsgrundlagen

Auf Europaischer Ebene gab es den Versuch, eine BodenrahmenRL zu
etablieren um einen einheitlichen Bodenschutz in der EU zu verfolgen. Die
BodenrahmenRL fand im Jahr 2007 jedoch keine Mehrheit und scheiterte.!’®
Auf EU-Ebene gibt es daher (derzeit) keine einheitliche Regelung zum Schutz
des Bodens.’? Eine Bodenschutzstrategie gibt es aber im Rahmen der GAP in
Bezug auf die CC, hier insbes den GLOZ. Im Bereich der Abfallbewirtschaftung
gibt es einige RL zur Vermeidung von Bodenkontaminationen, wie zB die
KlarschlammRL, die AbfallrahmenRL oder die DeponieRL. Auch die NitratRL
oder die WasserrahmenRL tragen zum Erhalt der Filterfunktion des Bodens

bei.l”3

Der Bodenschutz in Osterreich hat keine einheitliche Rechtsgrundlage und ist
daher eine Querschnittsmaterie, dh Bund und Lander haben keine einheitliche
Gesamtzustandigkeit im Bereich des Bodenschutzes. Daher gibt es kein
abgegrenztes in sich geschlossenes ,Bodenschutzrecht®. Vielmehr finden sich
viele bodenschutzrelevante Bestimmungen in zahlreichen Rechtsbereichen auf
Bundes- und Landesebene.!* Sehr hohe Bodenschutzrelevanz haben nach
Reischauer auf Bundesebene das DuingemittelG, die DungemittelVO, die

170 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 132 .

171 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 136 f.

172 Norer, Bodenschutzrecht: Regelungsbestand und Alternativkonzepte, in: Norer/Holzer
(Hrsg), Jahrbuch Agrarrecht 16, 2016, 115.

173 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 137 f.

174 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 139 f.
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KompostVO und das ForstG und auf Landesebene die BodenschutzG, die
Klarschlamm- und KompostVO und die ROG.1"

,Der Bodenschutz findet sich nur in einigen wenigen Landesverfassungen
(ausdriicklich) verankert, so in Krtn, OO und Vlbg. Was Landesnormen auf
einfach-gesetzlicher Ebene angeht, kennen einzelne Bundeslander eigene
Bodenschutzgesetze (Bgld, NO, OO, Sbhg, Stmk), die aber keine umfassenden
bodenschutzrechtlichen Regelungen enthalten.” 16 Die BodenschutzG der
Lander beinhalten jedoch allein den Aspekt des qualitativen Bodenschutzes. Im
Gegensatz dazu ist der quantitative Bodenschutz, welcher den ansteigenden
unkontrollierten Verlust von landwirtschaftlichen Nutzflachen verhindern soll,
hauptsachlich Gegenstand der Raumordnungs- und RaumplanungsG der
Lander. 177 Die BodenschutzG zielen primar auf die Verbesserung und
Wiederherstellung der Bodengesundheit landwirtschaftlich genutzter Boden ab.
Konkrete Ziele betreffen va den Schutz vor Schadstoffeintragen, die
Vermeidung von Bodenerosion und Bodenverdichtung sowie die Erhaltung bzw
Verbesserung der Produktionskraft [des Bodens].“178

3.4.2 Bodenzustandsuberwachung

,Bodenzustandsinventuren zahlen zu den wichtigsten Instrumentarien, um
Belastungen zu erkennen, damit effiziente SchutzmalRnahmen gesetzt werden

kdnnen“.17°

Die Informationen bezlglich der Schadstoffbelastungen von landwirtschaftlich
genutzten Bdden grinden auf flachendeckenden Bodenzustandsinventuren der
Lander. Der diesbezigliche qualitative Zustand landwirtschaftlich genutzter

Boden kann dabei als zufriedenstellend gewertet werden.® Im Bezug auf den

175 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 140 ff.
176 Norer, Bodenschutzrecht, 119.

177 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 146.
178 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 147.
179 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 147.
180 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 132.
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Humusgehalt kann etwa auch festgehalten werden, dass es in den letzten
Jahrzehnten messbare Zunahmen des Humusgehaltes gegeben hat.18!

3.4.3 MalRnahmen

Aufgrund von Schadstoffbelastungen, zB in der Nahe stark befahrener Stral3en,
oder Einbringung von belastetem Material in den Boden, kénnen Boden fur die
landwirtschaftliche Produktion ungeeignet werden.'82

Eine zentrale Mallnhahme des qualitativen Bodenschutzes sind
Schadstoffgrenzwerte. Gem § 24 Abs 1 OO BodenschutzG 8 wurde die
Mdoglichkeit fur die LReg vorgesehen, Grenzwerte fur Schadstoffe (insbes
Schwermetalle und organische Schadstoffe), welche die Bodengesundheit
beeintrachtigen, durch VO festzulegen. Davon hat die OO LReg auch Gebrauch
gemacht und die OO Bodengrenzwerte-VO 20068 erlassen.185

Gem § 24 Abs 2 OO BodenschutzG ist bei der Festlegung von
Bodengrenzwerten zwischen Vorsorgewerten (Z 1) und Prufwerten (Z 2) zu
unterscheiden. Vorsorgewerte sind Grenzwerte, bei deren Uberschreitung der
Eintrag von Schadstoffen zur Wahrung der Bodengesundheit einzuschranken
ist. Prufwerte sind jene Uber den jeweiligen Vorsorgewerten liegende
Bodengrenzwerte, bei denen festzustellen ist, ob eine Beeintrachtigung der
Bodengesundheit vorliegt und eine Nutzungsbeschrankung erforderlich wird.
Die OO Bodengrenzwerte-VO 2006 sieht gem § 1 leg cit fiir Blei einen
Vorsorgewert von 100 mg/kg luftgetrockneten Boden bzw gem § 4 leg cit einen
Prafwert far Blei von 200 mg/kg luftgetrockneten Boden vor. Weitere Vorsorge-
und Prifwerte gibt es fur die Schadstoffe Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel,
Quecksilber und Zink.

,Das OO BodenschutzG ermdglicht es der Behorde, die Bodennutzung fiir die
Produktion von Nahrungs- und Futtermitteln zur Ganze (Nutzungsverbot) oder

fur bestimmte Nahrungs- und Futtermittel (Nutzungsbeschrankung) zu

181 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 134 f.

182 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 133.

183 | andesgesetz Uber die Erhaltung und den Schutz des Bodens vor schadlichen Einfliissen
sowie (iber die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln — OO Bodenschutzgesetz 1991, LGBI
1997/63 idF 2014/3.

184 GBI 2006/50.

185 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 148.
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untersagen, wenn bei Bodenuntersuchungen eine Uberschreitung der
Grenzwerte festgestellt wird oder die Bodengesundheit durch sonstige
Schadstoffe in einem solchen Ausmal} beeintréchtigt ist, dass der Boden fir die
Produktion von (bestimmten) Nahrungs- und Futtermitteln ungeeignet ist.“186

Der Boden ist gem § 28 Abs 1 OO BodenschutzG dann nicht fur die Produktion
geeignet, wenn zu erwarten ist, dass Ernteprodukte als Nahrungs- und
Futtermittel eine Beeintrachtigung der menschlichen oder tierischen Gesundheit
zur Folge hatten. Gem Abs 2 leg cit sollen solche fur die Nahrungs- und
Futtermittelproduktion ungeeigneten Flachen fir die Biomasseproduktion

genutzt werden.

Zum qualitativen Bodenschutz tragen neben dem Anbauverbot bzw der
Nutzungsbeschrankung bei Uberschreitung von Bodengrenzwerten nach dem
OO BodenschutzG auch Dungegrundsatze, Regelungen zur Ausbringung von
Klarschlamm, Kompost oder Senkgrubenrdumgut sowie Beratungs- und

Versuchsleistungen bei.8’

186 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 148.
187 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 148 ff.
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3.5Quantitativer Bodenschutz

Zentrale Bedeutung fir die Erndhrungssouveranitat und Versorgungssicherheit
hat der quantitative Bodenschutz, dessen Ziel die langfristige Erhaltung
landwirtschaftlicher Nutzflachen ist. Instrumente, welche zur Sicherung
landwirtschaftlicher  Nutzflachen beitragen, finden sich insbes im
Raumordnungsrecht. 8 In  diesem Kapitel wird daher auf das
Raumordnungsrecht, die  rechtlichen Instrumente  zur  Erhaltung
landwirtschaftlicher  Nutzflachen sowie die Kulturflachenschutzgesetze

eingegangen.

3.5.1 Raumordnungsrecht

3511 Allgemeines

Das in die Zustandigkeit der Lander fallende Raumordnungs- bzw
Raumplanungsrecht hat fur landwirtschaftliche Betriebe eine zentrale
Bedeutung. Zum einen dient es der Sicherung umweltfreundlicher
Lebensbereiche, zum anderen der Sicherung von Flachen fur eine ungestorte
landwirtschaftliche Nutzung und der Verhinderung oder Minimierung von
raumbezogenen Konflikten. Insbes wird ein starker Umweltbezug der
Raumordnung dadurch ersichtlich, dass die 6rtliche Raumplanung gem Art 118
Abs 3 Z 9 B-VG in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden féllt. Die
Gemeinden haben ihre Raumplanung durch o6rtliche Raumordnungsprogramme
und Flachenwidmungsplane zu konkretisieren. Den Gemeinden kommt daher
fur die Sicherung von Flachen fiur die landwirtschaftliche Nutzung eine grof3e
Verantwortung zu.!8°

Die Gemeinde ist bei Angelegenheiten im eigenen Wirkungsbereich wie etwa
der ortlichen Raumplanung zum Unterschied von Angelegenheiten des
tbertragenen Wirkungsbereiches weisungsfrei. % Die ortliche Raumplanung

zahlt neben der ortlichen Baupolizei zur wichtigsten Kompetenz einer

188 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 268.

189 Holzer, Agrarrecht3, 418.

190 Huber, Die Rolle der Gemeinden als Trager der ortlichen Raumplanung, in: Holzer (Hrsg),
Land- und Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, Schriftenreihe der Osterr. Gesellschaft fiir
Agrar- und Umweltrecht, Bd 9, 2008, 59.
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Gemeinde. Dies unter anderem deshalb, weil der Siedlungsraum begrenzt ist,
die Rechtsgrundlagen komplex sind und die Vollziehung ein hohes Maf} an
rechtlichem, 06kologischem, wirtschaftlichem, sozialem sowie technischem
Verstandnis erfordert. ,Planungsfehler in diesem Bereich sind meistens von
langfristiger Auswirkung und kaum reversibel.“19?

Grundsatzlich gibt es in der Verwaltung einer Gemeinde drei wesentliche
Organe, namlich den Birgermeister, den Gemeindevorstand sowie den
Gemeinderat. Der Gemeinderat hat die Befugnis zum Erlass von rechtlich
verbindlichen VO und ist somit das ,legislative Organ der Gemeinde. Dem
Burgermeister kommt der Vollzug dieser Rechtsakte zu, er ist daher das
exekutive Organ. In der Praxis kommt dem Blrgermeister jedoch insofern
verstarkte Bedeutung zu, als dieser auch den legislativen Ablauf durch das
Einbringen von Beschlussvorlagen steuern kann. Dem Burgermeister kommt
aufgrund seiner weitreichenden Kompetenzen, etwa als Vorsitzender des
Gemeinderates und als Vollzugsorgan der Gemeinde als Baubehérde eine
zentrale Rolle im Hinblick auf die Raumordnung zu. Durch diese zentrale Rolle
des Birgermeisters hangt die Qualitat der Raumordnung auf kommunaler
Ebene sehr stark von dessen individueller Einschatzung von raumplanerischen
Erfordernissen und Problemen oder aber tberhaupt von der Wahrnehmung
solcher ab.1?

Die Wirksamkeit von MalRRnahmen der Raumordnung und die Erreichung
planungsrelevanter Ziele hdngen neben einzelnen politischen Akteuren jedoch
wesentlich von den rechtlichen Rahmenbedingungen ab. AuRRerdem sind
Eingriffe in bestehende Verhaltnisse durch Akte der Raumordnung aufgrund der
Unverletzlichkeit des Eigentums gem Art 5 StGG nur eingeschrankt maéglich,
wodurch die Raumplanung ihre Gestaltungswirkung hauptséachlich in der
zukunftigen Entwicklung entfaltet.1%

191 Huber, Die Rolle der Gemeinden als Trager der ortlichen Raumplanung, 62 f.

192 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik: Akteure — Entscheidungen —
Umsetzung, 2007, 39 ff.

193 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 227.
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3.5.1.2 Agrarrelevante Raumordnungsziele

Eine genaue Festlegung von Widmungskategorien fur die jeweiligen
Gemeindeflachen ist auf Gesetzesebene grds nicht moglich. Vielmehr erfolgt
eine  solche Determinierung der  Uberértlichen  sowie  oOrtlichen
Flachennutzungsplanung durch ,finale Programmierung“, dh durch das
Festsetzen von Zielen und Verfahrensvorschriften.%4

In Bezug auf die Landwirtschaft sind zum einen allgemeine Leitziele mit
Agrarrelevanz sowie zum anderen spezifische fur die Landwirtschaft festgelegte
Ziele zu beachten. 9

Als agrarrelevante Leitziele in den Raumordnungsgesetzen (ROG) sind unter
anderem die sparsame Verwendung der Bodenreserve als auch die Sicherung
und Verbesserung der raumlichen Voraussetzungen fur eine leistungsfahige (so
etwa in NO), lebensfahige oder auch existenzfahige Land- und Forstwirtschaft
angefihrt. In einem uberortlichen Raumordnungsprogramm von NO besteht
etwa die Mdglichkeit der Festlegung von Offenlandflachen zur Erhaltung offener
und unbewaldeter Landschaftsteile. % Zu den agrarspezifischen
Raumordnungszielen zahlt nach dem NO ROG die Sicherung der raumlichen
Voraussetzungen fir eine leistungsfahige Land- und Forstwirtschaft'®’ sowie
die Sicherung land- und forstwirtschaftlich geeigneter Nutzflachen, wobei nicht
nur auf die momentane Nahrungsmittelproduktion zu achten ist sondern auch
auf Krisenzeiten, die Biomasseproduktion sowie den Erhalt der Kulturlandschaft
Ricksicht genommen werden muss.1%8

IdZ ist auf die Planungsrichtlinien der ortlichen Raumplanung von Gemeinden
gem § 14 Abs 2 NO ROG zu verweisen. Dadurch erfahren die zuvor genannten
agrarspezifischen Raumordnungsziele eine wesentliche Konkretisierung.'% Fur
die Landwirtschaft sind folgende Planungsrichtlinien von wesentlicher
Bedeutung: ,Die bei der Erstellung von Flachenwidmungsplanen zu
beachtenden Planungsrichtlinien verpflichten die Gemeinden, die fir die land-
und forstwirtschaftliche Produktion wertvollen Flachen, das sind sowohl

194 Holzer, Agrarrecht3, 418.

195 Holzer, Land- und Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, 21 ff.

196 § 20 Abs 8 NO ROG.

1978 1 Abs 2 Z 3 lit f NO ROG.

198 § 1 Abs 2 Z 3 lit g NO ROG; zum Agrarflachenschutz siehe auch Wytrzens, Agrarplanung,
446 ff.

199 Holzer, Agrarrechts, 419.
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- die gut geeigneten Standorte land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
als auch

- Produktionsflachen mit guter Bonitdt fir die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung sicherzustellen, soweit nicht andere Ziele

Vorrang haben.“?%0

Zur Einschrankung “[...], soweit nicht andere Ziele Vorrang haben® ist
festzuhalten, dass die Zielprioritaten von der jeweiligen aktuellen
Grundorientierung der Raumordnung und somit von den Interessen bzw
gesellschaftlichen =~ Wertungen  derjenigen  abhéngen, welche die
Raumordnungsgesetze in der kommunalen Planungspraxis umzusetzen haben.
Die Gemeinden haben so in ihrer Planung oft andere Ziele, wie etwa die
Sicherstellung der raumlichen Voraussetzungen fir Siedlungen, Gewerbe oder
Industrie, dem Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen vorgezogen und die
landwirtschaftlichen Flachen blo3 als Restflachen, sog Residualflachen,
angesehen.?%!

Der landwirtschaftlich genutzte Boden erfahrt mit Ausnahme von vagen
Zielbestimmungen in den Raumordnungsgesetzen keinen hinreichenden
Schutz vor Umnutzungen. Oft wird die landwirtschaftliche Ressource Boden bei
einer Interessenabwagung kaum berucksichtigt. ,Um die noch vorhandenen
landwirtschaftlichen Produktionsflachen fur die Zukunft zu sichern und bei
Umnutzungen eine Interessenabwagung zu gewahrleisten, ist ein rechtlicher
Schutz von Bbden erforderlich.“?92

Im Bezug auf “ [...], soweit nicht andere Ziele Vorrang haben®, ist weiters
festzuhalten, dass ein Vorrang anderer Ziele bei sonstiger Gesetzwidrigkeit
eines Flachenwidmungsplanes in den Entscheidungsgrundlagen ausreichend
dargestellt und begriindet werden muss.2%3

Der erste entscheidende Akt der raumplanerischen Tatigkeit in l&ndlichen
Gebieten ist daher, im Rahmen der Grundlagenforschung das vorhandene

Potential an landwirtschaftlichen Nutzflachen zu erheben und jene Flachen

200 Holzer, Agrarrecht3, 419; § 14 Abs 2 Z 2 NO ROG.

201 Holzer, Bodenverbrauch, 138.

202 BMLFUW, Reduzierung des Verbrauchs landwirtschaftlicher Béden —
MalRnahmenvorschlage, 2015, 9. Online: https://www.bmlfuw.gv.at/land/produktion-
maerkte/pflanzliche-produktion/boden-duengung/Bodenverbrauch.html, Stand: 10.10.2015.
203 Holzer, Land- und Forstwirtschaft im Raumordnungsrecht, 22.
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maoglichst genau zu beschreiben, die auch in Zukunft ausschlief3lich oder
Uberwiegend der landwirtschaftliche Bodennutzung vorbehalten bleiben

sollen.204

3.5.1.3 Leitziele des NO Raumordnungsgesetzes

Das NO ROG beinhaltet einen Katalog von allgemeinen Leitzielen bzw.
Grundsatzen, welche fur die Uberértliche als auch 6rtliche Raumplanung von
Relevanz sind.?°®> Das NO ROG beinhaltet gem § 1 Abs 2 neben generellen
Leitzielen auch besondere Leitziele der ortlichen wie auch Uberortlichen
Raumordnung. Diese sind im Rahmen der Vollziehung des Gesetzes zu
beachten. IZm der Ressource Boden und Versorgungssicherheit sind folgende
Ziele von Relevanz:

zu den generellen Zielen z&ahlen ua die Ausrichtung der Mal3nahmen der
Raumordnung auf eine schonende Verwendung der natirlichen Ressourcen,
als auch die Sicherung von Gebieten mit besonderen Standorteignungen fur
deren jeweiligen Zweck und Freihaltung dieser Gebiete von wesentlichen
Beeintrachtigungen.296

Bei den besonderen Zielen wird unterschieden in Leitziele fur die Gberértliche
und ortliche Raumplanung. In Bezug auf den Boden ist vor allem ein
besonderes Leitziel der ortlichen Raumordnung hervorzuheben, nadmlich dass
eine Verwendung von fur die land- und forstwirtschaftliche Nutzung besonders
gut geeigneten Bdden fur andere Widmungen nur dann zulassig ist, wenn
geeignete andere Flachen nicht vorhanden sind. Dabei ist nicht nur auf die
momentane Nahrungsmittelproduktion, sondern auch auf die Vorsorge in
Krisenzeiten, auf die Erzeugung von Biomasse und auf die Erhaltung der
Kulturlandschaft Bedacht zu nehmen.?” Das angefiihrte Raumordnungsziel hat
in Verbindung mit den Widmungs- und Nutzungsarten zur Folge, dass dies eine
weitgehende inhaltliche Festlegung des Flachenwidmungsplanes (FWP)
darstellt. Anders ausgedrickt heilst das, dass Boéden, welche fur die

landwirtschaftliche Nutzung besonders gut geeignet sind, grundsatzlich mit der

204 Wytrzens, Agrarplanung, 447.

205 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 158.
206 81 Abs 2 Z 1 lit b und d NO ROG 2014.
207 8 1 Abs 2 Z 3 lit g NO ROG 2014.
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im Gesetz vorhandenen Grinlandnutzung auszuweisen sind. Falls andere
Flachen nicht zur Verfigung stehen, kdnnen, wie schon zuvor aufgezeigt, nach
dem NO ROG auch andere Nutzungen vorgesehen werden. Jedoch ist dabei
vor einer konkreten Ausweisung im FWP festzustellen, ob bei
Inanspruchnahme landwirtschaftlich wertvoller Bdden fur eine nicht-
landwirtschaftliche Nutzung andere Flachen vorhanden waren.208

Das zuvor beschriebene besondere Leitziel der 6rtlichen Raumordnung ist iVm
dem ortlichen Raumordnungsprogramm einer Gemeinde zu sehen.?% Eine
Gemeinde hat als Grundlage fiir die Aufstellung oder Anderung des ortlichen
Raumordnungsprogrammes den Zustand des Gemeindegebietes durch
Untersuchung der naturraumlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Gegebenheiten zu erforschen und deren Verdanderungen standig zu
beobachten. Die Ergebnisse dieser Grundlagenforschung sind zu
dokumentieren. Das Ausmal3 der als Bauland gewidmeten bebauten und
unbebauten Flachen ist in einer Flachenbilanz zu erfassen, auf aktuellem Stand
zu halten und der LReg auf Anfrage bekannt zu geben. Die Dokumentation der
Entscheidungsgrundlagen hat dabei alle Umstéande und Analysen zu enthalten,
welche die Festlegungen des o6rtlichen Raumordnungsprogrammes in
nachvollziehbarer Weise begriinden.?1°

Die Raumordnungsziele verpflichten daher die planende Gemeinde,
landwirtschaftliche Nutzflachen und Hofstellen (Wohn- und Betriebsgeb&ude) in
der Grundlagenforschung zu erheben und entsprechend zu berticksichtigen.?*!
Die Leitziele sind ein MafRstab bei der Uberprifung der GesetzmaRigkeit des
erlassenen Planes durch die Aufsichtsbehérde wie auch bei einer
verfassungsgerichtlichen Prifung.2!?

Die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung bzw deren Untersagung von ortlichen
Raumplanen unterliegt gesetzlichen Griinden. Diese sind im NO ROG in § 24
Abs 11 geregelt. Durch eine taxative Aufzahlung von Paragraphen gem Z 4 leg

cit, kann eine Untersagung der Genehmigung nicht auf die allgemeinen

208 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 133.
2098 1 Abs 2 Z 3iVm § 13 NO ROG 2014.
210 § 13 Abs 5 NO ROG 2014.

211 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 135.
212 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 175.
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Raumordnungsziele (§ 1) gestitzt werden. 2> Wohl aber bildet ein Widerspruch
zu den Planungsrichtlinien des § 14 Abs 1 und 2 NO ROG, die auch den Schutz
wertvoller landwirtschaftlicher Produktionsflachen umfassen (Abs 2 Z 1 und 2),
einen Grund fur die Versagung der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung, die in

der Praxis allerdings nur &uf3erst selten ausgesprochen wird.

Der VfGH? hat in Bezug auf die Grundlagenforschung darauf hingewiesen,
dass Planungsmaf3nahmen, vor allem der Flachenwidmungsplan, streng
dahingehend zu prufen sind, ob die Entscheidungsgrundlagen ausreichend
erkennbar sind.?!®> Dabei hat die planerlassende Gemeinde dafiir Sorge zu
tragen, dass die im Gesetz vorgesehene Grundlagenforschung zur Gewinnung
ausreichender Entscheidungsgrundlagen durchgefuhrt wird. Denn nur anhand
von nachvollziehbaren Entscheidungsgrundlagen kann rechtlich abgeleitet
werden, ob ein Flachenwidmungsplan dem vom Gesetz vorgegebenen Zielen
entspricht. Ein Mangel bei der Grundlagenforschung hat daher die Konsequenz,
dass dem darauf folgendem Plan der Fehler der Rechtswidrigkeit?'® anhaftet.?*’
Die Kiriterien der Grundlagenforschung beziehen sich meist auf grofere
Bereiche. Jedoch wenn es besondere, fir die gesetzlichen Raumordnungsziele
relevante einzelne Flachen gibt, haben diese in der Grundlagenforschung
Eingang zu finden. So hat die Grundlagenforschung einerseits jene Flachen zu
berticksichtigen, welche fur die Land- und Forstwirtschaft wertvoll (unbebaut)
sind, und andererseits auch die Standorte der bestehenden landwirtschaftlichen
Betriebe in die Bestandsanalyse aufzunehmen. Daher hat ein
Flachenwidmungsplan bzw bereits das 6rtliche Raumordnungsprogramm die fur
die landwirtschaftliche Nutzung besonders gut geeigneten Flachen als auch
einen landwirtschaftlichen Betriebsstattenplan zu beinhalten.?!8

Um optimale Entscheidungen treffen zu kodnnen, braucht es qualitativ

hochwertige Planungsgrundlagen. Dabei ist eine regelmallige Aktualisierung

213 Holzer, Die Land- und Forstwirtschaft im Spannungsfeld der értlichen Raumplanung,
Schriftenreihe Club Niederdsterreich, 1/1981, 28 f.

214 Vfslg 8280/1987.

215 |_eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, in: Hauer/NuBbaumer (Hrsg): Osterreichisches
Raum- und Fachplanungsrecht, 2006, 121.

216 |_eitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 121.

217 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 154 f.

218 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 155; Holzer, Die Land- und Forstwirtschaft im
Spannungsfeld der 6rtlichen Raumplanung, Schriftenreihe Club Niederdsterreich, 1/1981, 20 f.

50



dieser Planungsgrundlagen notwendig, aber aufgrund finanziell eingeschrankter
Maglichkeiten vor allem in kleineren Gemeinden?!® nicht immer einfach. Dazu
kommt ein weiteres Problem: ,Der Horizont der Entwicklungs- und
Ordnungsplanung endet zumeist an der Gemeindegrenze, wie zahlreiche
Planungsgrundlagen zeigen, die als Inselkarten die Umgebung des
Gemeindegebietes vollkommen ausblenden. [...] Die meisten Gemeinden
sehen keine Notwendigkeit zur Abstimmung ihrer Planungen mit den
benachbarten Kommunen, die politisch nur schwer zu verkaufen sind,

insbesondere wenn sie nicht auf Gegenseitigkeit beruhen.?20

3.5.14 Planungsrechtliche Instrumente

3.5.1.4.1 Abgrenzung ortliche und tberdrtliche Raumplanung

Das B-VG unterscheidet zwischen ortlicher und Uberortlicher Raumplanung.
Der Gemeinde obliegt im eigenen Wirkungsbereich gem Art 118 Abs 3 Z 9 B-
VG die Besorgung der ortlichen Raumplanung.??! Zur Abgrenzung zwischen
Ortlicher und Uberortlicher Raumplanung ist Art 118 Abs 2 B-VG
malf3geblich. ,Eine PlanungsmalBhahme zahlt danach dann zur Oortlichen
Raumplanung, ist also der Gemeinde vorbehalten, wenn sie im
ausschlieBlichen oder Uberwiegenden Interesse der in der Gemeinde
verkorperten ortlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet ist, durch die
Gemeinschaft innerhalb ihrer 6rtlichen Grenzen besorgt zu werden. 2?2

Die drtliche Raumplanung ist der Uberortlichen Raumplanung untergeordnet
und hat dadurch die Ubergeordneten Interessen zu berlcksichtigen. Der
Landesgesetzgeber hat die tUberortlichen Interessen als auch die geeigneten
rechtlichen Instrumente zu deren Durchsetzung gegentber den Gemeinden
festzulegen.???

So hat die Uberortliche Raumplanung die grundsatzlich angestrebten Ziele
festzulegen und die dazu notwendigen MalRnahmen zu nennen. Eine

parzellengenaue Widmungsvorgabe durch die Uberdrtliche Raumplanung ist

219 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, FN 122.
220 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 108.

221 | eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 108.

222 \/fS|g 11633/1988.

223 | gitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 109.
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grundsatzlich nicht vorgesehen. Eine parzellenscharfe tberdrtliche Vorgabe ist
nach der hL nur in bestimmten Ausnahmeféllen moglich.??4 Es lasst sich aus
der Lehre??® ableiten, dass die Uberortliche Raumplanung bei Uberortlichen
Interessen in den raumplanerischen Bereich der Gemeinde eingreifen kann.
Der Eingriff in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde darf dabei jedoch
nur bis zu einem gewissen Grad erfolgen. Eine vollstandige Umgehung des
eigenen  Wirkungsbereiches ist ausgeschlossen. 2?6 So ware eine
parzellengenaue tberértliche Widmungsvorgabe gem Art 118 Abs 4 B-VG zwar
moglich, aber nur wenn sich diese auf bestimmte einzelne Gebiete bezieht und
der Gemeinde fur das restliche Gemeindegebiet ihre Autonomie bei der
Raumplanung verbleibt. 227 1dZ ist auf das rechtliche Instrument der
landwirtschaftlichen  Vorrangflachen (siehe dazu Kapitel 3.5.2.4
,Landwirtschaftliche Vorrangflachen®) hinzuweisen, welche auf der Grundlage
eines Uberdrtlichen Raumordnungsprogrammes ausgewiesen werden.

Die Verwaltungsaufgabe, zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf die
Agrarstruktur  bestimmte, hierfir besonders geeignete Flachen als
landwirtschaftliche Vorrangzonen (Offenlandflachen) zur ausschlieflich
landwirtschaftlichen Nutzung auszuweisen, liegt im tberortlichen 6ffentlichen
Interesse an der Erhaltung einer gesunden und leistungsfahigen Landwirtschaft
und ist keine gemafl Art 118 Abs 2 B-VG von der Gemeinde im eigenen
Wirkungsbereich zu vollziehende Aufgabe??®. Gemeinden koénnen aber nach
dem NO ROG durch ein uberértliches Raumordnungsprogramm dazu
ermachtigt werden, im Ubertragenen Wirkungsbereich Offenlandflachen fir
offene und unbewaldete Landschaftsteile festzulegen, die typische Elemente
der erhaltenswerten Kulturlandschaft bilden und aus Griinden der Agrarstruktur,
des Fremdenverkehrs, der Siedlungsstrukturen sowie des Orts- und
Landschaftsbildes auch weiterhin offen bleiben sollen??°. Im Ubrigen gilt der
Grundsatz, dass die Festlegung von landwirtschaftlichen Vorrangzonen auf
Orticher  Planungsebene  unter Beachtung  allfalliger  Gberdortlicher

Planungsvorgaben zu erfolgen hat.

224 Berger, Netzwerk Raumplanung — im Spannungsfeld der Kompetenzverteilung (2008) 152.
225 \/gl etwa Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 212.

226 Berger, Netzwerk Raumplanung, 156 mwN.

227 Berger, Netzwerk Raumplanung, 158.

228 \/fSLg 17781.

229 8 20 Abs 8 NO ROG 2014; vgl Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 288.
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3.5.1.4.2 Planungsinstrumente der ortlichen Raumplanung

Die Gemeinde hat in Ubereinstimmung mit dem
Landesraumordnungsprogramm ein ortliches Entwicklungsprogramm
festzulegen, welches in weiterer Folge die Grundlage fur den
Flachenwidmungsplan (FWP) darstellt. Aufgrund des FWP erlasst die
Gemeinde sodann den rechtlich untergeordneten Bebauungsplan.23°

Mittels der Planungsinstrumente des Flachenwidmungs- und Bebauungsplanes
erfolgt innerhalb der Gemeinde die Ubersetzung von abstrakten
Raumordnungszielen in konkrete Malnahmen. Die Instrumente des
Flachenwidmungs- und Bebauungsplanes regeln rechtsverbindlich die
zulassige Flachennutzung fur das ganze Gemeindegebiet bzw die Art der
Bebauung. Beide Instrumente werden vom Gemeinderat durch VO
beschlossen. Jede Nutzungsédnderung muss sodann mit dem FWP
Ubereinstimmen.?3?

Da die Flachenwidmungs- und Bebauungsplane Instrumente der Ortlichen
Raumplanung sind, und daher gem Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG im eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde liegen, hat das Land keinen unmittelbaren
Einfluss auf den Inhalt der erlassenen Plane. Jedoch besteht ein Aufsichtsrecht
uber die Gemeinden dahingehend, dass vom Land gem Art 119a Abs 1 B-VG
geprift wird, ob die Gemeinde bei der Besorgung im eigenen Wirkungsbereich
die Gesetze und VO (insbes regionale ROP) nicht verletzt, vor allem ihren
Wirkungsbereich nicht tberschreitet und die ihr obliegenden Verpflichtungen
erfullt. Die Gemeinde hat zudem auch die Pflicht, gem Art 119 Abs 6 B-VG die
in ihrem Wirkungsbereich erlassenen VO der Aufsichtsbehdrde unverziglich
mitzuteilen. Falls die Gemeinde einzelne Mallnahmen in ihrem eigenen
Wirkungsbereich treffen mdchte, wodurch Uberortliche Interessen in einem
besonderem Ausmal} betroffen sind, bedarf dies grds gem Art 119a Abs 8 B-
VG einer Genehmigung der Aufsichtsbehdrde, aber nur wenn ein
entsprechendes Gesetz dies auch vorsieht. Der VfGH?32 hat dazu erkannt,

dass, wenn es solche uberdrtlichen Interessen gibt, ein genereller

230 |_gitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 112.
231 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 38 f.
232 \/fS|g 11163/1986.
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Genehmigungsvorbehalt bei FWP madglich ist, sodass sich diese im Endeffekt
problemlos in die Gberdrtlichen Interessen einfligen.?32

Die Aufsichtspflicht der LReg beschrankt sich nur auf die grundsatzliche
Gesetzmaligkeit der Vorhaben und kann dartiber hinaus keine inhaltlichen
Vorgaben mehr verlangen.?3* Eine strengere Handhabung der Aufsichtspflicht
ware aus fachlicher Sicht winschenswert, da das Verstandnis fur die
Wichtigkeit der Koordination von raumordnerischen MalRRnahmen auf
Uberdrtlicher Ebene bei den Gemeinden nur schwach ausgepragt ist. Viele
Gemeinden haben in der Vergangenheit zu sehr ihre Einzelinteressen
gefordert, sodass dies auf langeren Zeitraum gesehen zu negativen
Auswirkungen gefuhrt hat. Als Beispiel kann die Ausweisung von zu viel
Bauland genannt werden, wodurch der Gemeinde hohe Vorfinanzierungskosten
fur Infrastruktur entstanden, welche bei einigen Gemeinden zur volligen
Uberschuldung bis hin zur Landesaufsicht des Gemeindehaushalts gefiihrt

haben.?3®
3.5.1.4.2.1  Ortliches Raumordnungsprogramm

Das ortliche Raumordnungsprogramm umfasst in NO die Grundlagenforschung,
das ortliche Entwicklungskonzept sowie den Flachenwidmungsplan.?36

Die Gemeinden haben als erstes ein ortliches Raumordnungsprogramm zu
erstellen. Dieses Programm umfasst eine l&angere Zeitspanne, ist Grundlage fur
den Handlungsrahmen einer gezielten Entwicklung des Gemeindegebietes und
schlussendlich auch Basis fur den Flachenwidmungs- und Bebauungsplan. Das
ortliche Raumordnungsprogramm beinhaltet noch keine konkreten Widmungen,
sondern nur grundsatzliche Aussagen zur Siedlungsentwicklung und der
Unterteilung der Bauflachen. Der gesetzliche Mindestinhalt des ortlichen
Raumordnungsprogrammes umfasst eine Schatzung der Bevolkerungs- und
Wirtschaftsentwicklung, ein Baulandkonzept aufgrund des daraus erwarteten
Baulandbedarfes, ein Verkehrskonzept, ein Infastrukturkonzept fir Wasser- und

Energieversorgung sowie Abwasserentsorgung und ein Grunlandkonzept mit

233 |_eitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 124.

234 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 37 f.

235 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 43.

236 Raumordnung und Regionalpolitik in Niederdsterreich, Online: http://www.raumordnung-
noe.at/index.php?id=16, Stand: 2.5.2016.
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Freiraumen fur die Landwirtschaft und die Naherholungsgebiete.?3” IZm den
Raumordnungszielen hat das 6rtliche Raumordnungsprogramm konkret die fur
die landwirtschaftliche Nutzung geeigneten Boden zu kennzeichnen. Eine bloRe
Wiederholung von gesetzlichen Raumordnungsgrundsatzen im ortlichen
Raumordnungsprogramm wurde nicht ausreichend sein, da dieses Programm
eine Konkretisierungsfunktion fir den FWP hat.?38

Das ortliche Raumordnungsprogramm enthalt zwei wesentliche Bestandteile,
namlich das ortliche Entwicklungskonzept und den FWP. Der Bestandteil des
ortlichen Entwicklungskonzeptes wird als VO vom Gemeinderat beschlossen
und von der LReg mittels Bescheid genehmigt. Die Widmungen des FWP
haben sodann in Ubereinstimmung mit dem ortlichen Entwicklungskonzept zu
erfolgen. Das ortliche Entwicklungskonzept stellt die Grundlage dar, die eine
nachvollziehbare Entscheidungshilfe fir Raumordnungsfragen jeglicher Art der
Gemeinde darstellt. Der Zeithorizont des ortlichen Entwicklungskonzeptes
betragt mindestens zehn Jahre und beinhaltet somit Ilangerfristige
raumordnerische Ziele einer Gemeinde.?3

Es werden im ortlichen Raumordnungsprogramm also jene Flachen allgemein
zu kennzeichnen sein, welche einerseits wegen ihrer Bonitat der
landwirtschaftlichen Nutzung vorbehalten sind und andererseits auch jene
Flachen, welche fir eine verbesserte landwirtschaftliche Betriebsstruktur sorgen
konnen. ,In Konkretisierung der allgemeinen Zielsetzung der Sicherung und
Verbesserung der raumlichen Voraussetzungen fur eine leistungsfahige Land-
und Forstwirtschaft, sollte gegenuber dem Flachenwidmungsplan auch die
Festlegung des Zieles der anzustrebenden Erhaltung der Funktionsfahigkeit der
bestehenden land- und forstwirtschaftlichen Betriebe nicht fehlen.*?4°

Das oOrtliche Raumordnungsprogramm ist nach einigen
Landesraumordnungsgesetzen als VO zu erlassen. Dies ist etwa in NO der
Fall.?*1 Gem § 24 Abs 9 NO ROG 2014 obliegt dem Gemeinderat die Erlassung
der VO (Uber das ortliche Raumordnungsprogramm. Das 0Ortliche

Raumordnungsprogramm bedarf in NO des Weiteren der Genehmigung der

237 |_eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 112.

238 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 134.

239 Raumordnung und Regionalpolitik in Niederdsterreich, Online: http://www.raumordnung-
noe.at/index.php?id=25, Stand: 2.5.2016.

240 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 153.

241 8 13 Abs 1 NO ROG 2014.
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LReg. Die LReg kann diese Genehmigung etwa dann verweigern, wenn es
einem uberortlichen Raumordnungsprogramm widerspricht. Die Genehmigung
ist ua dann zu versagen, wenn ein Widerspruch zwischen dem 0rtlichen
Raumordnungsprogramm und somit auch dem FWP mit dem Uberdrtlichen
Raumordnungsprogramm oder aber auch (ausdrticklich) den
Planungsrichtlinien gem § 14 Abs 2 NO ROG besteht.242

Durch das ortliche Raumordnungsprogramm sollte eine ,Widmung auf Vorrat®
erschwert sein, da das Programm an nachvollziehbare Kennwerte
demographischer und 6konomischer Entwicklung gebunden ist.?43

Jedoch zeigte die Praxis auch auf, dass vor allem aus politischen Rucksichten
im ortlichen Raumordnungsprogramm festgelegte Ziele nicht immer konsequent
eingehalten werden und dann auch Widmungen vorgenommen werden, welche

sogar im Widerspruch zu einmal festgelegten Zielen stehen.?44

3.5.1.4.2.2 Flachenwidmungsplan (FWP)

Der Flachenwidmungsplan (FWP) stellt das zentrale Planungsinstrument der
ortlichen Raumplanung dar. Durch den FWP wird die Art der Bodennutzung
(Widmung) konkreter Flachen rechtsverbindlich festgelegt. Durch diese
Widmung hat der jeweilige Grundeigentimer zwar kein Umsetzungsgebot, dh
der Eigentimer muss nicht zB auf einer Bauland-Wohngebiet gewidmeten
Flache ein Gebaude errichten, jedoch hindert ihn die Widmung daran, sein
Grundstiick anders zu nutzen als dies der FWP vorsieht (sog Negativplanung).
Eine bestehende landwirtschaftliche Nutzung wird aber durch die Widmung der
Flache als Bauland nicht berthrt. Die Gemeinden haben die Verpflichtung, fur
das gesamte Gemeindegebiet einen flachendeckenden FWP zu erstellen und
darin parzellengenau auszuweisen, welche Flache als Bauland, Grinland oder
Verkehrsflache gewidmet ist. Welche Widmungskategorien es gibt und welche
Bauvorhaben in diesen Widmungskategorien zulassig sind, wird durch das
jeweilige Landes-Raumordnungsgesetz festgelegt. Aufgrund der

landerspezifischen Ausgestaltungen der Widmungskategorien kann zumindest

242 § 24 Abs 11 NO ROG 2014; Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 175.
243 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 39.
244 Marik-Lebeck, Raumordnung in der Kommunalpolitik, 104.
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eine grobe Einteilung in Bauland, Grunland und Verkehrsflache gemacht
werden.?4®

Der FWP ist nach stRsp des VfGH eine Verordnung iSd Art 18 Abs 2 B-VG, und
dies auch dann, wenn der FWP bloR eine Anderung der Widmung eines
einzelnen Grundstickes als Inhalt hat. Aufgrund des Verordnungscharakters
des FWP hat niemand, auch nicht der Grundeigentiimer, einen Rechtsanspruch
auf Erlassung eines FWP bzw Anspruch auf eine bestimmte Widmung.24¢

Damit ein FWP dem zentralen agrarpolitischen Planungsziel?*” des NO ROG
zur Sicherung und Verbesserung der rdumlichen Voraussetzungen fir eine
leistungsfahige Landwirtschaft Rechnung tragen kann, hat dieser zum einen die
fur die landwirtschaftliche Produktion wertvollen Bdoden als Grinland fur die
landwirtschaftliche Nutzung sicherzustellen, zum anderen aber auch die fur die
landwirtschaftliche Produktion erforderlichen Betriebsflachen (Wohn- und
Wirtschaftsgebdude) auszuweisen, welche einen funktionsadaquaten
Fortbestand raumordnungsrechtlich sicherstellen, es sei denn, ein 6ffentliches
Interesse an einer anderen Nutzung Uberwiegt.?*8

Im Bezug auf die Sicherung von landwirtschaftlich wertvollen Boden fur die
landwirtschaftliche Nutzung ist nach dem Wortlaut des NO ROG eine Divergenz
festzumachen, welche kurz aufgezeigt wird. Zum einen halt das NO ROG gem
8 1 Abs 2 Z 3 lit g das besondere drtliche Leitziel fest, dass eine Verwendung
von fur die land- und forstwirtschaftliche Nutzung besonders gut geeigneten
Bdden fur andere Widmungen nur dann zuléassig sei, wenn geeignete andere
Flachen nicht vorhanden sind. Jedoch legt das NO ROG auch gem § 14 Abs 2
Z 2 bei Erstellung eines FWP fir die Gemeinde bindend fest, dass die fir die
land- und forstwirtschaftliche Produktion wertvollen Flachen, das sind sowohl
die gut geeigneten Standorte land- und forstwirtschaftlicher Betriebe als auch
Produktionsflachen mit guter Bonitat, fur die land- und forstwirtschaftliche
Nutzung sicherzustellen sind, soweit nicht andere Ziele Vorrang haben. Die
letztgenannte Formulierung ist weniger streng als die erste. Bei der ersten
Formulierung dirfen wertvolle Boden nur dann einem anderen Zweck als der

landwirtschaftlichen Nutzung zugefiihrt werden, wenn andere Flachen nicht

245 |_eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 113 f.
246 |_eitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 118.
247 Gem § 1 Abs 2 Z 3 lit f NO ROG 2014.

248 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 162 f.
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vorhanden sind. Bei der zweiten Formulierung jedoch kodnnen, trotz
Vorhandenseins von anderen Flachen, wertvolle Boden der landwirtschaftlichen
Nutzung entzogen werden, wenn einem anderen Ziel der Vorrang eingerdumt
wird. Welche anderen Ziele dabei gemeint sind, bleibt offen. 24°

Die Formulierung des § 14 Abs 2 NO ROG ist daher nicht dazu geeignet, die
raumlichen Voraussetzungen fiur eine leistungsfahige Landwirtschaft gem 8§ 1
Abs 2 Z 3 lit f NO ROG in effektiver Weise zu sichern.?0

3.5.1.4.2.3 Widmungskategorien

Welche Widmungskategorien es gibt und welche Bauvorhaben jeweils zul&ssig
sind, ist im jeweiligen Landes-Raumordnungsgesetz festgelegt. Aufgrund der
unterschiedlichen Ausgestaltung dieser Widmungskategorien durch die Lander,
konnen drei im Wesentlichen Ubereinstimmende Widmungskategorien, und
zwar Bauland, Grinland und Verkehrsflachen, ausgemacht werden. 251 Im
Folgenden liegt der Schwerpunkt der Betrachtung wieder auf den Regelungen
des NO ROG.

Alle gewidmeten Flachen, welche nicht als Bauland bzw Verkehrsflachen
ausgewiesen werden, zahlen zum Grinland (Freiland).?%? Mit der Widmung
Grinland ist keine allgemeine Bausperre oder ein allgemeines Bauverbot
verbunden. Im Grinland ist ein Bauvorhaben nur dann und in dem Umfang
zulassig, als dies fur die widmungsgemale Nutzung des Grunlandes notwendig
ist. Auch eine bestehende Bebauung schlie3t eine Grinlandwidmung nicht von
vornherein aus, jedoch hat der Verordnungsgeber die bisherige Nutzung in
seine Entscheidung miteinzubeziehen.?53

Das NO ROG sieht fir das Griinland 22 verschiedene Widmungsarten vor,2%*
denn die Flachen des Grinlandes sind je nach ihrer Nutzung gesondert
auszuweisen.?®> Gem 8§ 20 Abs 2 lit 1a NO ROG 2014 umfasst etwa die

249 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 163 f.

250 Holzer, Agrar- Raumplanungsrecht, 165.

251 | eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 114.

252 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 292; § 20 Abs 1 NO ROG 2014.
253 |_eitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 117.

254 § 20 Abs 2 NO ROG 2014.

255 | eitl, Uberdrtliche und 6rtliche Raumplanung, 117.
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Widmungsart ,Land und Forstwirtschaft® Flachen, die der landwirtschaftlichen
Bewirtschaftung dienen.

Ein im Grinland bewilligungs- oder anzeigepflichtiges Bauvorhaben ist nur in
jener Art und jenem Umfang zulassig, als dieses fir die jeweilige

landwirtschaftliche Nutzung erforderlich ist.2%¢

Ein zukunftiger Schutz von Freiflachen, also landwirtschaftlichen Nutzflachen, in
Gebieten mit hoher Siedlungsentwicklung, kann nicht alleine durch
ordnungspolitische Malnahmen erzielt werden. Neben den wichtigen
ordnungspolitischen MalRnahmen hat auch ein entwicklungspolitischer Ansatz
im Sinne einer Aufwertung von Freiflachen zu erfolgen. ,Eine solche Sicherung
durch Inwertsetzung der Flachen zielt auf die landwirtschaftliche Nutzung —
Nutzungen mit hoher Wertschdpfung, biologischer Landbau, Aufbau regionaler
Kreislaufe, - ebenso ab, wie auf die Verankerung von Freiraumqualitaten im

Bewusstsein der Bevolkerung.“?%7

3.5.1.4.3 Planungsinstrumente der Uberértlichen Raumplanung

Die LReg hat im Rahmen des Raumordnungsgesetzes ein
Landesraumordnungsprogramm  zu erlassen, welches die Grundsétze der
Landesplanung als auch der o6rtlichen Raumplanung naher bestimmen.
Dadurch wird etwa die Raumstruktur des Landes konkretisiert, also festgelegt,
wo beispielsweise etwaige Hauptverkehrsachsen verlaufen werden. Das
Landesraumordnungsprogramm wird als Verordnung erlassen.2%8

Die festgelegten Raumordnungs- und Entwicklungsprogramme konnen in
territoriale Planungen und sog Fachplanungen unterteilt werden. Territoriale
Planungen betreffen das ganze Landesgebiet oder Teile davon. Fachplanungen
kénnen etwa zB die Versorgung mit Schulen oder Krankenhausern betreffen.?5

256 § 20 Abs 4 NO ROG 2014.

257 Seher, Von flachendeckender zu gestapelter Landwirtschaft?, Wissenschaft und Umwelt -
Interdisziplinar Nr 8: Bodenmarkierungen,12/2004, 115.

258 |_eitl, Uberortliche und 6rtliche Raumplanung, 111.

259 \Wessely, Ortliche Raumplanung als Instrument des Umweltschutzes, in: Raschauer/Wessely
(Hrsg), Handbuch Umweltrecht, 2010, 621.
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3.5.2 Rechtliche Instrumente zum Erhalt landwirtschaftlicher
Nutzflachen

3521 Instrumente zur Férderung der Innenentwicklung von
Gemeinden geordnet nach dem Reifegrad der Flache — Die
Baulandtreppe nach Weber

Eine praxistaugliche Strategie gegen den zunehmenden Flachenverbrauch
hat nach Weber folgende drei wissenschaftliche Kernaussagen zu

beriicksichtigen:26°

1) Es gibt nicht die umfassende Patentlésung beim Bodenschutz;

2) nur eine groBere Anzahl an Einzelmalinahmen kann zusammen eine
signifikante Reduktion des Bodenverbrauchs fir Siedlungs- und
Verkehrszwecke herbeifuihren;

3) die einzelnen MalBhahmen missen zu einer zielfGhrenden
Gesamtstrategie  verbunden werden, um einen effektiven

Bodenschutz gewahrleisten zu kénnen.

Um Entscheidungstragern eine bessere Orientierungshilfe zu geben, hat Weber
die sog Baulandtreppe (Abb 5) entwickelt. Die Baulandtreppe stellt ein Bindel
von Empfehlungen dar, welche zu einem effektiven Bodenschutz auf
kommunaler Ebene fihren soll. Die folgenden Instrumente auf kommunaler
Ebene werden auf Basis der Baulandtreppe der jeweiligen ,Stufe”, oder auch

,Reifestadium von Bauland®, spezifisch angewendet.?%!

260 Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 143.
261 Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 144.
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Abbildung 5: Baulandtreppe
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Quelle: Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente,
2009,144.

Die Baulandtreppe stellt die sechs unterschiedlichen Reifestadien von Bauland
dar. Jeder einzelnen Stufe werden gewisse Bodenschutzprobleme zugeordnet,
welchen in Folge mogliche Problemldsungsansatze gegenubergestellt werden.
Daraus wird ersichtlich, dass mit einer ,Universal“-Losungsmaf3nahme zwar ein
Treppenansatz erfasst werden konnte, jedoch nicht alle sechs verschiedene

zugleich.?6?

Dabei stehen, zur Erreichung des Zieles der Verringerung des

Flachenverbrauches, die folgenden drei Instrumententypen zur Verfligung:2%3

1) Bewusstsein schaffen durch Informations- und

Bildungsinstrumente:

So hat etwa in Bezug auf bebautes Bauland (Stufe 5) eine

Bewusstseinsbildung dahingehend stattzufinden, dass ein

262 \Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 144.
263 Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 145.
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.Zukunftsvertraglicher Lebensstil®* nur mit einer Bevorzugung

innerortlicher Lagen zu bewerkstelligen ist.?64
2) Monetére Instrumente:

Die monetaren Instrumente sollen bewirken, dass ein negativer Umgang
mit der Ressource Boden einen finanziellen Nachteil zur Folge hat, im

Gegenzug ein bodenschonender Umgang Vorteile erwarten lasst.26°
3) Ordnungspolitische Instrumente:

Hierzu zahlen etwa Ge- und Verbote. Damit soll das Ziel erreicht werden,
die leichtfertige Umwidmungspraxis von Gemeinden hintanzuhalten, wie
etwa durch eine Vorgabe verpflichtender Baulandreduktionsziele fur

einen bestimmten Zeitraum durch die tGberortliche Raumplanung.26®

Eine wichtige Malinahme, welche bereits vor der ersten Treppenstufe
(Grunland) zur Anwendung kommen sollte, ist eine Bewusstseinsbildung tber
die Vorteile einer konsequenten Innenentwicklung.26’

Die wesentliche Herausforderung liegt im Endeffekt jedoch darin, nicht nur neue
Einzelmalinahmen zu generieren, sondern die einzelnen Instrumente
aufeinander bestmdglich abzustimmen.268

Ein effizienter quantitativer Flachenschutz ist nach Weber nur durch zahlreiche
EinzelmalRnahmen zu erreichen, welche in Summe eine Stop-and-Go Strategie
ergeben. Dabei ist unter Stop-Strategie zu verstehen, dass der Zugriff auf die
Ressource Boden drastisch verringert werden muss und unter der Go-Strategie
andererseits, dass gleichzeitig trotz groRtmoglicher Sparsamkeit die unbedingt
benbtigten und zur Bebauung relevanten Flachen mobilisiert werden. Nur durch
das Verfolgen beider Strategieelemente kann eine signifikante Reduktion des
Bodenverbrauches fir Siedlungs- und Verkehrszwecke erreicht werden.26°

264 Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 152.

265 \Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 146.

266 \Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 147.

267 Triebaumer, Innenentwicklung landlicher Gemeinden: Dargestellt am Beispiel der Gemeinde
Schlierbach in Oberdsterreich, Masterarbeit an der Universitat fir Bodenkultur Wien, 2014, 82.
268 \Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 145.

269 Weber, Schlechte Flachenbilanzen — Was tun? Zum Stand der Bodenpolitik in Osterreich, in:
UBA (Hrsg): Versiegelt Osterreich? Der Flachenverbrauch und seine Eignung als Indikator fiir
Umweltbeeintrachtigungen, 2001, 131.
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Im Folgenden sollen einige Stop-and-Go - Strategieelemente angefuhrt werden,

welche sich im Einzelfall bereits als praktikabel herausgestellt haben:27°

»otop“- Strategieelemente:

,,GO“

Festlegung von Siedlungsgrenzen auf Gberértlicher Ebene
Redimensionierung des  gewidmeten Baulandes auf Basis
nachvollziehbarer Flachenbilanzen

Etappenweise Freigabe der Baulandreserven

Zeitliche Befristung von Entschadigungsansprichen, Zurickdrangung
der Baufuhrung im Griinland

Forcierung der Bebauungsplanung

Bevorzugung der Forderung kompakter Siedlungs- und
Bebauungsformen

Werben durch Wettbewerbe fur ressoucenschonendes, insbes
flachensparendes Bauen

Einfuhrung des Prinzips der Kostenwahrheit bei der Vorschreibung der

ErschlieBungskosten.
Strategieelemente:

Aufbau elektronischer Baulandbdrsen

Gezielte Bodenbevorratung durch die 6ffentliche Hand
Siedlungsentwicklung nach innen, wie etwa Nachverdichtung, Férderung
der Baulliickenschliellung, Aufbau eines Baullickenkatasters,...
Durchfihrung von Baulandumlegungen

Vergabe von befristeten Baulandwidmungen

Einhebung von Abgaben auf nicht genutztes Bauland

Aufbau einer geordneten Erschliefung, welche eine kompakte

Siedlungsentwicklung fordert.

Zwar gibt es grds zahlreiche Ansatze um eine Innenentwicklung zu forcieren,

jedoch bringt es Triebaumer mit folgendem Satz aus rechtlicher Sicht auf den

Punkt, wenn sie in ihrem Fazit ausfuhrt: ,Die rechtlichen Rahmenbedingungen

270 \Weber, Schlechte Flachenbilanzen, 132.
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fur eine innenorientierte  Siedlungsentwicklung sind nach wie vor

ungeniigend.“?"*

3.5.2.2 Losungsansatze zum Erhalt landwirtschaftlicher
Nutzflachen

Die Gemeinden legen im Rahmen ihrer ortlichen Raumplanung den Fokus ihrer
Planung oft hauptsachlich auf ihre kommunalen Interessen der
Siedlungsentwicklung. In Summe entstehen dadurch unerwiinschte negative
Konsequenzen. Fur den zukinftigen quantitativen Bodenschutz ist daher der
Einsatz von Instrumenten der dberdrtlichen Raumplanung, etwa durch
Uberdrtliche Siedlungsgrenzen oder landwirtschaftliche Vorrangzonen, von
zentraler Bedeutung. Der Spielraum fur Baulandwidmungen der Gemeinden soll
zugunsten der Erhaltung landwirtschaftlicher Nutzflachen eingeschrankt
werden. Gemeinden sollen sich zudem verstarkt auf Mallnahmen der
Innenentwicklung, insbes Verdichtung oder Industriebracherecycling,
fokussieren.?’?

Holzer halt fest, dass der starke Anstieg der Flacheninanspruchnahme klar
darauf hinweist, dass das derzeitige Instrumentarium der Ortlichen
Raumplanung nicht ausreichend (wirksam) ist, und schlagt daher
zusammenfassend folgende Malinahmen vor, um die Flacheninanspruchnahme

von landwirtschaftlichen Nutzflachen zu verringern:?73

1) Aktive agrarische Leitplanung (Fachplanung) in einem
tberortlichen Sachbereichsprogramm Landwirtschaft?’*: Der
Fokus liegt auf der Sicherung von landwirtschaftlichen Nutzflachen
zur Lebensmittel- und Rohstoffproduktion, durch Uberdrtliche
Festlegung von nachvollziehbaren = Raumanspriichen  der
Landwirtschaft, welche bei der o6rtlichen Raumplanung zu

berlcksichtigen sind.

21 Triebaumer, Innenentwicklung landlicher Gemeinden: Dargestellt am Beispiel der Gemeinde
Schlierbach in Oberdsterreich, Masterarbeit an der Universitat fir Bodenkultur Wien, 2014, 116.
272 Holzer, Bodenverbrauch,140.

273 Holzer, Bodenverbrauch,140 f.

274 8 11 NO ROG.
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2)

3)

4)

5)

Sicherung funktionaler Freiflachen, insbes landwirtschaftlicher
Vorrangzonen: Ausweisung Vverbindlicher landwirtschaftlicher
Vorrangzonen in Uberdrtlichen ROP. Des Weiteren eine verstarkte
Einbeziehung der Bodenqualitat und der Bodenfunktionen in das
Planungsverfahren sowie Entwicklung von
Bodenbewertungssystemen, welche neben der natirlichen
Bodenqualitdt weitere Bodenfunktionen bertcksichtigen, um
fundiertere Flachennutzungsentscheidungen iS der bestmdglichen
Eignung einer Flache zu ermobglichen. Bei dieser Malnahme
werden somit Aspekte des quantitativen Bodenschutzes mit jenen

des qualitativen verbunden.

Uberortliche Festlegung von verbindlichen Siedlungsgrenzen:
Lineare oder flachige Beschrankung von Baulandwidmungen oder

von Widmungen mit ahnlicher Wirkung.

Bedarfsorientierte und ressourcenschonende
Baulandausweisung. Die Einfuhrung von verbindlichen
Baulandreduktionszielen durch die dberoértliche Raumplanung in
einem gewissen Zeitraum, um Baulanduberhange zu reduzieren
sowie eine stufenweise Baulandausweisung durch

AufschlieBungszonen.

Die Mobilisierung von gewidmetem Bauland durch Etablierung
befristeter Baulandwidmungen sowie privatrechtlicher
Baulandsicherungsvertrdge zur Reduzierung bzw Verhinderung von
Baulandtiberhangen. Die Flachenwidmung erfolgt dann etwa unter
der Bedingung (Junktimierung) eines festgelegten Zeitplanes flr
ErschlieBung und Bebauung. Dadurch soll das Problem der
Neuausweisung von Bauland durch die Gemeinde trotz Vorliegen

von Baulandreserven (sog Baulandparadoxon) verringert werden.
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6)

7)

8)

Die  verstarkte Heranziehung von  flachenschonenden

Bebauungsformen.?’®

Eine verpflichtende Etablierung von sog
»innenentwicklungsplanen®“ von Gemeinden zur Sanierung von
Innenlagen durch monetare Anreize. Durch eine Aufwertung des
bereits bebauten Gebietes, sollen die leeren Bestandsobjekte mit
Innenlage wieder einer Nutzung zugefuhrt werden (Nachnutzung),
um somit den Siedlungsdruck nach auf3en, meist zu Lasten
landwirtschaftlich bewirtschafteter Flachen, zu verringern®’6. ,Denn
ein zentrales Handicap der Raumplanung im Bemuhen um mehr
Bodenschutz ist, dass ihr Denken und dementsprechend auch ihre
Instrumente am sogenannten ,Bestandschutz® festgemacht sind.
Das heil3t, dass sie den Siedlungsbestand als gegeben hinnimmt
und sich nur auf die Organisation der Aul3enentwicklung, d.h. auf
die bauliche Umnutzung von in der Regel landwirtschaftlich

genitzten Flachen konzentriert.“ 277 | Als Instrument _gegen

Leerstande” in Gemeinden sollten auch

JLeerflaichenmanagementpldne” angedacht werden. Der

Leerflachenmanagementplan soll ua die Plane der Eigentimer

umfassen, was diese mit dem Grundstiick vorhaben und setzt bei

der Bewusstseinsbildung an. Dieser Ansatz stammt aus Bayern.

Derzeit qgibt es ein Pilotprojekt zu diesem Instrument, dessen

Ergebnis in naher Zukunft vorliegen wird 478,

Freiwillige gemeindetbergreifende Kooperationsformen, etwa durch

regionale Gewerbeflachenpools.

275 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 285.

276 | exer, Zerschnitten, versiegelt, verbaut? — Flachenverbrauch und Zersiedelung versus
nachhaltige Siedlungsentwicklung, in: BMLFUW (Hrsg), Tagungsband ,griinstadtgrau®.
Fachtagung zur Stadtokologie, 2004, 35 ff; Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung
empfohlener Bodenschutzinstrumente — dargestellt am Beispiel Osterreich, in: Hepperle/Lenk
(Hrsg), Strategien der Raumentwicklung — Strukturen, Risiken und Verantwortung, 2009, 153.
217 \Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 152.
278 Interview mit DI Friedrich Piihringer, NO LReg. — Abteilung Raumplanung und
Regionalpolitik am 13.6.2016.
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Mit folgenden Ausfuhrungen bringt Holzer den zukinftigen Agrarflachenschutz
auf den Punkt: ,Eine agrarische Leitplanung (Fachplanung), die aktiv und
verbindlich die Flachenanspriche der multifunktionalen Landwirtschaft definiert,
eine an entsprechende Bodenfunktionsbewertungen gekoppelte Ausweisung
von landwirtschaftlichen Vorrangzonen durch Uberdrtliche
Raumordnungsprogramme mit rechtlicher Verbindlichkeit und deren stringente
Umsetzung in der ortlichen Raumplanung sowie die Festlegung von
Siedlungsgrenzen im dberdrtlichen Interesse konnten einen wesentlichen
Beitrag zur Einddmmung des ungezigelten Bodenverbrauches, zum Schutz
landwirtschaftlicher Kulturflachen und damit zur Sicherung der Versorgung mit
Nahrungsmitteln und natdrlichen Rohstoffen aus heimischer Produktion

leisten.“279

3.5.23 Agrarische Fachplanung

Das Fehlen einer aktiven Fachplanung zur Sicherung von wertvollen
landwirtschaftlichen Nutzflachen hat die ungebrochene
Flacheninanspruchnahme gerade eben dieser wertvollen Flachen fir Bau- und
Verkehrszwecke zur Folge. Bereits 1994 hat Wytrzens darauf hingewiesen,
dass es zur Gegensteuerung eine aktive Rolle von Seiten der Landwirtschaft
braucht.?80

,Die Landwirtschaft [...] hat ihre Winsche bis dato nur unzureichend artikuliert.
Dementsprechend wird sie primar auch nur im Wege der
Restflachenausscheidung bedacht, zumal sie solange keine Nutzungskonflikte
austragen kann, als sie ihre Anspriiche nicht fundiert dufert“.28?

Ein Instrument dazu ware die Erlassung eines  speziellen
Raumordnungsprogrammes fur den Sachbereich Landwirtschaft. Solche
Raumordnungsprogramme fiir Sachbereiche sind in den ROG282 von NO, 00
und der Stmk zwar theoretisch vorgesehen, in der Praxis wurde davon jedoch

kein Gebrauch gemacht.?83

279 Holzer, Bodenverbrauch,153.

280 Holzer, Bodenverbrauch, 141 f.

281 Wytrzens, Agrarplanung, 451.

282§ 11 NO ROG 2014, LGBI 2015/3; § 11 Abs 2 00 ROG, LGBI 1993/114 idF 2015/69; § 11
Abs 4 Stmk ROG 2010, LGBI 2010/49 idF 2014/140.

283 Holzer, Bodenverbrauch, 142.
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3.5.24 Landwirtschaftliche Vorrangflachen

3.5.2.4.1 Allgemein

Den landwirtschaftlichen Vorrangflachen liegt der Gedanke zu Grunde, dass auf
solchen Flachen die Flachennutzung auch in Zukunft der Landwirtschaft
vorbehalten werden soll. Landwirtschaftliche Vorrangflachen umfassen
Grundsticke, welche fur die agrarische Produktion geeignet sind und ,auf
denen die landwirtschaftliche Flachennutzung aufgrund politischen Entscheides
grundsatzlich Vorrang gegeniiber anderen Nutzungsanspriichen genief3t“.284
Der Agrarflachenschutz ist eine Gegenstrategie zu der verbreiteten Behandlung
der landwirtschaftlichen Flache als ResidualgroRe (Restflachendenken), dies
aufgrund der Tatsache, dass andere nicht-landwirtschaftliche Bodennutzer ihre
Raumanspriche oft fachlich fundiert bzw auch rechtlich abgesichert
durchsetzen kdénnen. 285

In den Bundeslandern Karnten, NO, Stmk und Tirol wurde das Instrument der
Ausweisung landwirtschaftlicher Vorrangflachen (NO) bzw landwirtschaftlicher
Vorrangzonen (Stmk) in Uberdértlichen Raumordnungsprogrammen konkretisiert.
Die Ausweisung der Vorrangflachen auf tberortlicher Ebene erfolgt in den
genannten Bundeslandern fur hochwertige Bdden. Das sind die fir die
landwirtschaftliche Produktion sehr gut geeigneten, landwirtschaftlichen
Nutzflachen.286

Ziel muss es sein, schitzenswerte Boden aus der Raumplanung fir ,nicht-
landwirtschaftliche Bodennutzer® zu nehmen. Dabei ist eine starkere
Beriicksichtigung von Bodenqualitat und Bodenfunktionen im
Planungsverfahren notwendig. Dazu wurde im Jahr 2013 eine Osterreichweit
einheitliche Anleitung zur Bewertung von Bodenfunktionen erstellt. Dadurch
kénnen Raumplanungsentscheidungen im Hinblick auf die Ressource Boden

fachlich fundierter getroffen werden.28’

284 \Wytrzens, Agrarplanung, 451.

285 Holzer, Bodenverbrauch, 144 f.

286 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 52 f.
287 Holzer, Bodenverbrauch, 143 f.
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3.5.2.4.2 Planungsebene

Je nach Planungsebene ergeben sich gewisse Vor- und Nachteile. Auf Ortlicher
Ebene ist die hohe Flexibilitat bei der Berucksichtigung von lokalen
Gegebenheiten, aber auch eine parzellengenaue Festlegung der
Vorrangflachen von Vorteil. Der Nachteil ist jedoch oft die fehlende politische
Durchsetzbarkeit bzw das Fehlen einer gewissen Stabilitdt. Eine Ausweisung
auf regionaler Ebene hingegen hat den Vorteil, dass die Durchsetzbarkeit und
Stabilitat gro3er ist, aber den Nachteil, dass lokale Spezifika nicht in dem
Ausmald berucksichtigt werden kénnen, wie dies eben nur auf ortlicher Ebene

geschehen kann.28

3.5.2.4.3 Ziel

Die Ausweisung von landwirtschaftlichen Vorrangflachen hat das Ziel, die
raumlichen Bedingungen fir eine leistungsfahige Landwirtschaft zu erhalten
und zu verbessern, indem zum einen der Entzug qualitativ hochwertiger Boden
verhindert  und zum  anderen grol3flachige =~ zusammenhangende
landwirtschaftliche Nutzflachen gesichert werden sollen. Durch letzteres soll
vermieden werden, dass es zu wechselseitigen Beeintrachtigungen zwischen
landwirtschaftlicher Bewirtschaftung und anderen Raumnutzungen kommt.?28°
Als negative Beispiele kdnnen hier etwa die heranrickende Wohnbebauung

oder Nachbarschaftsstreitigkeiten genannt werden?%.

3.5.2.4.4 Kriterien zur Abgrenzung landwirtschaftlicher
Vorrangflachen

Landwirtschaftliche Vorrangflachen sind von der Wirkungsweise ein Instrument
des quantitativen Bodenschutzes. Zur wirksamen Umsetzung bedarf es aber
“einer starkeren Berlcksichtigung von Bodenqualitdt und Bodenfunktionen im
Planungsverfahren und der Entwicklung von Bodenbewertungssystemen, die

neben der natirlichen Bodenqualitat auch alle anderen Bodenfunktionen

288 Holzer, Bodenverbrauch, 145.
289 Holzer, Bodenverbrauch, 145 f.
290 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 53.
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einbeziehen, um optimierte eignungsgerechte Flachennutzungsentscheidungen
zu ermoglichen®. Dies umfasst also den quantitativen wie auch den qualitativen
Bodenschutz.?%!

Folgende vier Kriterien (und ihre Parameter) sind bei der Abgrenzung von

Vorrangflachen zu berticksichtigen:292

e Naturliche Ertragsbedingungen (Bodenqualitat, Klimatische
Verhaltnisse);

e Agrartechnische Produktionsbedingungen (Hangneigung);

e Agrarstrukturelle Kriterien (BetriebsgréRe, SchlaggroRe, Betriebsform);

e Aulierlandwirtschaftliche Funktionen einer Flache (Landschaftsbild,

Erholungsfunktion, Naturschutz).

3.5.2.4.5 Agrarflachenschutz in NO, OO und der Stmk

In den westlichen Bundeslandern entwickelte sich der Agrarflachenschutz
aufgrund der topographisch bedingten Gegebenheiten friher als in Ost-
Osterreich,?% dies aufgrund der Tatsache, dass der Dauersiedlungsraum in
Osterreich gerade einmal bei 39 % liegt. Im Alpenraum liegt er nur bei 25 %.2%4
Den geringsten Anteil mit 12 % Dauersiedlungsraum hat Tirol. In NO liegt der
Anteil bei 60 %.2%

35.2451 Niederdsterreich

Zurzeit gibt es in NO funf rechtskréaftige regionale Raumordnungsprogramme
(NO Mitte, Wien Umland Nord, Wien Umland Sid, Wiener Neustadt-
Neunkirchen und Untere Enns). In den ROP NO Mitte und Untere Enns sind
keine landwirtschaftlichen Vorrangflachen abgegrenzt, dagegen sind in den
Programmen Wien Umland Sid sowie Wiener Neustadt-Neunkirchen derartige

Vorrangflachen ausgewiesen. Im neu verordneten regionalen

291 Holzer, Bodenverbrauch, 146.

292 Holzer, Bodenverbrauch, 146. f; Wolkart, Erndhrungssicherung fir Industrienationen, 70 f.
293 Holzer, Bodenverbrauch, 147.

294 Wolkart, Erndhrungssicherung fir Industrienationen, 71.

295 Holzer, Bodenverbrauch, FN 93.
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Raumordnungsprogramm Wien Umland Nord im Jahr 2015 wurden die
landwirtschaftlichen Vorrangflachen wieder herausgenommen.2%

In NO wird der Agrarflachenschutz verstarkt auf die Ebene der ortlichen
Raumplanung verlegt. Die gesetzlichen Planungsrichtlinien sehen zwar eine
Sicherung wertvoller landwirtschaftlicher Flachen vor, soweit nicht andere Ziele
Vorrang haben?®’, jedoch gibt es keine gesetzlich festgelegten Kriterien fur
solche Flachen, die zu einer sachgerechten Bewertung in der Planung fiihren

konnten.2%8

3.5.2.45.2 Oberdsterreich

OO hat seit dem Jahr 2013 flachendeckend Bodenfunktionskarten tber Filter-,
Puffer- und Transformationsfunktion fiir Schadstoffe, Standort- und
Lebensraumfunktion fur Pflanzen und Bodenlebewesen sowie Standortfunktion
fur die Produktion von Kulturflachen digital erarbeitet. Dadurch soll der FWP auf
einer Grundlagenforschung beruhen, welche eine fundierte fachliche
Begriindung fir die Sicherung schitzenswerter Agrarflachen beinhaltet, und

damit in Zukunft der Bodenschutz auf ortlicher Ebene besser funktionieren299,300

3.5.245.3 Steiermark

Der Agrarflachenschutz in der Steiermark ist weiter vorangeschritten als in den
anderen Bundeslandern. In der Steiermark wird anhand eines
nutzwertanalytischen Modells auf GIS-Basis eine Festlegung von
landwirtschaftlichen Vorrangzonen betrieben.3°! Als Basis fiir eine Auswahl der
Flachen dient das GIS-Modell ,Leitfunktion Landwirtschaft‘. Dieses GIS-Modell

umfasst fur Ackerland und Grinland die Kiriterien ,agrartechnische

296 Holzer, Bodenverbrauch, 150 f.

297 § 14 Abs 2 Z 2 NO ROG 2014.

2% Holzer, Bodenverbrauch, 148.

299 Qsterreichische Raumordnungskonferenz OROK, 13. Raumordnungsbericht — Analysen und
Berichte zur raumlichen Entwicklung Osterreichs 2008-2011, Schriftenreihe der
Osterreichischen Raumordnungskonferenz Nr. 187, 2012, 183.

800 Holzer, Bodenverbrauch, 150.

301 Wolkart, Erndhrungssicherung fir Industrienationen, 123 ff.
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Voraussetzungen“  (FlachengroRe,  Hangneigung), sowie ,naturliche

Produktionsvoraussetzungen® (Bodenklimazahl).302

3.56.2.4.6 Schlussfolgerung

Es ist nachvollziehbar, dass es aufgrund landwirtschaftlicher Vorrangflachen zu
einer Polarisierung verschiedener Interessen kommen kann, wenn
Vorrangflachen ausgewiesen werden und somit die Widmung als Bauland auf
diesen Flachen ausgeschlossen wird. Seher sieht hierbei ein weniger groRes
Problem, da zumeist gentigend Baulandflachen in diesen Gebieten vorhanden
sind. Der Zweck von Vorrangflachen ist iZm der Erndhrungssouveranitat nicht
klar  definiert. Die Festlegung von Vorrangflachen kann sowohl
landwirtschaftliche als auch auf3erlandwirtschaftliche Motivationsgriinde haben.
Zu den landwirtschaftlichen Motivationsgriinden zahlen neben der Agrarstruktur
auch die steigende Nachfrage nach nachwachsenden Rohstoffen und die damit
einhergehenden  Flachennutzungskonkurrenzen.  Aul3erlandwirtschaftliche
Motivationsgrinde sind etwa die Verringerung der Zersiedlung, Sicherung
landwirtschatftlicher Flachen als Hochwasserzurtickhalteflachen, Interessen des
Natur- und Landschaftsschutzes oder die Erhaltung regionaler

Erholungsraume.3%3

Eine Abgrenzung landwirtschaftlicher Vorrangflachen hat auch zur Folge, dass
zwei Klassen landwirtschaftlicher Flachen entstehen, wodurch sich gewisse
Nachteile ergeben kénnen3%4, So kénnten Landwirte, welche ohnedies schlechte
Boden haben, einem verstarkten Druck fir eine Umwidmung ausgesetzt
werden. Dieses Problem kénnte dadurch vermindert werden, dass es im Zuge
des Abgrenzungsverfahrens zu einer Abstufung der Kriterien fur  die
Vorrangigkeit kommt, wodurch keine unbillige Trennlinie zwischen geeigneten

und nicht geeigneten Flachen entsteht.2% Ein weiteres Problem liegt womdglich

802 Holzer, Bodenverbrauch, 151.

303 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 22.5.2015.

304 Wolkart, Erndhrungssicherung fir Industrienationen, 70.

305 Holzer, Bodenverbrauch, 145.
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auch darin, dass es aufgrund der Fokussierung auf die landwirtschaftlichen

Vorrangflachen bei diesen zu einer Nutzungsintensivierung kommt.30

Durch landwirtschaftliche Vorrangflachen konnen auf Uberortlicher Ebene
Wirkungen erzielt werden, welche eine Zersiedelung erschweren, zur Sicherung
von Hochwasserretentionsflachen beitragen oder aber auch zur Erhaltung
regional  wichtiger  Erholungsraume  dienen. 307  Landwirtschaftliche
Vorrangflachen sind vor allem dort von grof3er Bedeutung, wo aufgrund stark
konkurrierender Nutzungsanspriiche das Grinland vor Umwidmung gesichert
werden muss. Seher ist der Ansicht, dass durch eine verbindliche Einfihrung
von Uberdrtlichen Siedlungsgrenzen und landwirtschaftlichen Vorrangflachen in
allen Bundeslandern, sowie deren stringente Umsetzung in der Ortlichen
Raumplanung eine wesentliche Reduzierung des Siedlungsflachenwachstums

nach auRRen bewirkt werden kdnnte.308

Die Schweiz hat im Gegensatz zu Osterreich ein klares Monitoring und sieht
auch Kompensationsmaflinahmen vor. So gibt es in der Schweiz den Sachplan
Fruchtfolgeflachen (FFF), welcher ein klares raumplanerisches Instrument zur
Ernahrungssicherung ist und dessen Zweck explizit der Ernahrungssicherung
dient. Der Sachplan FFF soll jene Flachen angeben und sichern, welche zur
landwirtschaftlichen Eigenversorgung der Schweiz auch in Krisenzeiten
notwendig sind. Dieses Instrument umfasst sowohl den qualitativen wie auch
den quantitativen Bodenschutz. Als FFF bezeichnetes Kulturland st
ackerfahiges Agrarland, ohne Riucksicht auf dessen derzeitige Nutzung.
Entscheidend ist auch die Verpflichtung, geeignete Kompensationsflachen
auszuweisen, falls FFF zB wegen Verbauung der landwirtschaftlichen Nutzung
nicht mehr zur Verfigung stehen, sodass der Ernahrungssicherheit genlge
getan wird. 309

Konkret sieht der Sachplan FFF einen Mindestumfang von 438.560 ha vor,
welche auf die einzelnen Kantone unterschiedlich aufgeteilt sind. Es wurden zB
fur den Kanton Glarus 200 ha FFF und fir den Kanton Zirich 44.400 ha

306 \WWagenknecht, Ansétze zur Abgrenzung landwirtschaftlicher Vorrangflachen in Osterreich,
Diplomarbeit an der Universitat fiir Bodenkultur, 1992, 25 f.

807 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 53.

308 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 54.

309 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblétter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 22.5.2015.
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festgelegt. Die Kantone haben zu gewahrleisten, dass ihr Anteil der FFF
dauernd erhalten bleibt. Die festgelegten FFF haben jedoch keinen absoluten
Schutz, denn eine raumplanerische Interessenabwagung bleibt vorbehalten.31°
,D0er Mindestumfang von 438.560 ha ist gesamtschweizerisch wohl noch
vorhanden, langst aber nicht mehr in allen Kantonen. Das - in der Theorie
bestechende - Instrument wurde in der Praxis lange zu wenig ernst genommen,
manche Kantone hatten sogar Probleme, Ausmal® und Lage der FFF im Detalil
anzugeben.*311

Auf Osterreich bezogen fehlt jedoch ein solch besonderer Schutz von
Kulturflachen aus Grinden der Landesversorgung. 3> Die Regelung der
Schweiz  und der Ansatz der Kompensationsflaichen iS  der
Ernahrungssicherheit muisste mE wesentlicher Inhalt jeder zuklnftigen
Regelung in Osterreich werden. Dadurch sollte etwa eine Mindestbedarfsflache
fur jedes Bundesland und jeden Bezirk festgelegt werden. Das Instrument der
Mindestbedarfsflache iZm den Kompensationsflachen wirde eine
Verbesserung dahingehend bedeuten, dass bei weiteren raumplanerischen
Entscheidungen wesentlich sorgsamer mit der Ressource Boden umgegangen

wird.

3.5.25 Siedlungsgrenzen

Eine Sicherung landwirtschaftlicher Nutzflachen kann auch indirekt durch das
Instrument  der  Siedlungsgrenzen  erreicht  werden. Um  etwa
Baulandwidmungen durch die Gemeinde zu beschranken, kdnnen tberértliche
Siedlungsgrenzen (Aul3engrenzen) festgelegt werden, welche der Sicherung
der regionalen Siedlungsstruktur dienen. Die Siedlungsgrenze schrankt die
Moglichkeit von Baulandwidmungen bzw Widmungsarten mit gleicher Wirkung
ein und verringert damit den Planungsspielraum der Gemeinde3!3.314

Insbes in NO wird dieses Instrument zur Eindammung der

Flacheninanspruchnahme mit  dem Ziel der Begrenzung der

310 Norer, Bodenschutzrecht, 125.
311 Norer, Bodenschutzrecht, 125.
312 Norer, Bodenschutzrecht, 127.
313 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 52.
314 Holzer, Bodenverbrauch, 142 f.
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Siedlungsentwicklung eingesetzt. So werden auf Ebene der uberértlichen
Raumordnung in NO in allen fiinf Raumordnungsprogrammen3'®> (NO Mitte,
Wien Umland Nord, Wien Umland Sid, Wiener Neustadt-Neunkirchen und
Untere Enns) Uberortliche Siedlungsgrenzen ausgewiesen, die fur die ortliche
Raumplanung bindend sind.36

Es gibt zwei Arten von Siedlungsgrenzen, namlich lineare und flachige
Siedlungsgrenzen. Eine lineare Siedlungsgrenze darf etwa nicht Gberschritten
werden, wenn es zu neuen Baulandwidmungen oder auch bestimmten
Grunlandwidmungen kommt. Flachige Siedlungsgrenzen umschliel3en
bestehende Siedlungsgebiete vollstandig und haben zur Folge, dass eine
gewisse gewidmete Baulandflache sowie Flachen mit bestimmten
Grunlandwidmungen (auch Verkehrsflachen) in der jeweiligen Kategorie nicht
erweitert werden durfen. 37 Eine Ausnahme davon ist etwa die
BaulandltickenschlieRung zur Verbesserung der Siedlungsstruktur.3*®
Uberoértliche Siedlungsgrenzen sind das starkste Instrument in NO, um die
Widmungspraxis zu beeinflussen. Ein wesentlicher Punkt ist auch, dass
Siedlungsgrenzen im Gegensatz zu oOrtlich festgelegten landwirtschaftlichen
Vorrangflachen verbindlich sind. 3° Falls jedoch landwirtschaftliche
Vorrangflachen im jeweiligen Uberdrtlichen ROP ausgewiesen werden, sind sie
fur die ortliche Raumplanung genauso verbindlich wie Uberértliche

Siedlungsgrenzen.

315 Raumordnung und Regionalpolitik in NO, Online: http://www.raumordnung-
noe.at/index.php?id=134. Stand. 2.5.2016.

316 Holzer, Bodenverbrauch, 143.

317 Erlauterungen zur Verordnung Uber ein regionales Raumordnungsprogramm Wien Umland
Nordwest, s.a., 9. Online: http://www.raumordnung-
noe.at/fileadmin/root_raumordnung/region/RegROPs/Wr.Umland_NORDWEST/Erlaeuterungen
_- NW_Begutachtung_10-21.pdf, Stand 2.5.2016.

318 Holzer, Bodenverbrauch, 143.

319 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.
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3.5.2.6 Baulandmobilisierung

Unter Baulandmobilisierung ist zu verstehen, dass man jene Flachen, welche
fur eine Bebauung vorgesehen und gewidmet sind, der geplanten Nutzung auch
zuftihrt.320

Das NO ROG hatte bereits Mitte der Neunziger Jahre (1995) durch die sog
Jinfrastrukturabgabe“ ein Instrument zur Mobilisierung solch ungenutzter
Baulandflachen eingefuhrt. Grundeigentiimern von unbebautem Wohnbauland
wurde eine Frist von funf Jahren eingerdumt, um diese zu bebauen. Falls der
Grundeigentimer den Anforderungen nicht nachkam, hétte er in den folgenden
zehn Jahren jedes Jahr ein Zehntel der fiktiven AufschlieBungsgebiuhren zahlen
missen. Diese Androhung hatte die Folge, dass die Grundeigentiimer Antrage
auf Ruckwidmung von Bauland in Grunland stellten. Diese ,Infrastrukturabgabe“
wurde 1999, also vier Jahre nach ihrer Einfuhrung ohne Angabe wichtiger
triftiger Griinde durch den Gesetzgeber wieder abgeschafft. Als Ersatz wurde
gem § 17 NO ROG die befristete Baulandwidmung bzw die
Vertragsraumordnung eingefuhrt. Diese Regelung ist fur neu zu widmendes
Bauland zwar sinnvoll, hat jedoch keine Auswirkung auf die bereits vor 1999
gewidmeten Baulandflachen, welche in der Regel den Grofiteil der
Baulandreserven ausmachen. Diese ,alten“ Baulandreserven sind somit auch
heute noch unangetastet. Eine weitere Moglichkeit zur Mobilisierung von
Baulandreserven findet sich in der NO Bauordnung 2014 32!, welche fur
Grundstiicke die Mdglichkeit der Vorauszahlung auf die AufschlieBungsabgabe
vorsieht, wenn das Grundstiick durch eine Gemeindestrale, die vor dem
01.01.1997 errichtet wurde, erschlossen wird. Diese Vorauszahlung kann zwar
bis zu 80% der AufschlieBungsabgabe erreichen, jedoch wird diese, aufgrund
einer relativ schwierigen Berechnung und Beweisflihrung in der Praxis, von
Gemeinden kaum angewendet. Dartber hinaus werden auch nicht jene vor
dem Stichtag des 01.01.1997 gewidmeten Baulandflachen erfasst, die aber
den Grof3teil der Baulandreserven ausmachen. Auch das im Jahr 2012 von der

Bundesregierung beschlossene Stabilitatsgesetz 2012322, welches eine Abgabe

820 Adler, Staatliche Grundlagen und Instrumente zur Baulandmobilisierung, ecolex 2011, 384
(384).

321 § 38 Abs 2 NO-Bauordnung 2014, LGBI 1/2015.

822 1. Stabilitatsgesetz 2012 — 1. StabG 2012, BGBI | 22/2012.
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vorsieht (sog ,Umwidmungssteuer®) um eine Baulandmobilisierung zu bewirken

hat keine Wirkung gezeigt.3?® ,Baulandreserven einer_erhéhten Besteuerung

zuzufuhren, ist nA von Experten324 das einzige Instrument um effektiv eine

Baulandmobilisierung zu erreichen. Folgendes Bsp moge dies verdeutlichen:

Heute hat ein Grundstiickseigentimer eines unbebauten Baulandes eine

Grundsteuer A in der H6he von etwa 20-30 € pro Jahr zu leisten. Daraus erqibt

sich kein Leidensdruck” fiir den Grundeigentliimer. Eine Infrastrukturabgabe

nach dem Modell der OO Regelung wiirde eine AufschlieRungsabgabe von

etwa 1000 € pro Jahr bedeuten, womit auch der ,Leidensdruck”, zugunsten

einer Mobilisierung erhéht wiirde. Diese Abgabe wére in der NO BauO

vorzusehen. Diese Infrastrukturabgabe ist jedoch nur fir unbebaute Flachen

moglich, nicht jedoch fiir Industriebrache. 25

3.5.2.6.1 Instrument ,,Baulandumlegung®in NO

Unter  Baulandumlegung  verstent man  die Neuregelung  der
Grundstiicksordnung zum Zweck, Grundstiicke zu schaffen, welche sich fir
eine Bebauung eignen. Dazu gehort auch die Schaffung der notwendigen
Grundflachen fur Infrastruktur. Die Neufestlegung der Grundstiicke erfolgt mit
Bescheid. Aber auch Umlegungsvertrage sind zulassig. Das Amt der NO
Landesregierung ist die Umlegungsbehorde.3?¢ Dieses Instrument wurde in
einigen anderen Bundeslandern (Stmk, Tirol, Vorarlberg und Wien) gesetzlich
verankert.3?7

Das Land NO hat eine Novelle zum NO ROG in Begutachtung geschickt, in
welcher die Baulandmobilisierung als neues Instrument vorgesehen wird.

Dieses soll den Burgermeistern eine neue Moglichkeit bieten und entspricht in

323 SchedIimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast® der Raumplanung in Gemeinden
Niederosterreichs, RFG 01/2016, 76 f.

824 s0 DI Herfried Schedimayr.

325 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedimayer am 2.6.2016, welcher gemeinsam mit
seinem Vater DI DR Herbert Schedlmayer das Raumplanungsbiiro ,Schedimayer Raumplanung
ZT GmbH* in Loosdorf leitet und fiir zahlreiche Gemeinden in NO, ua der Gemeinde
Wieselburg-Stadt und Wieselburg-Land, als Raumplaner tétig ist. Zur besseren Erkennbarkeit
sind die Ergebnisse aus durchgefiihrten Interviews kursiv und unterstrichen dargestellt.

826 Twaroch, Landmanagement und Landadministration, in: Rechberger/Kletecka (Hrsg),
Bodenrecht in Osterreich, 2004,480.

827 Schaar, Zersiedlung im landlichen Raum als Problem der Siedlungsentwicklung, dargestellt
am Bsp. “Pressegger See — Nordufer®, Diplomarbeit an der Universitat fir Bodenkultur Wien,
1994, 57.
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etwa der Kommassierung von landwirtschaftlichen Nutzflachen. Wenn die
Mehrheit der Grundstuickseigentiimer fur eine Baulandumlegung ist, kann von
Amts wegen ein Verfahren eingeleitet werden. Bauland kann somit auch
entgegen dem Willen eines Einzelnen umgelegt werden. Durch die Schaffung
von gunstig geformtem Bauland soll eine Zersiedlung hintangehalten werden.
Ziel ist es, das Siedlungsgebiet besser und sinnvoller erschliellen zu kdnnen
und Bauliicken vorzubeugen.3?® Zum besseren Verstandnis zum Instrument der

Baulandumlegung soll folgende Grafik (Abb 6) beitragen.

Abbildung 6: Instrument Baulandumlegung

//
&

Grundstiicke vor (links) und nach (rechts) der Baulandumlegung: Bebaubarkeit und
ErschlieRung werden verbessert.

Quelle: Taucher, Baulandmobilisierung: ,Ein Werkzeug, das Birgermeister starkt®, Magazin
des niederosterreichischen Gemeindebundes: NO Gemeinde - Fachjournal fir Gemeindepolitik,
Juni 2016, 12.

Die Grundsticke auf der linken Seite sind jene vor der Baulandumlegung. Die

Grundstiicke (Streifen) gehoren unterschiedlichen Grundeigentimern. Sind fiir

eine Umwidmung in Bauland nun einzelne Grundeigentimer nicht bereit, kann

mit dem Instrument der Baulandumlequng, wenn mehr als die Haélfte der

Eigentiumer dies wollen, ein Verfahren eingeleitet werden. Somit werden auch

Grundstiicke nutzbar, welche vorher fiir eine Bebauung zu schmal gewesen

waren. Nach erfolgter Aufteilung (,Kastchen” auf der rechten Seite der Abb 6),

bekommt nun etwa ein Grundeigentiimer, welcher keine Umwidmung anstrebte,

828 Taucher (im Interview mit Landesrat Stephan Pernkopf), Baulandmobilisierung: ,Ein
Werkzeug, das Blrgermeister starkt”, Magazin des niederdsterreichischen Gemeindebundes:
NO Gemeinde - Fachjournal fir Gemeindepolitik, Juni 2016, 12 f.
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ein Grundstick weiter entfernt vom Siedlungsgebiet zugeteilt und vice versa.

Damit soll den unterschiedlichen Interessen entsprochen werden. “2°

Dieses Instrument entspricht einem Zusammenlegungsverfahren fir Bauland

(&hnlich dem Z-Verfahren bei Grundsticken). Dadurch soll in einem geregelten

Verfahren das Problem der Uneinigkeit von Grundeigentimern beseitigt

werden. ‘30

Das Instrument der Baulandumlegung ist mE dazu geeignet, eine Zersiedelung
durch Baulicken am Siedlungsrand hintanzuhalten. Dies ist positiv zu werten.
Dieses Instrument tragt jedoch nicht zum Abbau bereits vorhandener Bauliicken
im Siedlungsgebiet, also den ,alten” Baulandiiberhdngen bei. Auch in diesem

Bereich gilt es eine sinnvolle Losung zu finden.

3.5.2.6.2 Loésungsvorschlage fir Baulandreserven

Zukunftige Losungsansatze nA von Herbert Schedimayer betreffen die
Gemeinden, sowie die Bundes- als auch Landesgesetzgebung.®3* Gemeinden
haben dabei folgende Punkte zu beachten:

e FUr neue Baulandausweisungen dirfen nur jene Flachen verwendet
werden, welche einen unmittelbaren Anschluss an bereits bestehendes
Bauland haben. Es sollen die Infrastrukturkosten der Gemeinden
dadurch so gering wie moglich gehalten werden.

e Die Neuwidmung von Bauland durch die Gemeinde erfolgt nur unter
Fristsetzung von finf Jahren bzw auf vertraglicher Basis gem § 17 NO
ROG.

e Vorhandene Bauflachen sind daraufhin zu untersuchen, ob eine
Ruckwidmung sinnvoll ist. So kann es etwa bei bestimmten Flachen zu
entschadigungslosen Ruckwidmungen von Bauland in Grinland
kommen, wenn sich durch neue Erkenntnisse (etwa durch

Hochwasserstudien oder Gefahrenrisikokarten) herausstellt, dass eine

329 Interview mit DI Friedrich Piihringer, NO LReg. — Abteilung Raumplanung und
Regionalpolitik am 13.6.2016.

330 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.

331 Schedimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast* der Raumplanung in Gemeinden
Niederosterreichs, RFG 01/2016, 78 f.

79



Bebauung nicht mehr in Frage kommt.33? Gemeinden haben in diesem
Fall eine Ruckwidmungspflicht.

e Eine entschadigungslose Rickwidmung von Bauland in Grunland ware
auch in Betracht zu ziehen, wenn der Grundstickseigentimer noch
keine Aufwendungen333 in Bezug auf die Widmung getatigt hat.334

e Ruckwidmungen sind jedoch nur dort sinnvoll, wo die geschlossene
Siedlungsentwicklung nicht gestort wird oder eine Ausniitzung gunstiger
Lagebedingungen verhindert wird.33%

e Gemeinden haben im Rahmen des o6rtlichen Entwicklungskonzeptes die
Maoglichkeit, Siedlungserweiterungsgebiete festzulegen
(Bauerwartungsland) und deren Umwidmung von Grinland in Bauland

an Bedingungen?36 zu kntipfen.

Der Landesgesetzgeber hat die rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen,
um eine Mobilisierung der ungenutzten Baulandflachen zu ermdglichen. Ebenso
ware es notwendig, dass es eine landesweite Flachenbilanz Gber vorhandene
Baulandflachen gibt, welche dariber Auskunft gibt, wieviele davon unbebaut
und nicht verfugbar sind. Schedlmayer halt dazu pointiert fest: ,Den Gemeinden
wird standig erklart, dass sie viel zu viele Baulandreserven haben. Wie man
diese aber abbauen kann, wird seitens des Landes nicht mitgeteilt.“33’

Fur die Bundesebene schlagt Herbert Schedlmayer zudem vor, dass eine
Neugestaltung der Grundsteuer auch Uberlegungen zu den Baulandreserven
berticksichtigen misste. So etwa haben unbebaute Grundstiicke im Bauland
einen hoheren finanziellen Wert als landwirtschaftlich genutzte Flachen.338

JAn Bezug auf Baulandiberhange, ware es sinnvoll, eine Obergrenze fir

Baulandreserven gesetzlich festzulegen. “33°

332 § 15 Abs 3 NO ROG 2014, LGBI 2015/3.

333 zB etwa Planungs- und Vermessungskosten.

334 § 27 NO ROG 2014.

335 § 25 Abs 1 Z 6 NO ROG 2014.

336 7B etwa die Gewabhrleistung der Verfugbarkeit.

3837 SchedIimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast* der Raumplanung in Gemeinden
Niederdsterreichs, RFG 01/2016, 79.

338 SchedIimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast* der Raumplanung in Gemeinden
Niederosterreichs, RFG 01/2016, 79.

339 Interview mit DI Friedrich Piihringer, NO LReg. — Abteilung Raumplanung und
Regionalpolitik am 13.6.2016.
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Zusammenfassend kann zur Verfugbarkeit von Baulandreserven gesagt
werden, dass es fir neu zu widmendes Bauland durch die Befristung ein
taugliches Instrument fur die Baulandmobilisierung gibt. Aktuell gibt es aber
kein taugliches Instrument fur die Mobilisierung von ,alten“ Baulandiberhangen.
Eine Reduzierung dieser Baulandreserven ist angesichts der Notwendigkeit des
Flachenschutzes landwirtschaftlicher Nutzflachen jedoch unabdingbar. Es wére
mE der Landesgesetzgeber in der Pflicht, hier ein effektives Instrument
bereitzustellen, wie etwa durch den alten Ansatz einer ,Infrastrukturabgabe®.
Das Instrument einer Infrastrukturabgabe ware in erster Linie vor allem fur
Zuzugsgemeinden sinnvoll, da diese unter verstarktem Druck bei der

Ausweisung neuer Baulandflachen stehen.

3.5.2.7 Brachflachenrecycling

Um eine nachhaltige Reduktion des Bodenverbrauches gewabhrleisten zu
kénnen, muss Uberdies eine Revitalisierung von brachliegenden Industrie- und
Gewerbeflachen (sog Brachflachenrecycling) erfolgen. 34 Der Begriff
Brachflachen umfasst industriell/lgewerblich vorgenutzte Flachen und
Baulichkeiten verschiedener GroBe und Lage, die (dauerhaft oder
vortibergehend) nicht mehr oder nur sehr extensiv genutzt werden, sodass die
bestehenden Nutzungspotentiale nicht ausgeschopft werden. 34

In einer Studie des Umweltbundesamtes wird eine ungenitzte Industrie- und
Gewerbebrachflache in Osterreich im AusmaRB von bis zu etwa 13.000 ha
angefiihrt. Das entspricht etwa der Flache der Stadt Linz. 342 Bezieht man leer
stehende Hauser und Wohnimmobilien mit ein, ergibt sich in Summe eine
ungenutzte Flache von 50.000 ha.3*® Taglich wachst der Brachflachenanteil um
3 ha, also etwa vier Ful3ballfelder, an. Jahrlich entspricht dies daher einer
Zunahme von etwa 1100 ha. Durch Brachflachenrecycling kdnnte daher bis zu

einem Viertel des jahrlichen Bauflachenneubedarfes durch Revitalisierung

340 Janitsch, Rahmenbedingungen fir die Verwertung gewerblich und industriell vorgenutzter
Brachflachen in Osterreich, in: Norer/Holzer (Hrsg), Jahrbuch Agrarrecht 16, 2016, 158.

341 Janitsch, Brachflachen, 159.

342 Umweltbundesamt, Wiederbenutzungspotential industrieller Brachflachen in Osterreich,
2004, 125. Online: http://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/DP106.pdf,
Stand: 4.5.2016.

343 Weinberger, Bodenverbrauch geféhrdet Lebensmittelversorgungssicherheit, Klimaschutz
und Schonheit Osterreichs, 108.
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abgedeckt werden. Etwa 85 % der jahrlich anfallenden Brachflachen sind nicht
oder nur gering kontaminiert und kdnnen daher ohne erheblichen Aufwand
revitalisiert werden. Der Anteil der Brachflachen mit erheblicher Belastung und
hohem Sanierungsbedarf liegt bei etwa zwei bis drei Prozent.3*4

Es stellt jedoch eine grol3e Herausforderung dar, die nach wie vor bestehenden
Vorteile des Bauens im Griunland zu verringern, die Chancengleichheit
zwischen Brachflachen und der ,grinen Wiese“ zumindest tendenziell zu
erhdéhen und die der Brachflachenrevitalisierung entgegenstehenden Hirden zu

tiberwinden.34°

Die Vorteile des Brachflachenrecycling kénnen in wirtschaftliche, 6kologische

und soziale Vorteile unterteilt werden:346

e Wirtschaftliche Vorteile:
- Bessere Auslastung der vorhandenen Infrastruktur bzw keine oder
geringere ErschlieBungskosten;
- Oftmals sind keine Widmungsanderungen notwendig;
e Okologische Vorteile:
- Reduktion des Flachenverbrauches durch Erhalt von Grunland;
- Nachhaltige  Verbesserung des  Umweltzustandes von
Brachflachen;
e Soziale Vorteile:
- Wiederbelebung von Standorten;
- Aufwertung von Stadtteilen und verbesserte Identifikation der

Blrger mit ihrer unmittelbaren Umgebung.

Hemmnisse oder Risiken des Brachflachenrecyclings, welche zu keiner

Wiedernutzung fuhren, haben ua folgende Griinde:34’

- Die grof3te Hurde bei der Wiedernutzung von Brachflachen sind mdgliche

Kontaminationen und damit in Verbindung stehende Haftungsfragen34.

344 Janitsch, Brachflachen, 159 f.
345 Janitsch, Brachflachen, 160.
346 Janitsch, Brachflachen, 161.
347 Janitsch, Brachflachen, 161 f.
348 Janitsch, Brachflachen, 162 ff.
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- Eine nicht vorgenutzte Flache (,grune Wiese®) bedeutet im Vergleich zur
Brachflache einen geringeren Zeit- und Koordinationsaufwand fur einen
potentiellen Investor.

- Betriebsansiedlungen filhren zu hoheren Steuereinnahmen flr
Gemeinden, welche daher bestrebt sind die Grundstuckspreise aufgrund
des Konkurrenzdruckes niedrig zu halten. Dadurch wird die Nachnutzung
von Brachflachen weniger interessant.

- Ein Uberangebot an (Gewerbe-)Bauland-NeuerschlieBungen, auch in
flexibler GroRRe, verringert das Interesse nach Brachflachen.

- Ein ,schlechtes Image“ von Brachflachen, aufgrund der oft im desolaten
Zustand befindlichen Gebaude bzw der Risiken einer maoglichen

Kontamination.34°

Trotz einiger negativer Aspekte liegt im Recycling von Brachflachen - im
Vergleich zur verlockenden Inanspruchnahme der ,griinen Wiese* - oft nicht auf
den ersten, aber auf den zweiten Blick jedenfalls bei mittel- und langfristiger

Betrachtung eine groRe Chance.3>°

3.5.2.8 Effizientere Siedlungsentwicklung

Die nachteiligen Folgen  fur  die Umwelt  wie auch die
gesamtvolkswirtschaftlichen Kosten einer zersplitterten Siedlungsstruktur sind
im Gegensatz zu einer kompakteren Struktur unverhaltnismafig grol3er, dies
etwa aufgrund von hoheren Kosten fir die Erschlielung oder die Ver- und
Entsorgungsinfrastruktur sowie der Zunahme von Emissionen aufgrund des
Verkehrswachstums.3!

Die Hauptverursachung fur den Siedlungs- und Verkehrsflachenbedarf liegt an
dem hohen Anteill von Ein- und Zweifamilienhdusern an den neuen
Wohngebauden und den damit nicht verbauten Grundstticksflachen. Dieser
Anteil betrug im Jahr 2013 etwa 87 Prozent. Der Anteil der Flache am

349 Janitsch, Brachflachen, 160.

350 Janitsch, Brachflachen, 160.

351 Banko et al., Status und Trends des quantitativen Flachenverbrauchs in Osterreich,
Wissenschaft und Umwelt - Interdisziplinér Nr 8: Bodenmarkierungen,12/2004, 44. Online:
http://www.fwu.at/assets/userFiles/Wissenschaft_ Umwelt/8 2004/2004 08 boden.pdf, Stand:
11.04.16.
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Dauersiedlungsraum, welcher fir die Landwirtschaft ausschlaggebend ist, wird
von 85 % im Jahr 2013 auf etwa 73 - 80 % bis zum Jahr 2060 schrumpfen.
Hiess geht davon aus, dass trotz einer Zunahme der Bevolkerung um etwa 11
Prozent ein Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflachen auch langfristig in
einem vertretbaren Ausmal} geschehen kann, wenn die
Siedlungsflacheninanspruchnahme pro Einwohner (EW) auf dem Stand von
2013 gehalten wirde. Er zahlt in der Folge drei Bedingungen auf, um seine
Annahme zu rechtfertigen. Erstens musste der Anteil neuer Wohneinheiten in
Form von Ein- und Zweifamilienhdusern deutlich reduziert werden. Zweitens
musste die Grof3e von Grundstiicken mit Ein- und Zweifamilienh&usern stark
verringert werden und drittens eine Steigerung des Anteils von neuen
Wohnungen durch Bestandsverdichtung forciert werden.352

JEinen Beitrag zur Verringerung des Verlustes landwirtschaftlicher Nutzflache

kann die Bebauungsform der Reihenhausanlage leisten. Bisweilen gibt es

hauptsachlich grds zwei wesentlich forcierte Angebote in NO. Entweder die

Moglichkeit des Einfamilienhauses oder auf der anderen Seite des

mehrstockigen Wohnblockes. Zur Veranschaulichung folgende Ausfihrung.

Das Einfamilienhaus deckt den Bedarf fiir eher finanzstarkeres Klientel ab. Der

mehrstockige Wohnblock ist fur finanzschwéchere Menschen konzipiert, welche

daher etwa eine Sozialbauwohnung bendétigen. Die Reihenhaussiedlung kann

nun als eine Art Losung in der Mitte zwischen den beiden Formen angesehen

werden. Eine Reihenhaussiedlung stellt nA von Experten eine sinnvolle

Alternative fir zB junge Familien dar, welche finanziell etwas besser

ausgestattet sind, jedoch kein Haus bauen wollen, aber auch nicht in einer

Sozialbauwohnung leben wollen. Die Genossenschaften bauen allerdings diese

Reihenhéauser nicht. Die anfallenden Kosten fiir die Gemeinde sind dariber

hinaus auch geringer, als dies bei Einfamilienhausern der Fall ist. “53

352 Hiess, Rahmenbedingungen und Trends der raumlichen Entwicklung, in: OROK (Hrsg), 14.
Raumordnungsbericht: Analysen und Berichte zur raumlichen Entwicklung Osterreichs 2012-
2014, Schriftenreihe der 6sterreichischen Raumordnungskonferenz Nr. 195, 2015, 62.

353 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.
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3.5.29 Monetare Instrumente

Die in dieser Arbeit vorgestellten mdglichen Instrumente zum Erhalt
landwirtschaftlicher Nutzflachen kénnen nur in Verbindung mit entsprechenden
monetaren Instrumenten eine effektive Wirkung erreichen3®4, vor allem etwa
durch die Anpassung des bisher von der Einwohnerzahl abhangigen
Finanzausgleiches oder der Zahl der Beschaftigten im Bereich der
Kommunalsteuer.3®® Im Folgenden werden drei monetare Instrumente naher
vorgestellt, namlich das Instrument der Kostenwahrheit bei den
ErschlieBungskosten, die Reformierung der Grundsteuer bzw des

Finanzausgleiches und zuletzt die sog Planwertabgabe.

3.5.2.9.1 Kostenwahrheit bei den ErschlieBungskosten

Die offentliche Hand tragt bei der Erschliel3ung den hochsten Anteil der Kosten.
Der Grundeigentumer zahlt in etwa nur 7-11% der Anschlussgebihr. Den Rest
zahlt die o6ffentliche Hand, also der Steuerzahler. Dabei ist zu beachten, dass
innerhalb einer Gemeinde die Haushalte in Ortsndhe die hoheren Kosten der
peripheren Haushalte mittragen. Ahnlich verhalt es sich auf iberregionaler
Ebene. So tragen kompaktere Gemeinden die Kosten von weniger kompakten
Gemeinden auch mit. Die Kostenwahrheit wirde im Endeffekt auch einen

Beitrag zum Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen leisten kénnen.3%6

3.5.2.9.2 Reformierung Grundsteuer bzw Finanzausgleich

Die Grundsteuer ist in Osterreich die wichtigste Bodenbesitzsteuer, welche als
ausschlieBliche Gemeindeabgabe konzipiert ist.3%’

Damit die Grundsteuer eine Lenkungswirkung hétte, musste diese wesentlich
hoher bemessen werden. Eine Moglichkeit ware die Anhebung der steuerlichen

Bemessungsgrundlage fur gewidmetes Bauland und eine Orientierung am

354 Weber, Versuch einer praxisnahen Ordnung empfohlener Bodenschutzinstrumente, 144 ff.
355 Holzer, Bodenverbrauch,141.

356 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.

357 Osterreichische Raumordnungskonferenz OROK, Wirksamkeit von Instrumenten zur
Steuerung der Siedlungsentwicklung, Schriftenreihe der Osterreichischen
Raumordnungskonferenz Nr. 105, 1993, 37.
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Verkehrswert. In diesem Zusammenhang sei erwahnt, dass Danemark etwa
nach dem  Verkehrswert besteuert, also der hdchstmoglichen
Verwendungsmaoglichkeit. Der Einheitswert fir die Landwirtschaft hat jedoch
seine Berechtigung und ist sinnvoll, wenn die Flachen auch tatséchlich
landwirtschaftlich genutzt werden.3%8

Der Finanzausgleich ist gekoppelt an die Einwohnerzahl einer Gemeinde.
Dadurch wird flir Gemeinden der Anreiz gesetzt, verstarkt Bauland
auszuweisen um die Einwohnerzahl zu steigern. Das derzeitige System hat vor
allem Nachteile fur Gemeinden mit sinkenden Einwohnerzahlen. Grossauer
schlagt deshalb ein geandertes Kriterienset vor. Dieses Kriterienset misste im
Finanzausgleich so definiert werden, dass Gemeinden, welche sparsam mit der
Ressource Boden umgehen, diese Leistung auch finanziell abgegolten wird.3%9
Eine solch differenzierte Reform der Grundsteuer sowie des Finanzausgleiches
konnte in Verbindung mit anderen Maflinahmen wesentlich zum Schutz

landwirtschaftlicher Nutzflachen beitragen.

3.5.2.9.3 Planwertabgabe

Da gewidmetes Bauland des Ofteren nicht widmungskonform bebaut, sondern
als Anlageform fir Geldvermégen gesehen wird, missen Gemeinden fir ihre
Siedlungsentwicklung immer wieder neue Flachen als Bauland ausweisen.
Diese Entwicklung bezeichnet man als das sog Baulandparadoxon.36°

Die sog Planwertabgabe wurde in Osterreich wie auch in Deutschland schon
des Ofteren einmal diskutiert, jedoch nicht in die Realitat umgesetzt. Da sich
der Bodenwert bei einer Umwidmung in Bauland steigert, erfahrt der
Grundeigentimer eine vermdgensrechtliche Besserstellung, ohne dafir eine
Leistung erbracht zu haben. Beim Planwertausgleich handelt es sich um das

Abschopfen planungsbedingter Wertsteigerungen, damit es zu keiner

358 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.

359 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.

360 Kleewein, Instrumente der Raumordnung — Uberblick und Ausblick, bbl 03/2014, 99.
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Begtinstigung ohne Gegenleistung kommt36%, Die rechtliche Zulassigkeit einer
solchen Abgabe in Osterreich ist fraglich. Dazu im folgenden zwei Sichtweisen.
Zum einen kann man die Ansicht vertreten, dass das Eigentumsrecht die
uneingeschrankte Nutzung von Liegenschaften ermdéglicht, wodurch bei einer
Umwidmung in Bauland friihere Nutzungsbeschrankungen wegfallen und eine
Wertsteigerung dem Grundeigentiimer zusteht. Zu einem anderen Ergebnis
kommt man, wenn man das Grundeigentum nicht als ein durch
Raumordnungsplane eingeschréanktes Vollrecht, sondern von vornherein als
durch die Planung bestimmt sieht. Unter diesem Blickwinkel (,funktionelle
Eigentumssicht) fuhrt eine Umwidmung in Bauland zu einer staatlich
veranlassten Erweiterung der Nutzungsbefugnisse, weshalb eine Abschépfung
von Planungsgewinnen gerechtfertigt ware. 362 Die 0Osterreichischen ROG
beinhalten teilweise zwar die Mdglichkeit, Raumplanungskosten auf den
Grundeigentimer zu  verlagern, jedoch nicht die  Abschopfung
planungsbedingter Wertsteigerungen.363

Das Baulandparadoxon gehort zu jenen Erscheinungsformen der
Raumordnung, uber die zumeist nur diskutiert wird, um sich dartber zu
beklagen, dass den Gesetzgebern in Osterreich der Mut fehlt, einen
zwingenden Planwertausgleich vorzuschreiben.364

Eine Wertabschopfung in Geld wirde bedeuten, dass es zu einer Besteuerung
der Differenz zwischen den unterschiedlichen Werten bei einer Umwidmung
kommt. Dh, eine Neuwidmung wére mit einer einmaligen Abgabe verbunden.
Dadurch sollte die Wirkung entstehen, dass betroffene Grundeigentiimer daran
interessiert sind ihre finanzielle Belastung abzufedern, indem sie entweder das
Grundstitick widmungsgeman verwenden oder ganz bzw teilweise verkaufen.36°
Ein weiteres Ergebnis einer Planwertabgabe ware eine Baulandmobilisierung,

wodurch es eine Innenfokussierung gabe, weil dann nicht jeder

361 Osterreichische Raumordnungskonferenz OROK, Wirksamkeit von Instrumenten zur
Steuerung der Siedlungsentwicklung, Schriftenreihe der Osterreichischen
Raumordnungskonferenz Nr. 105, 1993, 32.

362 Kleewein, Instrumente der Raumordnung, bbl 03/2014, 100.

363 Kleewein, Instrumente der Raumordnung, bbl 03/2014, 101.

364 Davy, Baulandsicherung: Ursache oder Losung eines raumordnungspolitischen
Paradoxons?, ZfV 02/1996, 207.

365 Osterreichische Raumordnungskonferenz OROK, Wirksamkeit von Instrumenten zur
Steuerung der Siedlungsentwicklung, Schriftenreihe der Osterreichischen
Raumordnungskonferenz Nr. 105, 1993, 32 f.
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Grundeigentimer am Siedlungsrand danach strebt, seine Flachen in Bauland

umwidmen zu lassen.366

3.5.2.10 Einfuhrung von Bodenbilanzen

Die Raumordnung bendtigt umfangreiche sowie aktuelle Informationen, um
ihren Aufgaben nachkommen zu konnen. Dabei stehen drei Informationen
bezuglich der Entwicklung des Siedlungsgebietes im Vordergrund, namlich
erstens die wichtigsten Widmungs- und Nutzungsarten des Baulandes,
zweitens die Nutzungsintensitat des Baulandes und drittens Informationen tber
Baulandreserven. Diese Informationen werden auf Gemeindeebene verwaltet,
und es gibt in den meisten Bundeslandern keine Verpflichtung fur die
Gemeinden, regelmaliig aktuelle Baulandbilanzen auszuweisen. Daraus folgt,
dass es uber Baulandreserven keine aussagekraftigen Daten zu einem
einheitlichen Zeitraum gibt. Auch eine unterschiedliche landerspezifische
Definition und Abgrenzung von Widmungskategorien macht eine
Osterreichweite Darstellung schwieriger. Durch die Etablierung von digitalen
Flachenwidmungsplanen ist jedoch von einer Besserung der Datengrundlage in
den kommenden Jahren auszugehen.®” Fiir einen haushalterischen Umgang
mit der Ressource Boden durch die Raumordnung ware es sinnvoll,
flachendeckende Baulandbilanzen auf Bundeslanderebene zu etablieren. Die
Erstellung von Baulandbilanzen wird derzeit nur in den Bundeslandern Tirol und
Oberosterreich verfolgt und gehort vervollstandigt. Aufgrund von digitalen
Flachenwidmungsplanen werden jedoch schon in naher Zukunft fir alle

Bundeslander die Basisdaten vorhanden sein.3%8

366 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, Boku
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.

367 Hiess, Rahmenbedingungen und Trends der raumlichen Entwicklung, 58.

368 Hiess, Rahmenbedingungen und Trends der raumlichen Entwicklung, 59 f.
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3.5.2.11  Neue uberortliche Mallnahme - Regionale Leitplanung

Die regionale Leitplanung ist keine VO wie die ROP, sondern ein Instrument zur
regionalen  Abstimmung  zwischen Land und Gemeinden ohne
Rechtsverbindlichkeit.369

Durch das neue NO ROG 2014 %° soll eine rechtliche Basis fur die
Zusammenarbeit mit den Gemeinden zur Entwicklung von Planungsgrundlagen
etabliert werden. Dazu dient das neue Instrument der regionalen Leitplanung,
welche vor allem bei der Erstellung von regionalen Raumordnungsprogrammen
genutzt werden soll. Als ein weiteres Planungsinstrument wird das
Landesentwicklungsprogramm erstmals im NO ROG 1976 eingesetzt, um
neben normativen Regelungen auch Richtwerte zur Orientierung vorgeben zu
konnen.37t

,Die regionale Leitplanung ist keine VO _von oben“ sondern eine

Weiterentwicklung der dberdrtlichen  Raumordnungsprogramme. Den

Gemeinden werden dabei jeweils Funktionen zugeteilt, wie etwa Abdeckung

des Wohnbedarfes oder Bedarfes an Betriebsgebieten. Diese Funktionen sollen

aus regionaler Sicht sinnvoll sein. Die Gemeinden kdnnen dieser Aufteilung

zustimmen oder nicht. Die regionale Leitplanung befindet sich jedoch erst in der

Anfangsphase. Die regionale Leitplanung hat jedoch auch zwei Nachteile.

Erstens ist die Planung schwieriger, weil die Gemeinden sich auf ihre

Funktionen einigen miissen. Zweitens missten sich die Gemeinden auch an

diese Vereinbarung langfristig halten. Dieser zweite Punkt wird umso

schwieriger fiir eine Gemeinde, wenn sich spater einmal etwas andert oder

anders entwickelt als gedacht.“ 372

369 Seher/Grossauer, Mitschrift und Studienblatter zur Vorlesung Bodenmanagement, BOKU
Wien IRUB, SS 2015, am 24.4.2015.

370 NO ROG 2014, LGBI 2015/3.

871 Holzer, Rechtsetzung: Niederdsterreich, in: Holzer/Norer (Hrsg), Jahrbuch Agrarrecht 15,
2015, 50 f.

372 Interview mit DI Friedrich Piihringer, NO LReg. — Abteilung Raumplanung und
Regionalpolitik am 13.6.2016.
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3.5.3 Kulturflachenschutzgesetze

Unter Kulturflachenschutz ist zu verstehen, dass landwirtschaftliche Nutzflachen
vor einer Neubewaldung oder einer Neupflanzung von Baumen oder Strauchern
geschutzt werden. Ziel ist die Erhaltung der Agrarstruktur, um eine gesunde und
leistungsfahige Landwirtschaft zu gewdahrleisten. Zur Verfolgung dieses Zieles
haben einige Bundeslander (Krtn, NO und OO) ein KulturflachenschutzG
erlassen. In diesen Bundeslandern bedirfen solche MalRnahmen, welche eine
nachteilige Auswirkung auf die Agrarstruktur haben, einer behdrdlichen
Genehmigung. 32 Nicht als Kulturumwandlung gelten MaRnahmen der

Wiederbewaldung und die Errichtung von Windschutzgrteln.374

Gem § 2 Abs 1 NO KulturflachenschutzG37® gilt der Schutz landwirtschaftlicher
Kulturflachen  fur  Neupflanzungen  und  Kulturumwandlungen  auf
landwirtschaftlichen Kulturflachen, sowie auf diesen benachbarten Flachen.
Unter ,landwirtschaftlichen Kulturflachen® sind solche Flachen zu verstehen,
welche aufgrund ihrer Beschaffenheit oder tatsachlichen Verwendung fur eine
landwirtschaftliche Nutzung gewidmet wurden.37®  Kulturumwandlungen®“ sind
zB Aufforstungen oder die Anlage von Christbaumkulturen. 3’7 Bei einer
Neupflanzung sind Mindestpflanzabstande einzuhalten. 3’8 Dadurch sollen

Bewirtschaftungsnachteile fir angrenzende Flachen vermieden werden.37

Bei der Ausweisung von sog ,Offenlandflachen” in NO, gem § 20 Abs 8 NO
ROG3, geht es um die Sicherung von landwirtschaftlichen Nutzflachen in
Gebieten mit hohem Waldanteil (Bsp Waldviertel®8'). Gemeinden kénnen, wenn
diese durch ein Uberdrtliches Raumordnungsprogramm dazu erméchtigt werden
Offenlandflachen fur offene und unbewaldete Landschaftselemente festlegen.
Diese Flachen mussen typische Elemente der erhaltenswerten Kulturlandschaft
bilden und aus Grinden der Agrarstruktur, des Fremdenverkehrs, der

Siedlungsstrukturen sowie des Orts- bzw Landschaftsbildes auch weiterhin

373 Holzer, Agrarrecht3, 342 f.

874 Holzer, Agrarrecht3, 344.

375 NO Kulturflachenschutzgesetz 2007 (NO KFISchG), LGBI 6145/1.
376 § 3 Abs 1 Z 1 NO KFISchG.

377§ 3 Abs 1 Z 5 NO KFISchG.

378 § 5 NO KFISchG.

879 Holzer, Agrarrecht3, 344.

380 § 20 Abs 8 NO ROG 2014, LGBI 2015/3.

381 Holzer/Reischauer, Agrarumweltrecht, 289.
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offen bleiben. Diese Offenlandflachen sind nicht primar fir die besonders
wertvollen  landwirtschaftlichen  Nutzflachen  gedacht, sondern  fur

aufforstungsgefahrdete Grenzertragsboden382,383

Der VfGH384 hat zum NO KulturflachenschutzG erkannt, dass die Ausweisung
von ,im Flachenwidmungsplan zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf
die Agrarstruktur bestimmten Flachen als landwirtschaftliche Vorrangflachen zur
ausschlie3lich landwirtschaftlichen Nutzung® nicht gem Art 118 Abs 2 B-VG in
die Zustandigkeit der Gemeinde fallt. Somit liegt grundsatzlich die Ausweisung
von landwirtschaftlichen Vorrangflachen, welche zur ausschlie3lichen
landwirtschaftlichen Nutzung bestimmt sind, im Uberértlichen 6ffentlichen
Interesse zur Erhaltung einer gesunden und leistungsfahigen Landwirtschaft
und ist nicht eine von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich zu

vollziehende Kompetenz, sondern obliegt der Gberortlichen Raumplanung.38®

Der Kulturflachenschutz leistet einen Beitrag zur Erhaltung landwirtschaftlicher
Nutzflachen fir die Nahrungs- und Futtermittelproduktion und steht damit auch

im Dienst der Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit in Osterreich.

382 Seher, Bodenschutz in der Raumordnung, 53.
383 Holzer, Bodenverbrauch, 146.

384 \/fSlg 17781/2006.

385 Holzer, Bodenverbrauch, 146.
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4 Praxisteil: Gemeinde Wieselburg-Stadt und Gemeinde
Wieselburg-Land

Ziel des Praxisteiles ist, aufzuzeigen wie sich der Bestand an
landwirtschaftlichen Nutzflachen und Betrieben in den ausgewdahlten
Gemeinden verandert hat und welche Instrumente in der Raumplanung
eingesetzt werden. Um einen besseren Eindruck der Region zu erhalten, wird

am Beginn auf die Agrarstruktur des Bezirkes Scheibbs eingegangen.

Die folgenden Angaben grinden auf Interviews bzw Unterlagen aus der
Raumplanung fur die Gemeinde Wieselburg-Stadt bzw Wieselburg-Land. Die
beiden untersuchten Gemeinden haben fur die Anliegen der Raumplanung
einen externen Raumplaner 38 beauftragt, welcher ua den FWP oder das
ortliche Entwicklungskonzept erstellt. Agrarische Grundlagendaten zu den

beiden Gemeinden wurden ua von der BBK Scheibbs zur Verfigung gestellt.

Wieselburg-Land liegt gemeinsam mit Wieselburg-Stadt am ndrdlichen Ende
des Bezirkes Scheibbs. Die Nachbargemeinden im Bezirk Scheibbs sind
Wolfpassing, Purgstall an der Erlauf und Oberndorf an der Melk, und im Bezirk
Melk die Gemeinden Neumarkt an der Ybbs, Bergland, Ruprechtshofen und
Petzenkirchen. Die verkehrstechnische HaupterschlieBung der Gemeinden
erfolgt Gber die B-25 Erlauftal Stral3e. Sie durchzieht die Gemeinden von
Norden (Wieselburg) nach Suden (Purgstall). Die nachstgelegene Anbindung
zur Autobahn erfolgt Uber den 6 km entfernten Autobahnanschluss Ybbs in der

Gemeinde Bergland.3®’

4.1 Agrarstruktur im Bezirk Scheibbs

Die durchschnittliche Flachenausstattung im Bezirk Scheibbs pro Betrieb betrug
im Jahr 2014 18,9 ha landwirtschaftliche Nutzflache (LN). Aufgrund dieser eher
geringen durchschnittlichen BetriebsgréRe wurden 41 % der Hofe im

386 Raumplaner DI Herfried Schedlimayer, welcher gemeinsam mit seinem Vater DI DR Herbert
Schedlmayer das Raumplanungsbuiro ,Schedimayer Raumplanung ZT GmbH* in Loosdorf leitet
und fiir zahlreiche Gemeinden in NO, ua der Gemeinde Wieselburg-Stadt und Wieselburg-
Land, als Raumplaner tétig ist. Zur besseren Erkennbarkeit sind die Ergebnisse aus
durchgefiihrten Interviews kursiv und unterstrichen dargestellt.

387 Qrtliches Entwicklungskonzept der Gemeinde Wieselburg-Land, 2015, 104.

92



Nebenerwerb gefuhrt. 2010 gab es im Bezirk Scheibbs rund 2000 land- und
forstwirtschaftliche Betriebe.3®8 Die Betriebsanzahl ging zwischen den Jahren
1999 (2358 Betriebe) und 2010 (2009 Betriebe) um 14,8 % zurlck. Die land-
und forstwirtschaftliche Gesamtflache verringerte sich von 85.942 ha im Jahr
1999 bis auf 81.924 ha im Jahr 2010. Das ist ein Rickgang von 4,7 % innerhalb
von elf Jahren. Die landwirtschaftlich genutzte Flache betrug im Jahr 1999
35.093 ha und verringerte sich bis zum Jahr 2010 auf 32.753 ha.38 Die

landwirtschaftlich genutzte Flache reduzierte sich daher um 6,7 %.

Folgende Grafiken (Abb 7 und Abb 8) bilden die vorgenannten Veranderungen
in der Flachenstruktur des Bezirkes Scheibbs ab und grinden auf den Daten
der Mehrfachantrage der Landwirte der BBK Scheibbs. 3%

Abbildung 7: Flachenstruktur Bezirk Scheibbs 2005

Flachenstruktur

Landwirtschaftliche Nutzflache Anbauverhéltnisse Acker

B Getreide 2150 ha

37%

Mais 2670 ha

69%

Feldfutter 2.330h

sonst. Ackerl, 440 ha

Quelle: BBK Scheibbs.

388 BBK Scheibbs.

389 Statisitk Austria, Agrarstrukturerhebung 2010 bzw 1999. (Vgl Anhang 1 und 2). Bereitgestellt
von der BBK Scheibbs.

3% |nterview mit Kammersekretar DI Johann Hell der BBK Scheibbs am 5.9.2016. Anmerkung:
,Die Auswertung der Flachenstruktur anhand der Mehrfachantrage ist nur fiir den gesamten
Bezirk Scheibbs mdéglich, sodass spezifische Angaben zu den Gemeinden Wieselburg-Land
und Wieselburg-Stadt nicht mdglich sind. Die Daten der Agrarstrukturerhebung und jene der
BBK Scheibbs anhand der Mehrfachantrédge sind nicht direkt miteinander vergleichbar, weil die
Agrarstrukturerhebung nur die Katasterflachen heranzieht, welche jedoch nicht mit den
digitalisierten Grenzlinien der Mehrfachantrage Ubereinstimmen, dh die Daten der BBK
Scheibbs sind genauer.*
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Abbildung 8: Flachenstruktur Bezirk Scheibbs 2013

Flachenstruktur

Gesamtflache Landwirtsch. Nutzflache Anbauverhaltnisse Acker

—3.270 ha

32370 ha—
30%

67.600 ha =253

—7.800 ha

- 221h
2763ha . Racas

2%
3.854 ha—
-2.863 ha
—21.200 ha
m Wald . W Mais

Idw. Nutzflache = Gronland Getreide

sonstige Flachen Acker Feldfutter
Almen/Weiden = sonstige Ackerkulturen

Quelle: BBK Scheibbs.

Anhand eines Vergleiches der Gesamtflachen der beiden Grafiken (Abb 7 und
Abb 8) ergibt sich, dass im Bezirk Scheibbs im Zeitraum 2005 bis 2013 der
Waldanteil auf 66 % angestiegen ist (+4 %) und sich im Gegensatz die
landwirtschaftliche Nutzflache auf 30 % (-4 % bzw -2.730 ha) reduziert hat.

Zwischen den Daten der Agrarstrukturerhebung 2010 von der Statistik Austria
und jenen der BBK Scheibbs liegt beim Waldanteil in ha ein betrachtlicher
Unterschied. Dies hat folgende Ursache: ,Die Daten von 67.600 ha Wald der

BBK Scheibbs ergaben sich aus der Forstinventurerhebung der

Bezirkshauptmannschaft aus dem Jahr 2014 und sind aktuell mit 68.000 ha

ausgewiesen. Die Forstflache laut Agrarstrukturerhebung 2010 (49.170 ha)

erfasst Betriebe ab 3 ha Wald und ist auf den Wohnsitz der Betriebe

abgestimmt. Dh, dass in dieser Statistik unter anderem die Forstfliche der

Osterr. Bundesforste (Sitz in Purkersdorf) nicht beinhaltet ist. Dies erklart die

betrachtliche Flachendifferenz. ‘391

391 Interview mit Kammersekretar DI Johann Hell der BBK Scheibbs am 7.9.2016.
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4.2 Gemeinde Wieselburg-Stadt

4.2.1 Bevoblkerungs- und Gemeindeentwicklung

Wieselburg liegt im niederdsterreichischen Mostviertel und ist Teil des Bezirkes
Scheibbs. Die Stadtgemeinde Wieselburg hat eine Gesamtflache von 542 ha.3%?
Die folgende Grafik (Abb 9) =zeigt die Bevoilkerungsentwicklung der
Stadtgemeinde Wieselburg in den vergangenen zehn Jahren. Die Abkirzung
,AWS* und ,NWS* in der Grafik bedeuten Hauptwohnsitz und Nebenwohnsitz.
Samtliche Zahlen wurden mit 31.12. des jeweiligen Jahres erstellt.

Abbildung 9: Bevdlkerungsentwicklung der Stadtgemeinde Wieselburg

Jahr HWS NWS Gesamt
2006 3693 469 4162
2007 3694 471 4165
2008 3684 500 4184
2009 3751 536 4287
2010 3712 579 4291
2011 3728 637 4365
2012 3777 680 4457
2013 3840 680 4520
2014 3843 692 4535
2015 3870 672 4542
2016 3906 657 4563 (per 23.6.2016)

Quelle: Gemeindeamt Wieselburg.

Derzeit belauft sich die Bevolkerungszahl der Stadtgemeinde Wieselburg auf
4563 Einwohner mit Haupt- oder Nebenwohnsitz. Der Bevdlkerungszuwachs

betrug in der Zeitspanne der Jahre 2006 bis 2016 etwa neun Prozent.

Wieselburg ist eine Zuzugsgemeinde, wodurch eine starke Nachfrage nach

Grundsticken besteht. Dies ist unter anderem auf das Vorhandensein groRerer

Betriebe zurickzufihren und weil die Menschen oft auch dort wohnen wollen,

wo sie arbeiten. Wieselburg ist eine Bodenbiindnisgemeinde393 und hat sich

damit das Ziel gestellt, mit der Ressource Boden sparsam und nachhaltig

umzugehen. Aufgrund der Bevolkerungsentwicklung und der vergleichsweise

392 Online: http://www.wieselburg.gv.at/.

393 Derzeit gibt es dsterreichweit 141 Mitglieder im Bodenbiindnis (122 Gemeinden und 19
assoziierte Mitglieder), wobei auf NO 71 Gemeinden und 10 assoziierte Mitglieder entfallen,
Online: http://www.bodenbuendnis.or.at/start.asp?ID=229318&b=1758&h2=&am=, Stand:
27.6.2016.
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geringen Gemeindegebietsfliche setzt die Stadtgemeinde Wieselburg schon

lange auf eine verdichtete Bauweise. Deshalb wurde und wird verstarkt in den

groRvolumigen Wohnbau investiert, welcher meist drei- bis viergeschossig

ausgestaltet ist. Mehr als die Halfte der Bevolkerung der Stadtgemeinde

Wieselburg lebt im groRvolumigen Wohnbau. Auch der Reihenhausbereich wird

forciert.“ 394

JEbenfalls gibt es eine Nachfrage nach Ein- und Zweifamilienhausern. Hier wird

bei der Parzellierung darauf geachtet, dass diese sich in einer GroRenordnung
von etwa 600 bis 800 m? befindet. Grundstticke mit tber 1000 m? sind eher die

Ausnhahme.“ 39

Derzeit sind etwa vier bis fiunf Hektar an Bauland neu gewidmet, welche in

AufschlieRungszonen unterteilt sind. Ein neuer Bebauungsplan ist derzeit in

Arbeit. Bei jeder neuen Umwidmung in Bauland wird ein Bauzwang, also eine

Funfjahresfrist zur Bebauung von der Gemeinde auferlegt. Wird ein solches

Grundstuck nicht fristgerecht einer Bebauung zugefiihrt, so hat die Gemeinde

ein Vorkaufsrecht. Ubt die Gemeinde dieses Vorkaufsrecht nicht aus, kommt es

zu einer Ruckwidmung. “39

JEine Infrastrukturabgabe wére flir eine Zuzugsgemeinde wie der

Stadtgemeinde Wieselburg sinnvoll. Einerseits weil sich der Zuzug in

Ballungszentren abspielt und andererseits, weil sonst ein Speckglrtel entsteht,

welcher wiederum 6kologische Nachteile mit sich bringen wiirde. “ 397

,Das aus dem Jahr 2001 stammende 6rtliche Entwicklungskonzept ist das erste

gewesen. Unsere Gemeinde war eine der ersten bei der Etablierung eines

solchen. Mittlerweile ist ein  Konzept verpflichtend. Vor dem Jahr 2001 hat es

nur die FWP gegeben. Das 6Ortliche Entwicklungskonzept wird alle paar Jahre

an die Gegebenheiten und Verédnderungen angepasst. “ 398

3% Interview mit Burgermeister Mag. Gunther Leichtfried am 15.6.2016. Seine Ausfiihrungen
beziehen sich alleine auf die Stadtgemeinde Wieselburg.

395 |Interview mit Burgermeister Mag. Ginther Leichtfried am 15.6.2016.

3% |nterview mit Burgermeister Mag. Ginther Leichtfried am 15.6.2016.

397 Interview mit Burgermeister Mag. Giinther Leichtfried am 15.6.2016.

398 |nterview mit Burgermeister Mag. Giinther Leichtfried am 15.6.2016.
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4.2.2 Siedlungsentwicklung

Der Anteil des Siedlungsraumes am Dauersiedlungsraum betrug fur
Wieselburg-Stadt im Jahr 2013 62 %. Der Anteil des Dauersiedlungsraumes an

der Flache belief sich auf 93 %.39°

Das ortliche EK (Anhang 5) zeigt, wo sich ua landwirtschaftliche Nutzflachen
(hellgelb), Wohnbauland (dunkelgelb), Betriebsbauland (violett), Forst (turkis)
oder Sport-, Freizeit- und sonstige Grunflachen (grin) befinden. Durch rote
Pfeile wird dargestellt, wohin die zuklnftige Siedlungsentwicklung geht.
Landwirtschaftliche Nutzflachen befinden sich vor allem im Osten und Siden
des Gemeindegebietes. Die Betriebsbaulandentwicklung ist im Norden bzw
Sudosten der Gemeinde am starksten. Die Wohnbaulandentwicklung findet

vorrangig im Osten bzw Westen der Gemeinde statt.

Aus der folgenden Grafik (Abb 10) und dem ortlichen EK der Gemeinde
Wieselburg-Stadt ist der zukinftige Verlauf der B-25 (Umfahrung Wieselburg)
ersichtlich, welche zunachst von der Gemeinde Bergland im Norden Richtung
Siud-Osten Uber Petzenkirchen und spater im Bogen Richtung Sud-Westen
Richtung Gemeinde Wieselburg-Land verlauft. Die Gesamtlange der
Umfahrung betragt 8,699 km und beansprucht insgesamt ca. 48 ha
Ackerland. 49 Dabei wurden folgende Ausfilhrungen zum Schutzgut
Landwirtschaft getroffen: ,Bei den landwirtschaftlich genltzten Boden handelt
es sich um anthropogen Uberpragte Kulturbdden mit Gberwiegend intensiver
Ackernutzung. Dadurch bedingt ergeben sich keine schitzenswerten Aspekte
fur die in Anspruch genommenen Flachen bzw. Gelandeveranderungen.
Bezogen auf die Gemeindegebiete Bergland (2.488 ha LN-Flache), Wieselburg-
Land (2.363 ha LN-Flache), Petzenkirchen (121 ha LN-Flache) und Wieselburg
(600 ha LN-Flache) gehen ca. 1,23 % der gesamten landwirtschaftlich

genutzten Flache wahrend der Bauphase [...] dauernd verloren.

399 Trimmel, Die Praxis kommunaler Siedlungsflachenentwicklung — Planungspolitik landlicher
Gemeinden am Beispiel der LEADER Region Eisenstral3e Niederosterreich, Masterarbeit an
der Universitat Wien, 2015, 122.

400 Hackl, UVP im vereinfachten Verfahren: B 25 Umfahrung Wieselburg; Land Niederdsterreich
— Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen, 2009, 6 und 81. Online:
http://www5.umweltbundesamt.at/uvpdb/docs/UVGA/B25 UmfahrungWieselburg/Zusammenfas
sendeBewertung.pdf. Stand: 5.9.16.
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AusgleichsmalBnahmen im Sinne einer Neuschaffung von landwirtschaftlichen

Flachen im lokalen Umfeld sind nicht moglich.“40%

Abbildung 10: Umfahrung Wieselburg
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Quelle: Hackl, UVP im vereinfachten Verfahren: B 25 Umfahrung Wieselburg, 2009, 7. Online:
http://mww5.umweltbundesamt.at/uvpdb/docs/UVGA/B25_UmfahrungWieselburg/Zusammenfas
sendeBewertung.pdf. Stand: 5.9.16.

Die Gemeinde Wieselburg-Stadt hat im ortlichen EK 6rtliche Siedlungsgrenzen
(kleine rote Dreiecke) festgelegt, die auch langfristig nicht mit
Baulandwidmungen uberschritten werden sollen. Die festgelegten 0rtlichen
Siedlungsgrenzen wurden ua aus topographischen Griinden (Beachtung der
naturraumlichen Gegebenheiten wie dem Gelande) festgelegt, weil dort eine
Ausweitung von Bauland nicht méglich wéare. Ein Bsp ware im sidlichen Teil
des ortlichen EK gelegen, wo das vorhandene Siedlungsgebiet zwischen der B-
25 und der GrofBen Erlauf liegt. Eine explizite Festlegung ortlicher
Siedlungsgrenzen zum Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen ist nicht

vorgenommen worden. Uberértliche Siedlungsgrenzen sind fiir die Gemeinde

401 Hackl, UVP im vereinfachten Verfahren: B 25 Umfahrung Wieselburg, 2009, 79.
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Wieselburg-Stadt nicht ausgewiesen. 2 Im Regionalprogramm NO Mitte,
welches die Gemeinde Wieselburg-Stadt betrifft, sind ebenfalls keine

landwirtschaftlichen Vorrangzonen vorgesehen.4%3

4.2.3 Quantitative Betrachtungsweise der Baulandreserven
der Stadtgemeinde Wieselburg

Die Baulandreserven kdnnen in zwei Gruppen unterteilt werden. Zum einen in
Wohnbaulandreserven und zum anderen in Baulandreserven fir Betriebs-,
Industrie- sowie Sondergebiete. Der Bedarf an Bauland fir Betriebs-, Industrie-
und Sondergebiete richtet sich nach der wirtschaftlichen Entwicklung einer
Gemeinde, deren Standortbedingungen sowie konkreten Projekten bzw
Sondernutzungen.  Industriebetriebe  verfiigen oft Uber strategische
Reserveflachen fir die zukinftige Entwicklung. Wohnbaulandreserven
beinhalten alle Widmungsarten des Wohnbaulandes sowie der dazugehorigen
Gebiete fur erhaltenswerte Ortsstrukturen oder Kerngebiete mit dem Zusatz

,2Handelseinrichtungen®. 404

In folgender Grafik (Abb 11) ist die Flachenbilanz der Stadtgemeinde
Wieselburg aus dem Jahr 2016 ersichtlich. Fur die Darstellung der
Flachenbilanz ist gem der NO Planzeichenverordnung 4% ein Formblatt
vorgegeben. Die in der Abb 11 noch vorhandenen Positionen ,Bauland-
Einkaufszentrum® und ,Bauland-Fachmarktzentrum® sind durch die Einfihrung

der Zentrumszone ersetzt worden°6,

402 NO LGBI 8000/76-2. Online:
https://lwww.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LINO&Gesetzesnummer=20000720.
Stand 5.9.16

408 Holzer, Bodenverbrauch,150.

404 Schedlmayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast” der Raumplanung in Gemeinden
Niederdsterreichs, RFG 01/2016, 69 f.

405 | GBI 8000/2-0.

406 Schedimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast” der Raumplanung in Gemeinden
Niederdtsterreichs, RFG 01/2016, FN 5.

99



Abbildung 11: Flachenbilanz Stadtgemeinde Wieselburg

STADTGEMEINDE WIESELBURG

GESAMTE GEMEINDE

Plannummer. 1961/F.A.1.
Stand: 21.03.2016 nach Abanderung

gem. § 2 Abs_4 NO ROG 1976

FLACHENBILANZ
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Bauland-Kemgeblel-Handelseinr. 6.43] 5,42 0.07 0 0] [i 11
Bauland-Agrargebiet 3,01] 1,6 1.4 0,69 0| 0] 46,5
Hauland»erhatsnsw Qrissir ﬂl 1,190 0 0 0 0f 0.0

L Zwischensumme: 127.83 SB‘El 23,16 2,03 0.00 3.14] 22,8
Bauland-Betriebsgebiet 2481 16,37 544 0 0 0] 34.0
Bauland-Instnegebiat 24,01 23 550 043 0 0 0 1,8
Bauland-Sondergebiet 17.32 16,820 0,9 0 0] 0] 29
Bauland-Einkaufszentrum 0 of 0 0 0] 0] 0,0
Bauland-Fachmarktzentrum i i | ] 0 0| 0 0.0

Summe: 194.07] 155,511 38,53 2.03 0.00 3.14) 18.9
in ha
bebaute Flache mil offensichilich nicht genutziem Gebaude
\erfasser £3 ) AufschlieBungszonen, gem. § 16 Abs. 4
schedimayer implanu 17 B befrisletes Bauland, gem. § 16a Abs. 1

Vertragsbauland, gem. § 16a Abs. 2
{unbebaut/bebaut) * 100

Art der Ermittiung: digital auf Basis der Dkm

Quelle: Gemeindeamt Wieselburg.

In der Gemeinde Wieselburg-Stadt sind insgesamt 127,93 ha an Wohnbauland

gewidmet. Davon sind 98,74 ha bebaut und 29,16 ha unbebaut. Das Verhaltnis

von bebauten zu unbebauten Wohnbaulandflachen betragt daher 77,2 % zu

22,8 %. Anders ausgedrickt hei3t das, dass fast ein Viertel der als

Wohnbauland gewidmeten Flache unbebaut ist. Bezieht man auch die als

unbebautes Bauland fir Betriebs-, Industrie- und Sondergebiete gewidmeten

Flachen

in die Berechnung mit ein,

so ergibt sich

Baulandreserve von etwa 20 % (Spalte D) oder 38,53 ha.

in Summe eine

Fur die 24,81 ha Bauland-Betriebsgebiet ergibt sich ein Anteil an unbebauter

Flache von 8,44 ha. Diese Baulandreserve von 34 % ist nach dem Bauland-

Wohngebiet die flachenmafiig bedeutsamste.
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Die Gesamtbaulandflache betragt 194,07 ha. Da die Gesamtgrof3e von
Wieselburg 542 ha betragt*®’, belauft sich der Baulandanteil auf 35,8 %.

Die Stadtgemeinde Wieselburg hat ein vergleichsweise relativ kleines
Gemeindegebiet, jedoch im Umgebungsbereich, also den Umlandgemeinden,

befinden sich groRe unbebaute Flachen.40®

Bauland welches als ,unbebaut® deklariert ist, ist nicht zwangslédufiqg

erschlossen. Diese gewidmeten Flachen kdénnen und werden in der Praxis

teilweise noch landwirtschaftlich genutzt. “ 409

,Der Flachenbilanz kann auch enthommen werden, dass AufschlieRungszonen

vorhanden sind (Spalte A). AufschlieBungszonen sind als solche explizit

gewidmet. Eine Bauland-AufschlieRungszone impliziert, dass diese aber als

noch nicht erschlossen qilt. “ 410

Die Flachenbilanz weist kein befristetes Bauland (Spalte B) aus, jedoch

Vertragsbauland (Spalte C).

4.2.4 Qualitative Betrachtungsweise der Baulandreserven der
Stadtgemeinde Wieselburg

In Wieselburg qgibt es Baulandreserven (siehe Flachenbilanz oben). Etwa 10 %

der Baulandreserven in Wieselburg sind verfiigbar. Die derzeitige Bereitschaft

fur einen Verkauf einer solchen Baulandflache ist bei den Grundeigentiimern

als gering einzustufen. Dies aufgrund der niedrigen Zinsentwicklung und des

damit einhergehenden Wechsels der Geldanlageform, dh vom Sparbuch hin zu

Grund und Boden. Niedrige Zinsen sind fuir eine Baulandhortung forderlich. “ 411

407 Unterlagen Raumplanung Schedimayer Raumplanung ZT GmbH, Anderung des
Raumordnungsprogrammes, Priifung der Notwendigkeit tiber die Durchfiihrung einer
Strategischen Umweltpriifung (SUP), Schutzgut 1) Boden: Thema - Bodenverbrauch in Bezug
auf den Dauersiedlungsraum, 1, Stand 18.3.2016.

408 Unterlagen Raumplanung Schedimayer Raumplanung ZT GmbH, Anderung des
Raumordnungsprogrammes, Prifung der Notwendigkeit tiber die Durchfiihrung einer
Strategischen Umweltprifung (SUP), Schutzgut 1) Boden: Thema - Bodenverbrauch in Bezug
auf den Dauersiedlungsraum, 1, Stand 18.3.2016.

409 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.

410 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.

411 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.

101



Herbert Schedimayer fihrt zu den Flachenbilanzen aus: ,Bedauerlicherweise
gibt es trotz der Bestimmung des § 13 Abs 5 des NO Raumordnungsgesetzes
2014 412 | die es der NO Landesregierung ermoglichen wirde, die
Flachenbilanzen der Gemeinden abzufragen und von diesen einzufordern, bis
heute keine oOffentlich  publizierte landesweite Flachenbilanz  aller
Baulandflachen, geschweige denn eine qualifizierte Flachenbilanz, in der das
Wohnbauland nach verfligbaren und nicht verfigbaren Baulandreserven
unterschieden werden kénnte. Obwohl diese Fragestellung fiir die gesamte
Investitionstatigkeit und das Forderwesen fur infrastrukturelle Einrichtungen von
enormer Bedeutung ware, wird das Problem der Baulandreserven viel zu wenig

beachtet.“ 413

4.2.5 Versiegelungsgrad

Der Versiegelungsgrad der Stadtgemeinde Wieselburg ist im Vergleich zu den
Nachbargemeinden héher. Dies aufgrund einiger grof3er Industriebetriebe*'4 mit
grol3eren Lager- und Parkplatzflachen. Der Prozentsatz an
Einfamilienhaussiedlungen mit grof3en, unversiegelten Gartenflachen liegt mit
ca. 82 % im NO Durchschnitt. Auf den Versiegelungsgrad wirkt auch die relativ
geringe Gemeindeflache von Wieselburg-Stadt ein. Die Entwicklungsdynamik
entspricht dem Durchschnitt der Umlandgemeinden.#1®

4.2.6 Ablauf der Grundlagenarbeit

Wieselburg-Stadt hat seit 2001 ein Stadtentwicklungskonzept, worin die

wesentlichen Siedlungserweiterungen (inkl betriebliche Erweiterungen) bereits

vorgesehen wurden. Der FWP wird etwa alle ein bis zwei Jahre angepasst. Der

412 ... Das Ausmal der als Bauland gewidmeten bebauten sowie unbebauten Flachen ist in
einer Flachenbilanz zu erfassen, auf aktuellem Stand zu halten, und der Landesregierung auf
Anfrage bekannt zu geben.”

413 Schedimayer Herbert, Baulandreserven als ,Altlast* der Raumplanung in Gemeinden
Niederdsterreichs, RFG 01/2016, 75.

414 zB ZKW oder Brauerei Wieselburg.

415 Unterlagen Raumplanung Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH, Anderung des
Raumordnungsprogrammes, Prifung der Notwendigkeit tiber die Durchfiihrung einer
Strategischen Umweltpriifung (SUP), Schutzgut 1) Boden: Thema - Versiegelungsgrad, 1,
Stand 18.3.2016.
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Beginn des Planungsprozesses beginnt damit, dass die Gemeinde den Ist-

Zustand (Angebot fir freie Wohnungen, verfilgbares Bauland, etc) intern

erhebt. Ein weiterer Punkt ist das Bevdlkerungswachstum bzw die Nachfrage.

In Wieselburg stieqg in den letzten zehn Jahren die Bevolkerungszahl um etwa

10 %. Daraus kann fiir Wieselburg ein Bedarf abgeleitet werden. Es startet

daraufhin das amtliche Verfahren fir eine Umwidmung, welches in der

Uberpriifung durch die LReq als Aufsichtsbehdrde miindet. Ein Gutachter hat

ein Gutachten vorzulegen, anhand dessen der Gemeinderat einen Beschluss

fasst. Zuletzt genehmigt die zustandige Rechtsabteilung der LReq (Abteilung
RO) den gednderten FWP.“416

Die Bodengiite hat bei der letzten FWP-Anderung in Wieselburg in einem

Teilbereich bei der Grundlagenforschung eine Rolle als Kriterium bei der

Beurteilung eingenommen. Hierfir wurde die filinfstufige elektronische

Bodenkarte eBod*l’ herangezogen. Die Bodengiite wird jedoch nicht generell in

der Grundlagenforschung beriicksichtigt, dh als Kriterium ist sie nur in

Einzelfallen ausschlaggebend. In Bezug auf die Bodengiite ist jedoch auch

anzumerken, dass aufgrund der Lage der meisten Siedlungen im Zentrum von

Tallagen, also Bereichen wo beste landwirtschaftliche Voraussetzungen

vorzufinden waren und der Entwicklung einer Siedlung (nach auBen) die

Flacheninanspruchnahme fast immer Boden mit bester Gute trifft. “ 418

Kommt es zu einer Anderung des 6rtlichen Raumplanungsprogrammes, erfolgt
eine Prifung der Notwendigkeit Uber die Durchfiihrung einer strategischen
Umweltprifung (SUP). Dabei wird vom zustdndigen Raumplaner ein Katalog an
moglichen negativen Auswirkungen auf die Umwelt bei der Festlegung von
Widmungen Uberpruft. Dieser Katalog umfasst folgende sechs Schutzguter: 1)
Boden/Untergrund 2) Wasser 3) Luft, Klima 4) Natur, Landschaft 5) Gefahren
fur die menschliche Gesundheit und fuir Sachwerte sowie 6) Kultur und Asthetik.
Das Schutzgut 1) Boden/Untergrund unterteilt sich dabei in zwei
Themengebiete. Das erste Themengebiet lautet: Bodenverbrauch in Bezug auf

Dauersiedlungsraum und Vorkommen in Gebiet/Region. Das Zweite betrifft den

416 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.
417 Siehe www.lebensministerium.at; Bodengiite: griin=hochwertig, rot=minderwertig.
418 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.
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Versiegelungsgrad. 4° Die Bewertung von moglichen Auswirkungen auf ein
Schutzgut kann dann ,erheblich® oder ,nicht erheblich® ausfallen. Dabei wird
eine erhebliche Auswirkung als ,hoch“ und eine nicht erhebliche Auswirkung als

,keine oder gering“ bzw als ,positiv‘ eingestuft.4?°

Einen Bauliickenkataster der Gemeinde Wieselburg qibt es derzeit nicht,

jedoch ist ein solcher vorgesehen und soll in naher Zukunft erstellt werden. Im
Bezug auf § 14 Abs 2 Z 2 NO ROG ist (Anm: wie auch die Untersuchungen

dieser Arbeit aufgezeigt haben) festzuhalten, dass andere nicht-

landwirtschaftliche Ziele grof3tenteils den Vorrang bei der Festlequng des FWP

haben. Beziiglich des Themas ,Fldchenverbrauch” ist zu beachten, dass bisher

trotz zahlreicher Novellierungen des NO ROG keine explizite Regelung zur

Verringerung des Flachenverbrauches in das NO ROG aufgenommen wurde. “
421

Es gibt zahlreiche Kriterien welche von der LReq als Aufsichtsbehdrde bei der

Uberpriifung von ortlichen FWP herangezogen werden. Zunachst werden

primére” Kriterien (berpriift, wie Naturqgefahren (,Lieqgt das Gebiet in einer

Naturgefahrenzone?), Larm (Grenzwert lieqgt bei max 55 dB), Naturschutz

(Natura 2000 Gebiete) oder Bodenstabilitdt (liegt etwa ein trockener oder

nasser Boden vor). Danach werden Kriterien Uberprift wie das Landschaftsbild,

die Orientierung (Nord- bzw Siildhang oder Ebene) oder die Einbindung in eine

vorhandene Siedlungsstruktur. Das letztgenannte Kriterium (Einbindung in eine

Struktur, also ,passt das Vorhaben dazu”) ist insofern wichtiq, da es eine

gesetzliche Verpflichtung gqibt, die Siedlungsstruktur .kompakt”, also im

Anschluss an die Siedlung, zu gestalten. Dariiber hinaus wird aber auch etwa

auf Kriterien geachtet wie: ,Was kostet die Infrastruktur?”: ,Ist eine Pumpe fiir

Wasser, Kanal notwendig?“ oder: ,Braucht es einen Lidrmschutz oder eine

sonstige Abschirmung?”. Auch die Bodengiite ist ein Kriterium. Im Bezug auf

die Bodengute als Kriterium ist zu bedenken, dass ein Ausweichen auf Bdden

geringerer Glte oft mit einer schlechteren Lage einhergeht, etwa einer

419 Unterlagen Raumplanung Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH, Anderung des
Raumordnungsprogrammes, Prifung der Notwendigkeit tiber die Durchfiihrung einer
Strategischen Umweltpriifung (SUP), Stand 18.3.2016.

420 Unterlagen Raumplanung Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH, Anderung des
Raumordnungsprogrammes, Prifung der Notwendigkeit tiber die Durchfiihrung einer
Strategischen Umweltprifung (SUP), 6, Stand 18.3.2016.

421 Interview mit Raumplaner DI Herfried Schedlmayer am 2.6.2016.
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Hanglage, und sich dadurch andere Konflikte oder Fragen ergeben. Damit ist

gemeint, dass bei einer Bebauung auf Hangen etwa Fragen aufgeworfen

werden, wie: ,Wird dadurch das Landschaftsbild zu stark beeintrachtigt?“ Denn

solche Bauten sind meist weithin sichtbar. Oder: ,Wird etwas in der Nahe eines

Waldes geplant?”. Ist das dann der Fall, ist man oft mit den strengen

Vorschriften des Forstgesetzes konfrontiert. Eine weitere Frage stellt sich beim

Ausweichen in eine Hanglage auch aus energetischer Sicht, ob es sich etwa

um einen Nord- oder Siudhang handelt und somit eine Nutzung der

Sonnenenergie moglich wird oder nicht.“ 422

4.2.7 Agrarische Grundlagenforschung Wieselburg-Stadt

42.7.1 Betriebszahl- und Flachenentwicklung

Die Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe in der Gemeinde Wieselburg-Stadt
belief sich laut Agrarstrukturerhebung 2010 der Statistik Austria im Jahr 2010
auf acht Betriebe, namlich vier Haupt- bzw. drei Nebenerwerbsbetriebe*?® und
einen Betrieb einer juristischen Person (namlich die Landwirtschaftliche
Bundesversuchswirtschaften GmbH, folgend BVW Wieselburg genannt“4),
Damit hat sich die Anzahl im Vergleich zur Agrarstrukturerhebung 1999 um drei
Betriebe verringert. Folgende Grafik (Abb 12) verdeutlicht die
Betriebsentwicklung sowohl auf Ebene der Gemeinde Wieselburg-Stadt als
auch des Bezirkes Scheibbs und NO.

422 Interview mit DI Friedrich Puhringer, NO LReg. — Abteilung Raumplanung und
Regionalpolitik am 13.6.2016.

423 Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung 2010, 2013, 47. Online:
http://lwww.statistik.at/web_de/services/publikationen/8/index.html?includePage=detailedView&s
ectionName=Land-+und+Forstwirtschaft&publd=650. Stand: 20.9.2016; Statistik Austria
Definition: Haupterwerbsbetrieb: Betrieb, in dem das Betriebsinhaberehepaar mindestens 50
% der gesamten Arbeitszeit des Erhebungsjahres im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
beschéftigt war; auf die nicht-landwirtschaftliche Erwerbstatigkeit entfielen daher weniger als 50
% der Gesamtarbeitszeit. Eine weitere Voraussetzung war ein Mindeststandardoutput von
8.000,- Euro. Nebenerwerbsbetrieb: Betrieb, in dem das Betriebsinhaberehepaar weniger als 50
% der gesamten Arbeitszeit im landwirtschaftlichen Betrieb tétig war; auf die nicht-
landwirtschaftliche Erwerbstéatigkeit entfielen daher mindestens 50 % der Gesamtarbeitszeit.

424 Online: http://www.bvw.at/.
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Abbildung 12: Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe und Flachen Wieselburg-Stadt

Betricbe und Flachen Gemeinde _ Politischer Bezi;:l: Bundesland _
2010 1999 |And. %| 2010 1999 | And. %| 2010 1999 | And. %
Betriebe insgesamt 8 11| -27.3] 2.009]| 2358| -148 41.570 54.551| -23.8
Betriebe mit Fldche 8 10 -200] 2.002] 2343| -146 41.445 54102 -234
Haupterwerbsbetrieb 4 3| 33| L10s| L197| -77 20.187 25.084 | -19.5
Nebenerwerbsbetrieb 3 6] -50.0 811 1.086( -253 18.970 27.637| -314
Personengemeinschaften - ; ; 33 ; ; 1.024 ; ;
Betrieb juristischer Pers, 1 1 0.0 53 60| -117 1.264 1381 -85
Flachen insgesamf (ha) 752 715 52| 84.884( 85942 -12| 1.650.661| 1.681.164| -1.8
Haupterwerbsbetrieb 12 141 -143] 41.508] 39.189 59 917.992 933.162| -1.6
Nebenerwerbsbetrieb 60 25| 1400 17.828] 24.051| -159 334941 383.794 -12.7
Personengemeinschaften - ; | 5374 ; ; 101.236 ; ;
Beirieb juristischer Pers, 679 676 04] 20175 22.702| -11,1| 296.492| 364.208| -18.6

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung, 2010. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick5/g32016.pdf. Stand 4.9.16.

,Laut den Daten der BBK Scheibbs haben im Jahr 2015 drei Betriebe einen

Mehrfachantrag abgegeben. Zum einen der Betrieb einer juristischen Person

(BVW Wieselburg) und zwei Nebenerwerbsbetriebe. In Wieselburg-Stadt gibt

es sonst keine Haupt- bzw. Nebenerwerbsbetriebe laut den Daten der BBK
Scheibbs. 425

Die gesamte land- und forstwirtschaftliche Flache der Gemeinde Wieselburg-
Stadt (Abb 12) wird im Jahr 2010 mit 752 ha ausgewiesen. Dieser Wert

Ubersteigt die vorhandene Gesamtflache der Gemeinde Wieselburg-Stadt (532
ha). ,Die Ursache*?6 liegt darin, dass ein Betrieb einer juristischen Person (BVW

Wieselburg mit Unternehmenssitz in Wieselburg-Stadt) in dieser Statistik mit

seiner gesamten Betriebsstruktur aufgenommen wurde. Dh, die statistische

Berechnung folgt nicht den Katasterflachen, sondern bezieht auch die Flachen

des Betriebes in anderen Gemeinden mit ein. Die Gesamtflache der vier
Haupterwerbsbetriebe beléauft sich (Anm: gem Abb 12 unten) auf 12 ha (-14,4

%) und jene der drei Nebenerwerbsbetriebe auf 60 ha (+40 %). Die

425 Interview mit Kammersekretar DI Johann Hell der BBK Scheibbs am 19.9.2016.
426 Siehe dazu auch Kapitel 4.2.7.2 ,Entwicklung der BetriebsgroRen*.
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Flachenzunahme bei den Nebenerwerbsbetriecben ist vor allem auf

Flachenzupachtungen in anderen Gemeinden rickzufiuihren.“42?

Die Folgende Abbildung (Abb 13) zeigt diese Flachenaufteilung zwischen den
einzelnen Betriebsformen von Wieselburg-Stadt. Im Vergleich dazu der Bezirk
Scheibbs und NO.

Abbildung 13: Flachenverteilung Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe Wieselburg-Stadt

Fliichen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 2010 in Prozent

Gemeinde Politischer Bezirk Bundesland

90% 21%

56%
49%

24%%

. M Nebenerwerbsbetrieb .
®m Haupterwerbsbetrieb m Personengemeinschaften

M Betrieb juristischer Pers.

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung, 2010. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick5/g32016.pdf. Stand 4.9.16.

Die Flachen von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben in der Gemeinde
Wieselburg-Stadt entfallen mit 90 % auf die BVW Wieselburg. Weiters entfallen
Acht Prozent auf die Nebenerwerbsbetriebe und die restlichen zwei Prozent auf

die Haupterwerbsbetriebe.

4.2.7.2 Entwicklung der Betriebsgréi3en

Die durchschnittliche Betriebsgrof3e betragt laut Agrarstrukturerhebung 2010
der Statistik Austria (Abb 14) bei Haupterwerbsbetrieben drei Hektar und bei
Nebenerwerbsbetrieben zwanzig Hektar.#?¢ Damit hat sich die durchschnittliche

427 Telefonat mit der zustandigen Sachbearbeiterin bei der Statisitk Austria am 19.9.2016.
428Telefonat mit der zustandigen Sachbearbeiterin bei der Statisitk Austria am 19.9.2016: ,Die
Flachen der Betriebe in der angegebenen Agrarstrukturerhebung werden immer zu jenen
Gemeinden gezahlt, wo der Betriebssitz liegt. Dh, das die Flachenausstattung der einzelnen
Gemeinde nicht mit der eigentlichen landwirtschaftlichen Gesamtflache der jeweiligen
Gemeinde ubereinstimmt. Folgendes Bsp. dazu: Wird etwa eine landwirtschaftliche Flache in
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BetriebsgroRe bei Haupterwerbsbetrieben um 35,7 % im Vergleich zum Jahr
1999 verringert. Im Gegensatz dazu hat sich die BetriebsgréfRe der
Nebenerwerbslandwirte  stark  vergrofRert. Insgesamt ist daher die
durchschnittliche BetriebsgréRe im Zeitraum 1999-2010 um 31,5 % auf 94 ha

gestiegen.

Abbildung 14: Durchschnittliche Betriebsgréfe (in ha) Wieselburg-Stadt

: e Gemeinde Politischer Bezirk Bundesland

Betriebe mit Flache - - : -
2010 1999 | And. %] 2010 1999 |And. %[ 2010 1999 | And. %
Insgesamt 94.0 7L.5| 313 424 367 156 39.8 31,1 282
Haupterwerbsbetrieb 3.0 47| -35.7 37.6 32,7 147 45.5 372 222
Nebenerwerbsbetrieb 20,0 4.2 380.0 22,0 22,1 -0.7 17.7 1391 271
Personengemeinschaften - ‘ ; 162.8 ; ; 98.0 : i
Betrieb juristischer Pers. 679.01 676.0 0.4] 3807 378.4 0.6 234.6 2637 -11.1

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung, 2010. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick5/g32016.pdf. Stand 4.9.16.

Im Vergleich dazu die Daten der BBK Scheibbs: ,GemalRR den
Mehrfachantrdgen 2015 der BBK Scheibbs gibt es neben der juristischen

Person (BVW Wieselburg) lediglich zwei Nebenerwerbsbetriebe mit einer

durchschnittlichen BetriebsqrofRe von etwa 7 ha. Zwar geben nicht alle

Landwirte einen Mehrfachantrag ab (vor allem Kleinstbetriebe), jedoch geben

grds in Osterreich Uber 95 % der landwirtschaftlichen Betriebe einen

Mehrfachantrag ab.“4?° Es ist mE davon auszugehen, dass die Angaben der

Statistik Austria fur Wieselburg-Stadt in diesem Punkt fur diese Arbeit nicht
aussagekréaftig sind, da es keinen landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieb mit
durchschnittlich drei Hektar in der Realitiat geben kann. Es kann sich bei diesen

Betrieben nur um Spezialbetriebe (zB Gartnerei) handeln.

4.3Gemeinde Wieselburg-Land

Die Gemeinde Wieselburg-Land liegt im niederdsterreichischen Mostviertel und

erstreckt sich vom Ybbsfluss bis in das sudostliche Umland der Stadt

Wieselburg-Stadt von einem Landwirt einer Nachbargemeinde gepachtet, so wird diese Flache
der Nachbargemeinde zugerechnet. Nach den Erhebungen der Statistk Austria gibt es, unter
Beriicksichtigung der Betriebssitzregelung, daher in Wieselburg-Stadt vier
Haupterwerbsbetriebe mit durchschnittlich drei Hektar."“

429 Interview mit Kammersekretar DI Johann Hell der BBK Scheibbs am 19.9.2016.
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Wieselburg. Die Gesamtflache der Gemeinde betragt 3392 ha, wovon 18,42 %
bewaldet sind. Wieselburg-Land besteht aus den Katastralgemeinden
Gumprechtsfelden, Marbach, Muhling, Schadendorf, Wechling und Weinzierl.
Wieselburg-Land hat eine agrarische Grundstruktur. Die wesentlichen
Funktionen innerhalb der Region sind die starke landwirtschaftliche Ausrichtung
sowie die Bedeutung als Wohnstandort fir das nachstgelegene Zentrum von
Wieselburg-Stadt.**° Die Produktionsbedingungen fir die Landwirtschaft sind
gunstig. Die Ackerbau und Tierzucht betreibenden Betriebe zahlen zu den

besten in NO.431

4.3.1 Bevolkerungsentwicklung

In der Gemeinde Wieselburg-Land wohnen 3.715 Personen. 458 Personen
davon haben einen Zweitwohnsitz.43?> Anhand der folgenden Grafik (Abb 15)
kann man die Bevdlkerungsentwicklung der Gemeinde Wieselburg-Land vom
Jahr 1869 bis 2016 ablesen. Seit Beginn der Aufzeichnungen ist die
Bevolkerungszahl um 76 % gestiegen, in den letzten 15 Jahren um 15 % bzw

seit dem Jahr 2001 pro Jahr um etwa 1 %.

Abbildung 15: Bevdlkerungsentwicklung Wieselburg-Land

Jahr Cremeind e
absolut 1 B69=100
1 869 1. 274 (Eala]
1880 1. 9965 Lor
1 240 2092 112
1 9(HD 2160 115
1910 2221 11%
1923 2235 114
1934 2232 119
1939 2325 124
1951 2. 0115 113
19461 2 4T4 132
1971 2. 554 36
1981 2. T75 P48
1991 2,909 155
2w 3014 16l
2001 3.249 173
2016 3.297 LTS

Quelle: Statistik Austria, Volkszahlungsergebnisse, RZ 2011. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick1/g32017.pdf. Stand 30.8.16.

430 Ortliches Entwicklungskonzept der Gemeinde Wieselburg-Land, 2015, 16.
431 Gemeindeamt Wieselburg-Land: Online: http://www.wieselburg-
land.at/Gemeindeamt/Wissenswertes/Geschichtliches. Stand. 30.8.16

482 Gemeindeamt Wieselburg-Land: Online: http://www.wieselburg-
land.at/Gemeindeamt/Wissenswertes/Geschichtliches. Stand. 30.8.16
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4.3.2 Siedlungsentwicklung

Der Anteil des Siedlungsraumes am Dauersiedlungsraum betrug fur
Wieselburg-Land im Jahr 2013 31%. Der Anteil des Dauersiedlungsraumes an

der Flache belief sich auf 84 9%.433

Die Gemeinde Wieselburg-Land ist keine ,Vorbild“-Gemeinde im Bereich des

Schutzes landwirtschaftlicher Nutzflachen aus vorwiegend drei Grinden:

Erstens aufgrund der Umfahrung Wieselburg und der damit einhergehenden

Beanspruchung landwirtschaftlicher Nutzflachen. Zweitens ist die Gemeinde

Wieselburg-Land eine Zuzugsgemeinde mit steigendem Bedarf an

Wohnbauland. Dritter Grund sind die hohen Baulandreserven, welche jedoch

grof3teils nicht fir die Gemeinde verfilgbar sind. Bei der Planung des neuen

ortlichen EK wurde jedoch im Hinblick auf die Baulandreserven zuséatzlich die

Information zu jedem einzelnen Grundstickseigentiimer mit Bauland erhoben,

was dieser mit dem Bauland in Zukunft vor hat, um besser planen zu

konnen. 434

Die zukinftige Siedlungsentwicklung ist im ortlichen EK*%® (Anhang 3 und 4)
der Gemeinde Wieselburg-Land durch rote Pfeile festgelegt. Die einzelnen
Widmungsarten sind ua: Forstgebiet (dunkelgrin), Grunland Land- und
Forstwirtschaft (hellgelb), Bauland-Betriebsgebiet (violett), Bauland-Agrargebiet
(hellgriin), Bauland-Kerngebiet (rot), Freihalteflachen (rot schraffierte Flachen)
oder Bauland-Sondergebiet (braun). Zentrum des Ortlichen EK ist die
Katastralgemeinde Weinzierl, wo sich auch das Gemeindeamt befindet. Die
hohere Bundeslehranstalt ,,Francisco Josephinum® in Weinzierl ist als Bauland-
Sondergebiet gewidmet. Wesentlichstes Bauland-Betriebsgebiet 436 befindet

sich neben der B 25 im Gewerbepark Haag.

Die Gemeinde Wieselburg-Land hat im ortlichen EK ortliche Siedlungsgrenzen
(kleine rote Dreiecke) festgelegt, die auch langfristig nicht mit
Baulandwidmungen Uberschritten werden sollen. Die Einhaltung der

,Selbstauferlegten” Siedlungsgrenzen liegt im Interesse der Gemeinde. Die

433 Trimmel, Die Praxis kommunaler Siedlungsflachenentwicklung, 122.

434 Interview mit Blurgermeister Karl Gerstl am 23.8.2016.

435 Stand des ortlichen EK: Dez 2015.

436 zB ZKW, Roher, Technologiezentrum Wieselburg-Land (Bioenergie 2020).
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festgelegten acht ortlichen Siedlungsgrenzen betreffen die Katastralgemeinden
Krugling, Neumuhl, Muhling, Stroblitz, Wechling, Moos, Schadendorf und
Kochling. In Krugling wurde die Siedlungsgrenze ua ,zur Verhinderung eines
ubermafligen Verbrauchs hochwertiger landwirtschaftlicher Flachen® festgelegt,
in Wechling und Schadendorf ,zur Verhinderung des Ausuferns der Siedlung in
die landwirtschaftliche Flur®. In Koéchling wurde die Siedlungsgrenze ,zur
Beachtung der naturrdumlichen Abgrenzung durch Vegetation und Gelande
unter Einbeziehung des Gebaudebestandes” festgelegt. Die Begriundung der
Siedlungsgrenzen in den restlichen Katastralgemeinden hat nicht-
landwirtschaftliche Griinde (Bsp: geradliniger Siedlungsabschluss).*3’

Uberortliche Siedlungsgrenzen sind fur die Gemeinde Wieselburg-Land nicht
ausgewiesen. 48 Im Regionalprogramm NO Mitte, welches die Gemeinde
Wieselburg-Land  betrifft, sind ebenfalls keine landwirtschaftlichen

Vorrangzonen vorgesehen. 39

4.3.3 Flachenbilanz

Insgesamt betrug die Wohnbaulandreserve der Gemeinde Wieselburg-Land
(Stand 29.5.2012) 42,10 ha. Die Reserven im Kerngebiet betrugen davon 0,74
ha. Dh, dass ca 41 ha unbebautes Bauland-Agrargebiet oder Bauland-
Wohngebiet vorhanden waren. Von den 41 ha waren etwa 36 ha nicht
verfugbar oder wurden als Hausgarten genutzt. Lediglich 1,46 ha im
Agrargebiet und 3,18 ha im Wohngebiet waren zum Verkauf gestanden. Im
Vergleich zur nominellen Wohnbaulandreserve von 42,10 ha betrug die

tatsachliche verfligbare Wohnbaulandflache nur 4,64 ha oder 11 %.44°

Im Folgenden die detaillierte Flachenbilanz der Gemeinde Wieselburg-Land
(Abb 16) mit Stand 20.4.2016. Im Jahr 2016 betrdgt die gesamte
Baulandreserve der Gemeinde Wieselburg Land 48,84 ha oder 28,13 %.

Wohnbaulandreserven machen 41,21 ha (26,46 %) und Baulandreserven fir

437 Ortliches Entwicklungskonzept der Gemeinde Wieselburg-Land, 2015, 97.

438 NO LGBI 8000/76-2. Online:
https://lwww.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LINO&Gesetzesnummer=20000720.
Stand 5.9.16

439 Holzer, Bodenverbrauch,150.

440 Ortliches Entwicklungskonzept der Gemeinde Wieselburg-Land, 2015, 104.
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Betriebs-, Industrie- und Sondergebiete 7,63 ha (42,7 %) aus. Damit ist in den
letzten vier Jahren der Wohnbaulandreserveanteil in etwa gleich geblieben. Die
Flachenbilanz weist kein befristetes Bauland (Spalte B) aus, jedoch

AufschlieBungszonen (Spalte A) und Vertragsbauland (Spalte C).

Abbildung 16: Flachenbilanz Wieselburg-Land

GEMEINDE WIESELBURG-LAND
FLACHENBILANZ

gern. § 13 Abs. § NO ROG 2014
GESAMTE GEMEINDE
Plannummer: 1911/FA1 F.AZ, FAZ.
Stand: 20.04 2016 vor Abanderung

gesamt bebaut unbebaut Bauland-
davon: Reserve
in ha: in ha: in ha: Auf_Zone befristat Vertrag in%
(&) {B} (C} (D}
Bauland-Wohngebist S0.04] 58,72 31.32 8,79 0,00 1,01 34 78]
JE=auland-Kemagshiet 2,24 1,49 0,75 0,75 0,00 0.00 33,48
|Eauland-Kemgebiel—Handelseinr 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
B auland-Agrargebict 59,68 51,02 8,66 0,00 0,00 1,25 14,51
|Eauland-erha!tensw. Ortssir. 3,80 3,32 0,48 0,00 0,00 0,00 12,63
1 Zwischensumme: 155,76 114,55 41,21 9,54 0,00 2,26 26,46
IBauland-Beinebsgehist 10,72 3,09 763 4,15 0,00 0,00 71,18|
IBauland-Indusinegebist 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
IBauland-Sondergebist 7.15 7,15 0,00 0,00 0,00 0.00 0,00
[E=zuland-Einkaufszentrum 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
IBauland-Fachmarktzentrum 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Zwischensumme: 17,87 10,24 7,63 4,15 0,00 0,00 42,70
Summe: 173,63 124,79 48,84 13,69 0,00 2,26 28,13
lbebaute Fliiche mit offensichtiich nicht genutztem Gebdude in ha: 1 1
Verfasser: L (&) Aufschlieungszonen, gem. § 16 Abs. 4
schedimayer | reaumplanung ‘;} {B) befristetes Bauland, gem. § 17 Abs 1
Schedimayer Raumpianung ZT GmbH {Ci Vertragsbauland, gem. § 17 Abs_2
e ki A antias o1 (unbebautigesamt) * 100
T e oo e e o o &rt der Ermittlung: digital auf Basis der Dkm

Quelle: Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH.

4.3.4 Agrarische Grundlagenforschung Wieselburg-Land

4.3.4.1 Betriebszahl- und Flachenentwicklung

Die Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe in der Gemeinde Wieselburg-Land
belief sich im Jahr 2010 auf 151 Betriebe. Damit hat sich die Anzahl im
Vergleich zur Agrarstrukturerhebung 1999 um 28 Betriebe (-15,6 %) verringert.
Folgende Grafik (Abb 17) verdeutlicht diese Betriebsentwicklung sowohl auf
Ebene der Gemeinde Wieselburg-Land als auch des Bezirkes Scheibbs und
NO.
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Abbildung 17: Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe und Flachen Wieselburg-Land

Betriebe und Flichen Gemeinde = Politischer Bezil_'_k Bundesland =
2010 1999 | And. %| 2010 1999 | And % 2010 1999 And. %
Betriebe mnsgesamt 151 179 -15.6 2.009 2.358 -14.8 41.570 54551 -23.8
Betriebe mit Flache 151 1791 -15,6 2.002 2343 -14.6 41.445 54102 -234
Haupterwerbsbetrieb 81 98 -17.3 1.105 1.197 1.7 20.187 25.084 -195
Nebenerwerbsbetrieb 68 80| -15,0 811 1.086 -253 18.970 27637 -314
Personengemeinschaften 1 : ; 33 ; - 1.024 : .
Betrieb juristischer Pers. 1 1 0,0 53 60 -11.7 1.264 1.381 -85
Flachen insgesamt (ha) 27795 2.852 -2,0 84.884 85.942 -1,2 ] 1.650.661 1.681.164 -1.8
Haupterwerbsbetrieb 2.007 2.028 -1,0| 41508 | 39.189 5,9 917.992 933.162 -1.6
Nebenerwerbsbetrieb 731 823 -11,2 17.828 24051 -25.9 334941 383.794 -12.7
Personengemeinschaften i . . 5374 . : 101.236 . .
Betrieb juristischer Pers. 50 2| 2400,0 20.175 22702 -11.1 296.492 364.208 -18.6

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung, 2010. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick5/g32017.pdf. Stand 4.9.16.

Die land- und forstwirtschaftliche Gesamtflache der Gemeinde Wieselburg-Land
(Abb 17) ist im Zeitraum 1999-2010 um zwei Prozent gesunken. Im Jahr 2010
bewirtschafteten die Haupterwerbsbetriebe um 1% und die

Nebenerwerbsbetriebe um 11,2 % weniger Flache als 1999.

Die Folgende Grafik (Abb 18) zeigt die Flachenaufteilung zwischen den
einzelnen Betriebsformen von Wieselburg-Land. Im Vergleich dazu wieder der
Bezirk Scheibbs und NO.

Abbildung 18: Flachenverteilung Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe Wieselburg-Land

Fliichen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 2010 in Prozent

Gemeinde Politischer Bezirk Bundesland

49%

24%

290%

: W Nebenerwerbsbetrieb
B Haupterwerbsbetrieh B Personengemeinschatten
@ Betrieb jurishscher Pers.

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung. Online:
http://www.statistik.at/blickgem/blick5/g32017.pdf. Stand 4.9.16.
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Mit einem Anteil von 72 % an der Gesamtflache bewirtschaften die
Haupterwerbsbetriebe in Wieselburg-Land den Grol3teil der land- und
forstwirtschaftlichen Flache. Mit diesem Wert liegt die Gemeinde weit tber den
Werten im Bezirk Scheibbs (49 %) bzw NO (56 %).

4.3.4.2 Entwicklung der BetriebsgrofRen

Die durchschnittliche Betriebsgro3e in der Gemeinde Wieselburg-Land laut
Agrarstrukturerhebung 2010 betrug 18,5 ha (+16,2 %). Im Jahr 2010 waren
Haupterwerbsbetriebe durchschnittlich mit 24,8 ha und Nebenerwerbsbetriebe
mit 10,8 ha ausgestattet. Damit hat sich die durchschnittliche Betriebsgrof3e bei
Haupterwerbsbetrieben um 19,7 % und bei Nebenerwerbsbetrieben um 4,5 %

im Vergleich zum Jahr 1999 vergrofert (siehe Abb 19).

Abbildung 19: Durchschnittliche Betriebsgrofie (in ha) Wieselburg-Land

Ty —_— Gemeinde Politischer BEZil:k Bundesland _
2010 1999 | And. %] 2010 1999 | And % 2010 1999 And. %
Insgesamt 18.5 15,9 16,2 424 36,7 15,6 398 31,1 282
Haupterwerbsbetrieb 248 20,7 19,7 37.6 32,7 14,7 455 302 222
Nebenerwerbsbetrieb 10.8 10,3 4.5 220 2241 -0.7 17.7 13,9 271
Personengemeinschaften 7.0 . 162.8 . 98.9
Betrieb juristischer Pers. 50,0 2.0| 24000 380.7 3784 0.6 234.6 263.7 -11,1

Quelle: Statistik Austria, Agrarstrukturerhebung, 2010. Online:
http://lwww.statistik.at/blickgem/blick5/g32017.pdf. Stand 4.9.16.

4.4 Schlussfolgerungen aus dem Praxisteil

Die landwirtschaftliche Nutzflache hat im Bezirk Scheibbs zwischen den Jahren
2005 und 2013 um 2.730 ha abgenommen. Wieviel landwirtschaftliche
Nutzflache konkret in den letzten Jahren in den Gemeinden Wieselburg-Stadt
und Wieselburg-Land fir nicht-landwirtschaftliche Zwecke verwendet wurden,
ist aufgrund fehlender Daten nicht klar. Aufgrund der Agrarstrukturerhebungen
kann festgestellt werden, dass sich die landwirtschaftliche Nutzflache in der
Gemeinde Wieselburg-Land zwischen 1999 und 2010 verringert hat. Beide
untersuchten Gemeinden sind Zuzugsgemeinden, dh die Bevélkerungszahl ist

stetig steigend. Die Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe hat sich in beiden
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Gemeinden verringert, wobei sich die Betriebsgrol3e pro Betrieb vergrofRert hat.
Dies entspricht im Allgemeinen dem Strukturwandel in der Landwirtschaft in
Osterreich. Insgesamt ist die Datenlage zu den landwirtschaftlichen Betrieben
und Nutzflachen unzureichend. ME ware es in Zukunft fir eine bessere
Datenlage sinnvoll, eine Art ,,Flachenbilanz®, wie es ebendiese auch fur Bauland
gibt, auch fur landwirtschaftliche Betriebe und Nutzflachen zu etablieren und
dabei auch die Mehrfachantrage der Landwirte als Datengrundlage
heranzuziehen.

Beide Gemeinden verflgen lUber hohe Baulandreserven, welche jedoch zu etwa
90 % nicht fur die Gemeinde verfuigbar sind. In den jeweiligen Flachenbilanzen
ist kein Dbefristetes Bauland ausgewiesen, jedoch sollen zukinftige
Baulandwidmungen mit einer solchen Befristung versehen werden.

Es gibt in beiden Gemeinden ,selbstauferlegte” ortliche Siedlungsgrenzen.
Diese sind aber grofdteils nicht explizit zum dauerhaften Schutz
landwirtschaftlicher Nutzflachen festgelegt worden. Uberdrtliche
Siedlungsgrenzen oder landwirtschaftliche Vorrangflachen sind in beiden
Gemeinden nicht ausgewiesen.

Unter dem Aspekt der Erndhrungssouveranitat und Versorgungssicherheit ist
der Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen in den untersuchten Gemeinden
nicht  nachhaltig  gewabhrleistet. Die  Siedlungs-, Betriebs-  und
Verkehrsentwicklung hat in den expandierenden Gemeinden Wieselburg-Land
und Wieselburg-Stadt gegeniber der Sicherung landwirtschaftlicher
Nutzflachen Vorrang. Zwar wird versucht, die Siedlungsentwicklung durch das
vorhandene  Problembewusstsein zum  Bodenverbrauch  mittels der
vorhandenen Instrumente (Ortliche Siedlungsgrenzen, Forderung einer
kompakten Siedlungsentwicklung, flachensparende Bebauungsformen, etc.)
besser zu steuern, jedoch sind diese MalRnahmen nicht ausreichend um einen
nachhaltigen Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen zu gewahrleisten.
Landwirtschaftliche Nutzflachen werden bei einer Interessenabwagung vielmehr
immer noch als ,Restgrof3e” in der drtlichen Raumplanung behandelt, weil sich
beide Gemeinden auf ihre Kernkompetenzen konzentrieren. So etwa
spezialisiert sich die  Gemeinde  Wieselburg-Stadt neben  der
Wohnraumschaffung auch auf die Schaffung von Arbeitsplatzen durch

Erweiterung der Betriebsinfrastruktur und Uberlasst die Agrarproduktion
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zunehmend den angrenzenden Gemeinden wie etwa Wieselburg-Land.
Wieselburg-Land hat zwar einen starken Agrarsektor und hohe
landwirtschaftliche Nutzflachenreserven, welche jedoch zusehends im Interesse
der Wohnraumschaffung und auch Betriebsansiedlung unter verstarkten Druck
geraten. Insgesamt wird aus den angestellten Erhebungen ersichtlich, dass das
derzeit vorhandene Instrumentarium der Raumplanung zum nachhaltigen
Schutz landwirtschaftlicher Nutzflachen in beiden Gemeinden nicht ausreicht
bzw auf ortlicher Ebene nicht ausreichend wirksam ist, um dem

Versorgungssicherungsauftrag des ,BVG-Nachhaltigkeit“44! gerecht zu werden.

441 Siehe Kapitel 3.1 ,,BVG-Nachhaltigkeit*.
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5 FAZIT

Landwirtschaftliche Nutzflachen sind aufgrund steigender Nutzungskonflikte
verstarkt unter Bedrangnis. Die kontinuierliche Flacheninanspruchnahme von
landwirtschaftlichen Nutzflachen fur nicht-landwirtschaftliche Zwecke wie auch
die zunehmende Flachenkonkurrenz innerhalb der Landwirtschaft durch
biogene Rohstoffe gefahrden die Ernahrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit in Osterreich. Aufgrund steigender Bevélkerungszahlen
in den kommenden Jahrzehnten und der immer geringer werdenden
verfugbaren Ackerflache pro Kopf wird die Problematik des Bodenverbrauches
verscharft. Die Nachteile des dauerhaften Verlustes fruchtbarer Bdden, vor
allem durch Bau-, Siedlungs- und Verkehrswesen, reichen vom Verlust von
tausenden regionalen Arbeitsplatzen im landwirtschaftlichen Nahbereich, der
Schéadigung des Klimas durch Verlust des CO2-Speicherpotentials des Bodens
bis hin zur Verringerung des Selbstversorgungsgrades mit heimischen
Lebensmitteln. Daher ist ein nachhaltiger Schutz der endlichen Ressource

Boden von prioritéarer Bedeutung.

Die Sicherung der Versorgung der Bevdlkerung mit hochqualitativen
Lebensmitteln tierischen und pflanzlichen Ursprungs auch aus heimischer
Produktion, wie auch der nachhaltigen Gewinnung naturlicher Rohstoffe in
Osterreich zur Gewahrleistung der Versorgungsicherheit ist zentrales Ziel des
BVG-Nachhaltigkeit. Diese Staatszielbestimmung stellt einen ersten Schritt in
Richtung ,Ernahrungssouveranitat® als ein verfassungsrechtlich geschutztes
Gut dar. Ein Behandeln von landwirtschaftlichen Nutzflachen in der
Raumplanung als Restgrol3e ist seit Inkrafttreten des BVG-Nachhaltigkeit nicht
mehr mit dessen Zielen vereinbar. Bei der Beurteilung der Gesetzmafigkeit von
Widmungsanderungen missen die Staatszielbestimmungen des BVG-
Nachhaltigkeit, insbes Nachhaltigkeit und Versorgungssicherheit, verstarkt
berlicksichtigt werden. Um die natirliche Lebensgrundlage Boden sowie eine
bestmdgliche Versorgung der Bevolkerung mit qualitativ. hochwertigen
Lebensmitteln nachhaltig zu sichern, sind die Kernziele des durch das BVG-
Nachhaltigkeit aufgewerteten LWG 1992 zu bericksichtigen, insbes die
Erhaltung einer wirtschaftlich gesunden, leistungsfahigen b&auerlichen
Landwirtschatft.
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Neben dem Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen durch quantitativen und
qualitativen Bodenschutz ist fur die Versorgungssicherheit von zentraler
Bedeutung, dass die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflachen
sichergestellt wird. Der Bodenverbrauch ist nicht nur ein Problem der
Raumplanung, sondern héngt auch von den agrarpolitischen
Rahmenbedingungen ab, da landwirtschaftliche Produktionsentscheidungen
okonomisch hinterlegt sind. Die agrarpolitischen Ziele der GAP gem Art 39
AEUV sollten eine inhaltliche Anpassung dahingehend erfahren, dass auch
agrarrelevante Aspekte des Umweltschutzes gem Art 11 AEUV berucksichtigt
werden. Wie in dieser Arbeit im Kapitel 3.2 aufgezeigt wurde, stehen alle agrar-
und férderungspolitischen Instrumente, die einer nachhaltigen Bewirtschaftung
der landwirtschaftlichen Nutzflachen dienen, langfristig auch im Dienst der
Erndhrungssouveranitdt und Versorgungssicherheit. Die Foérderung des
landlichen Raumes durch Agrarumweltprogramme und die Ausgleichszulage fur
benachteiligte Gebiete stehen im direkten Zusammenhang mit der

Ernahrungssouveranitat und Versorgungssicherheit.

Landwirtschaftlich  nutzbarer = Boden erfahrt alleine  durch  vage
Zielbestimmungen in den Raumordnungsgesetzen keinen hinreichenden
Schutz. Die derzeitig formulierten Ziele der Raumordnungsgesetze in Bezug auf
den sparsamen Umgang mit der Ressource Boden und den Erhalt
landwirtschaftlich wertvoller Béden haben zur Folge, dass in der Planungspraxis
bei einer Interessenabwéagung oft nicht-landwirtschaftlichen Zielen der Vorrang
eingeraumt wird. Die landwirtschaftliche Nutzflache wird immer wieder als
Restflache in der Raumplanung behandelt, obwohl dies den gesetzlichen
Raumordnungszielen sowie den verfassungsrechtlich normierten Zielen des

BVG-Nachhaltigkeit betreffend Versorgungssicherheit widerspricht.

Auch der qualitative Bodenschutz steht neben dem quantitativen Bodenschutz
klar im Dienst der Erndhrungssouverénitat und Versorgungssicherheit. Ziel
muss es sein, Boden, welche fir die Nahrungs- und Futtermittelproduktion
vorgesehen sind, vor Schadstoffeintrdgen langfristig zu sichern. Einer
Normierung von Schadstoffgrenzwerten nach der OO Regelung kommt hier

eine wesentliche Bedeutung zu.
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Ein aktiver Flachenschutz fur landwirtschaftliche Nutzflachen beginnt damit,
dass die Anspruche der Landwirtschaft an die Sicherung des knappen
Produktionsfaktors Boden in der ortlichen Raumplanung entsprechend
formuliert werden. Der erste Schritt dabei ist eine verstarkte
Bewusstseinsbildung des Problems des Bodenverbrauches bei den Akteuren
der Raumplanung und den Grundeigentimern. Es ist notwendig, dass der
Agrarflachenschutz im wichtigsten ortlichen Instrument der Raumplanung, dem
FWP, verstarkt bertcksichtigt wird. Der FWP hat auf einer
Grundlagenforschung zu beruhen, welche eine fundierte fachliche Begrindung
fur die Sicherung schitzenswerter Agrarflichen beinhaltet. Um dies
gewahrleisten zu kénnen, muss bereits das ortliche Entwicklungskonzept auf
einer entsprechenden Grundlagenforschung beruhen. Damit Gemeinden eine
fundierte Grundlagenforschung durchfiihren konnen, mussen
dementsprechend aktuelle Basisdaten vorhanden sein. Durch die steigende
Digitalisierung und weiterentwickelte Datenbanken wird sich in diesem Bereich

in Zukunft eine Verbesserung abzeichnen.

Aufgrund der geringeren Verbindlichkeit der Planung auf ortlicher
Planungsebene als auf (Uberértlicher Ebene ist es unerlasslich, den
Agrarflachenschutz verstarkt auf Uberoértlicher Ebene zu regeln. Dabei kommt
den Instrumenten der Uberdrtlichen  Siedlungsgrenzen und  der
landwirtschaftlichen Vorrangflachen eine zentrale Rolle zu. Eine vollkommene
Verschiebung der Kompetenz von der ortlichen Raumplanung auf die
Landesebene ist nicht anzustreben, da die Interessen der Raumplanung auf
ortlicher Ebene besser wahrgenommen und kommuniziert werden kénnen. Das
bisherige System einer Kontrolle der ortlichen Raumplanung durch die
Aufsichtsbehorde auf Landesebene sollte daher grundsatzlich beibehalten,

jedoch effektiver ausgeulibt werden.

Es bedarf in Osterreich in Zukunft eines raumplanerischen Instrumentes,
dessen expliziter Zweck die Erndhrungssicherung ist. Das Schweizer Modell
der FFF kann ein Vorbild fir eine derartige zukiinftige Regelung in Osterreich
sein. Die Festlegung von Mindestbedarfsflachen iZm dem Instrument von
Kompensationsflachen wéare ein grundlegender Schritt in Richtung zu einem

nachhaltigeren Umgang mit der Ressource Boden und ein wesentlicher Beitrag
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zur Sicherstellung der Ernédhrungssouveranitdt und Versorgungssicherheit in
Osterreich.

Fur die effektive Verringerung der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher
Nutzflachen fur nicht-landwirtschaftliche Zwecke muss des Weiteren eine
verstarkte Mobilisierung von Baulandiberhangen ermdglicht werden. Die
Reduzierung von ,alten” Baulandreserven ist angesichts der Notwendigkeit des
Agrarflachenschutzes unabdingbar. Als effektivstes Instrument wéare hier das
monetare Instrument der sog Infrastrukturabgabe zu nennen. Aber auch andere
Instrumente wie die Fuhrung eines Baulliickenkatasters oder die
Baulandumlegung konnen hier einen Beitrag leisten. Neben der
Baulandmobilisierung ist auch das Recycling von Gewerbe- oder

Industriebrachflachen zu forcieren.

Der quantitative Bodenschutz hat schlussendlich drei Dimensionen zu
umfassen. Namlich eine Flachenbilanzierung, die Bodenqualitat und die
Bodenfunktionen. An der verpflichtenden Beriicksichtigung der Bodengtte und
sonstiger regionalspezifischer Parameter bei raumplanerischen Entscheidungen
zur Erreichung einer nachhaltigeren Raumplanung fiihrt kein Weg vorbei. Ziel
muss es sein, dass Gemeinden auf Basis von Bodenfunktionsbewertungen die
zu schitzenden Agrarflachen fachlich fundiert im FWP abgrenzen kdnnen.

Dabei ist OO bereits ein gutes Vorbild.

Einen  indirekten Bezug auf die  Erndhrungssouveranitdit  und
Versorgungssicherheit hat auch das Agrarstrukturrecht, insbes durch das

Grundverkehrsrecht, das Landpachtgesetz und das Bodenreformrecht.

Aufgrund der Fakten zum quantitativen Bodenverbrauch ergibt sich, dass die in
dieser Arbeit vorgestellten Instrumente unabdingbar sind, um der
kontinuierlichen Verschlechterung des Eigenversorgungsgrades mit heimischen
Lebensmitteln dauerhaft effektiv entgegenzuwirken. Rechtliche Instrumente
alleine jedoch konnen und werden das Problem des kontinuierlichen Verlustes
landwirtschaftlicher Nutzflachen nicht 16sen. Trotzdem missen die rechtlichen
Rahmenbedingungen verbessert werden, um einen effektiveren Schutz fiur
landwirtschaftliche Nutzflachen zu gewahrleisten. Um den Boden vor

Verbauung zu schitzen, bedarf es in Osterreich einerseits einheitlicher
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Regelungen und Kriterien und andererseits der Anwendung abgestimmter
Instrumente auf ein bestimmtes Gebiet, des Willens zur Umsetzung und des
Einsatzes monetéarer Instrumente zur Sensibilisierung und Erzeugung eines
gewissen Lenkungseffektes. Dabei gilt es die vorhandenen monetaren

Instrumente problemorientiert und zielgerichtet einzusetzen.

Abschlieend  gilt, verstarkt durch  Bewusstseinsbildung mit der
landwirtschaftlichen Ressource Boden zielgerichteter und nachhaltiger unter
Berticksichtigung  der unterschiedlichen  Siedlungs-, Gewerbe- und
Freizeitinteressen umzugehen. Ob in Zukunft ein nachhaltigerer Umgang mit
der Ressource Boden gefunden wird oder nicht, die Auswirkungen werden

jedenfalls 6kologisch, 6konomisch und sozial zu spiren sein.

Die zukunftige Erhaltung der Ern&hrungssouveranitat und
Versorgungssicherheit in Osterreich hangt daher vor allem von den
agrarpolitischen Rahmenbedingungen und der Umsetzung eines effektiven

guantitativen wie auch qualitativen Bodenschutzes ab.
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. Agrarstruktur

Anhang 2

Bezirk Scheibbs 1999

1[0S20) GIUIQRSIDA IDD [UBZUY ¢

(uaqaBaoa [uzsyeypsac) auadro aum Funjyu
(warpr

Ny /Funuypaiay 1pal 19G 4661 ST S G6GT UOA IPINA UDPUNIL) UIISTUYIII-A (T3] STE) UDJYLZs
anmynpordun a8nsuog GUPBEIOL] pun -IpNTRL) ‘TAYITIIOT S PUn 2pUgAIY ‘PUL[UNIL) §21Z]NULSE FYAUS DU P[UT) SUDBIUTSIL) ¢

Sunpyezyar) vounwB[RY 29p UNTCT

UBLREOSTWI) By (1) WaSeueisqQ) ey G ) ‘(uaypel 1808 ]ms ur) uniaedung vy Gz PR BY ¢ DUDBIZINN TAPUT BY | PURL JIL DQIII0E UDzumdinjunsfunsseiy 6661 Sungoyoanpnnsividy sp usle(]

SLl 96F's g5 98'¢ JmsaEsuT Mg
91 91p 197 887 TEL] TP [qezoy B
6661 6661 S661 1661 0
Huﬁj‘gj#mdﬁﬁ U%ﬁ—mum ﬂme
80T C¢L0'1E 69'0C LEL0T JWESATSUL IS m
S81 6681 eI 0L6'T 002¢ FAEL] 1P [Hezy M
6661 6661 6661 S661 LG6L I B
‘CUSNMEHMUSN UEWUBLJmA wd&)— U:‘,—UBQUW I WI
108°¢ LS9VT 0gLol 1L1'8F <0r'09 16928 R Bﬂ
£8L STyl 8621 5Ll 906°1 060¢ I INEL] 2P [Hezoy m
6661 6661 6661 6661 5661 1661 =

oya3] Puy SymyUIIN | 39PURL uuLy PUR]

o Y8ILr VoL 009€ 18651 309 C W 1558 g60'se v U 09oRA
| Ak 628 6LL 8017 Gt s ¢ 0] 922 PRy | b
zjoyardiau PI¥: waproMmIn USPIOMIT I LIS UOSIIA 103763 / S 9
it B PIRMINEL PPRIITIIL 2FipyBwIgay aFpugury LR PO azanuad apue| M
68L9% Geov 2886 G8LGT LB LLO'T LT 80T°LP e B R c
58’1l 151 ger9 19781 P8¢ SL6 88 L01 i £60'5¢ CO TR SOPRLET mvw.
92 Sy 152 168 89 LOY g1 18 Gl 86¢C 9PEHRd m
TgaW pun Ty ((Z FIun Ty Q0] FoIun v (G o1um 2T R P ——— R APLY] AUG0 I o
Y 00 519 001 s19 05 819,02 819 01 e : 5 2qomg i m.
20LTe 15072 581 6E T8 VY U OPYPwIRD | ®
19 0oL 1611 g5ee sy | B
UDUOSIa ] EREIEEN| 2qoIIag °

: : : JuresHn)
aqpuIRg -sqummURqaN | -squamserdney| <

P& ..mu&\\\ Awﬁn:.«uﬂum pun Mﬁajw.mu C.BﬂCE.m&QuQSNﬁmMﬁN@@ mmmHmmum VMHMN@MH .Mcﬁﬁ

129



ortliche
Siedlungsgrenze
(SG) Neumiihl

Anhang 3: Ortliches

Entwicklungskonzept

Wieselburg-Land

Landwirtschaftliche

Nutzflachen

Grof3e Erlauf

B 25 Umfahrung

Gemeinde
Wieselburg
-Stadt

NISNNLIZTSONNNNYASHIOH

HHIMNNYLSIN ]
WHIMELYUZIMINITS  waE
O INVHY I w0
FvwNAONI00E e
A A
3131830ZLNHISNATIEND 4 @ P

mz:»:mnmmxwézcﬁmwzumc:z:xm:.za_wmzt.z
NHISSYMID NOA SNV NG NENOZNOND ¥30 LTVHHI

Bipuamiou uat

FNNYHSINNIGHUZHVN §1¥ HIINHOVE HIG LIVHND () ()
NN H3ANHIYE H3Q LIBNHONONYDNZ N3k

HISSYMID

NIHOYTISNOILYNNS NIHOMLSHOS
4NV V4 HIONIHOTHASING NI ONOICIN

NOLLMNNASLEHYA THOM 4300 “ZLNHOS “ZLNN JHOMLSH0

NAZNIHOSONNIOIIS

LEFHBLYLSONN OIS
HIDILINDH BNNLHOIHEONATHIIMING

LAGIONUN NI LTAIOUVHOY
ONNYZINN LINELSIN JOILSINAONY

NOLNNASNOLLYNEION

181 434

NOLLANNANHOM "L'Z NOLLYNNZHYHOY 3)

NATIELSIOH SHOILIVHOS HIMLSHO S ONN -ONYVT

IVHOS LBIMANY

N3IZHINLEYE

NOLLYNMA 3HOSISOTON0 ' FONINNTHL ‘SONINHIHOSEY

NOLLHNNAIEZI34A ONA -LHOAS “131S

aNvINQuD

NIHOY14SHHIIMIA ALvAlid AN JHOIINILHQ

RIENTETY

) asaam pugs Bunzuaibqy on
PIMAOE 910 O ‘U2

NAHNANNHLSSLHO FLHIMENIL VHEE

NOLLYNN4HIANCS

NOLLYNNA S TIZLSNAN!

NOLLNN S SHOTBHANFDAHOEIINATE

(FEHIMADNIATY ' NIDNMNLSIATISNIIO THANYH 'NINHOM)
NOLNMSONNSHOSHAA NI -SNNMINTZ N

NOLLYNMANHOM

anvinve

Kleine Erlauf

SG Kriigling

Forstflachen

[—

[EF——

SG Schadendorf

SG Wechling

SG Moos

SG Stroblitz

s
] SNNTIZLSMENIN
1dIZNOASDNATAIIMLNG

ONVT-SHNETISIIM IANBNED H30
1dIZNONSONNTHOIMING SIHOTLLHG

wrsuneysburaysupu 9P wweibeg

SG Kéchling

Ybbs

130



i | Bauland-
Agrargebiet

Anhang 4: Ortliches
Entwicklungskonzept
Wieselburg-Land
(Auschnitt Weinzierl,
Muhling, Neumuhl)

e L e s ke
i ¥

Freihalteflachen,
,Bauerwartungsland*

Bauland-
Sondergebiet (FJ)

Bauland-Kerngebiet

i

Bauland-Betriebsgebiet

e

hesg —a=t=

Kleine Erlauf

B 25 Umfahrung

SG Muhling

Grofe Erlauf

131



Erfwicklungs-  Flacher-

Emnezgt  widmang

WIDMUNGSARTEN DES BAULANDES:
WOHNBAULAND

BETRIEESEAULAND
EINKAUFSZENTREN

LANGFRISTIGE WIDMUNGSANDERUNG

VERKEHRSFLACHEN:
OFFENTLICHE VERKEHRSFLACHEN

PRIVATE VERKEHRSFLACHEN

GRUNLAND:

SPORT-, FREIZETT-, U. SONSTIGEGRUNFLACHEN

Anhang 5: Ortliches
Entwicklungskonzept
Wieselburg-Stadt

ORTLICHES RAUMORDNU

= w DER STAOTGEMEINDE WIESELBURG
ENTWICKLUNGSKONZEPT
SIEDLUNGSGRENZEN, DIE AUCH LANGFRISTIG NICHT HELTARSTELLUMG
L L MIT BAULANDWIDMUNGEN UBERSCHRITTEN WERDEN e Ao CT T
SOLLEN 1B4TER1. | HNB0RIE | 15000
ENTWICKLUNGSRICHTUNG KUNFTIGER s weswdtmt | it
SIEDLUNGETATIGKET
GEWESSER

WIDMUNG IN ENTSPRECHENDER FARBE

AUF WALD st \}
WALD 3\ A
EISENBAHNEN { .
= 4
1 P!
el e
ha
4 wm o om om om o e

Landwirtschaftliche
Nutzflachen

ortliche SG

Kleine Erlauf

AufschlieRungs-
zonen

Gemeindegebiet
Wieselburg-Land

e i o 34 s 03 it T
1 M B A

S W RAR

B 25

| oo

B 25 Umfahrung

e,

Diagrinn et Windrickungahbafigie

Grofe Erlauf

e

ortliche SG

132



	Vorwort
	Zusammenfassung
	Abstract
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Allgemeiner Teil
	2.1 Daten und Fakten
	2.1.1  Entwicklung der Agrarstruktur und des Selbstversorgungsgrades
	2.1.2 Entwicklung der Flächeninanspruchnahme
	2.1.3 Daten zum quantitativen Bodenverbrauch
	2.1.4 Flächenkonkurrenz durch biogene Rohstoffe
	2.1.5 Auswirkungen des stetigen Bodenverbrauches

	2.2 Begriffsdefinitionen
	2.2.1 Raumordnung und Raumplanung
	2.2.2 Flächenverbrauch - Flächeninanspruchnahme -  Bodenverbrauch
	2.2.3 Versiegelte Fläche
	2.2.4 Dauersiedlungsraum
	2.2.5 Quantitativer und qualitativer Bodenschutz


	3 Rechtliche Instrumente
	3.1 BVG-Nachhaltigkeit
	3.2 Agrarpolitische Instrumente
	3.2.1 Landwirtschaftsgesetz 1992
	3.2.2 Landwirtschafts(-förderungs)gesetze der Bundesländer
	3.2.3 Unionsrechtliche Grundlagen der GAP
	3.2.3.1 Primärrechtliche Grundlagen (Art 11 AEUV, Art 39 AEUV)
	3.2.3.2 „Erste Säule“: Greening, Coss Compliance (insbes GLÖZ) und gemeinsame Marktorganisation
	3.2.3.2.1 „Greening“ (VO (EU) 1307/2013)
	3.2.3.2.2 Cross Compliance (VO (EU) 1306/2013)
	3.2.3.2.3 Gemeinsame Marktorganisation (VO  (EU) 1308/2013)

	3.2.3.3 „Zweite Säule“: Ländliche Entwicklung (LE)
	3.2.3.3.1 Agrarumweltprogramme (ÖPUL)
	3.2.3.3.2 Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete (AZ)



	3.3 Agrarstrukturrecht
	3.3.1 Grundverkehrsrecht
	3.3.2 Landpachtgesetz
	3.3.3 Bodenreformrecht

	3.4 Qualitativer Bodenschutz
	3.4.1 Rechtsgrundlagen
	3.4.2 Bodenzustandsüberwachung
	3.4.3 Maßnahmen

	3.5 Quantitativer Bodenschutz
	3.5.1 Raumordnungsrecht
	3.5.1.1 Allgemeines
	3.5.1.2 Agrarrelevante Raumordnungsziele
	3.5.1.3 Leitziele des NÖ Raumordnungsgesetzes
	3.5.1.4 Planungsrechtliche Instrumente
	3.5.1.4.1 Abgrenzung örtliche und überörtliche Raumplanung
	3.5.1.4.2 Planungsinstrumente der örtlichen Raumplanung
	3.5.1.4.2.1 Örtliches Raumordnungsprogramm
	3.5.1.4.2.2 Flächenwidmungsplan (FWP)
	3.5.1.4.2.3 Widmungskategorien

	3.5.1.4.3 Planungsinstrumente der überörtlichen Raumplanung


	3.5.2 Rechtliche Instrumente zum Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen
	3.5.2.1 Instrumente zur Förderung der Innenentwicklung von Gemeinden geordnet nach dem Reifegrad der Fläche – Die Baulandtreppe nach Weber
	3.5.2.2 Lösungsansätze zum Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen
	3.5.2.3 Agrarische Fachplanung
	3.5.2.4 Landwirtschaftliche Vorrangflächen
	3.5.2.4.1 Allgemein
	3.5.2.4.2 Planungsebene
	3.5.2.4.3 Ziel
	3.5.2.4.4 Kriterien zur Abgrenzung landwirtschaftlicher Vorrangflächen
	3.5.2.4.5 Agrarflächenschutz in NÖ, OÖ und der Stmk
	3.5.2.4.5.1 Niederösterreich
	3.5.2.4.5.2 Oberösterreich
	3.5.2.4.5.3 Steiermark

	3.5.2.4.6 Schlussfolgerung

	3.5.2.5 Siedlungsgrenzen
	3.5.2.6 Baulandmobilisierung
	3.5.2.6.1 Instrument „Baulandumlegung“ in NÖ
	3.5.2.6.2 Lösungsvorschläge für Baulandreserven

	3.5.2.7 Brachflächenrecycling
	3.5.2.8 Effizientere Siedlungsentwicklung
	3.5.2.9 Monetäre Instrumente
	3.5.2.9.1 Kostenwahrheit bei den Erschließungskosten
	3.5.2.9.2 Reformierung Grundsteuer bzw  Finanzausgleich
	3.5.2.9.3 Planwertabgabe

	3.5.2.10 Einführung von Bodenbilanzen
	3.5.2.11 Neue überörtliche Maßnahme - Regionale Leitplanung

	3.5.3 Kulturflächenschutzgesetze


	4 Praxisteil: Gemeinde Wieselburg-Stadt und Gemeinde Wieselburg-Land
	4.1 Agrarstruktur im Bezirk Scheibbs
	4.2 Gemeinde Wieselburg-Stadt
	4.2.1 Bevölkerungs- und Gemeindeentwicklung
	4.2.2 Siedlungsentwicklung
	4.2.3 Quantitative Betrachtungsweise der Baulandreserven der Stadtgemeinde Wieselburg
	4.2.4 Qualitative Betrachtungsweise der Baulandreserven der Stadtgemeinde Wieselburg
	4.2.5 Versiegelungsgrad
	4.2.6 Ablauf der Grundlagenarbeit
	4.2.7 Agrarische Grundlagenforschung Wieselburg-Stadt
	4.2.7.1 Betriebszahl- und Flächenentwicklung
	4.2.7.2 Entwicklung der Betriebsgrößen


	4.3 Gemeinde Wieselburg-Land
	4.3.1 Bevölkerungsentwicklung
	4.3.2 Siedlungsentwicklung
	4.3.3 Flächenbilanz
	4.3.4 Agrarische Grundlagenforschung Wieselburg-Land
	4.3.4.1 Betriebszahl- und Flächenentwicklung
	4.3.4.2 Entwicklung der Betriebsgrößen


	4.4 Schlussfolgerungen aus dem Praxisteil

	5 FAZIT
	6 Literaturverzeichnis
	7 Anhang
	Anhang 1: Agrarstruktur Bezirk Scheibbs 2010
	Anhang 2: Agrarstruktur Bezirk Scheibbs 1999
	Anhang 3: EK Gemeinde Wieselburg-Land
	Anhang 4: EK Gemeinde Wieselburg-Land (Ausschnitt)
	Anhang 5: EK Gemeinde Wieselburg-Stadt


